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Verlagsangaben

Erscheinungsweise: morgens von Mo. bis Sa.
 
Anzeigenschluss- und Rücktrittstermine:
Allg. Anzeigenteil:  
Montags- und Dienstagsausgabe: Freitag 14.00 Uhr  
Mittwoch- bis Samstagsausgabe: 2 Tage vor Erscheinen 14.00 Uhr
Immobilien: Freitagausgabe: Mittwoch 14.00 Uhr
Stellen: Samstagausgabe: Donnerstag 14.00 Uhr
Reiseanzeigen: Samstagausgabe: Mittwoch 14.00 Uhr
Traueranzeigen:
Montagausgabe: Freitag, 14.00 Uhr
Dienstag- bis Freitagausgabe: Vortag, 13.30 Uhr
Samstagausgabe: Freitag, 12.00 Uhr

Die Anzeigenschlusstermine für Anzeigen mit Korrekturabzügen  
sowie für Amtliche Bekanntmachungen liegen 24 Stunden vor den 
oben genannten Terminen. Für Fließsatzanzeigen können wir keine 
Korrekturabzüge erstellen. Bei jeder Änderung der Anzeigenpreise 
gelten die Bedingungen der jeweils neuen Preisliste ab deren 
Gültigkeitsdatum.

Ausgabennachlass:  
HÖCHSTNACHLASS: 30 % 
2 Ausgaben 20 % Rabatt, 3 Ausgaben 25 % Rabatt,  
4 Ausgaben und mehr 30 % Rabatt  
(außer Kombi-Ausgaben)

Platzierungen:  
Platzierungen werden, soweit technisch möglich, eingehalten. 
Mindestgröße für Platzierungen im redaktionellen Teil:  
500-mm-Anzeigen. Fließsatzanzeigen sind nur in der  
Gesamtausgabe möglich.

Sonderabrechnungsformen:  
Anzeigen auf Textseiten über 380 mm Höhe werden mit  
der vollen Satzspiegelhöhe (480 mm) abgerechnet.
UMRECHNUNG: 1 Textspalte = 1,167 Anzeigenspalten

Satzkosten/-Änderungen:  
Für Anzeigen mit Neusatz oder Anzeigen mit Satzänderungen 
werden 12 Euro zzgl. MwSt. in Rechnung gestellt. 

Verlagsangaben im Detail

Chiffregebühren:  
Zusendung je Veröffentlichung 12 Euro zzgl. MwSt. werden als 
Verwaltungspauschale auch erhoben, wenn keine Offerten 
eingehen.

Zahlungsbedingungen:  
Zahlbar sofort nach Rechnungserhalt ohne Skontoabzug.  
Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe  
von 5 %-Punkten über dem jeweils gültigen Basiszinssatz der 
Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten berechnet. 

Provisionen:  
Über eine Werbeagentur in Auftrag gegebene Anzeigen bzw. 
Beilagen werden zum Grundpreis abgerechnet. Eingetragene 
Werbeagenturen erhalten auf den Grundpreis eine 15-prozentige 
AE-Provision. Bei direkter Abrechnung eines Anzeigen- bzw. 
Beilagenauftrages mit dem Verlag wird der Direktpreis  
abgerechnet.

Nachhaltigkeit:
Das Saarbrücker Zeitung Medienhaus ist Teil der Rheinische Post 
Mediengruppe; diese entwickelte 2022 eine gruppenweite Nach
haltigkeitsstrategie für alle Standorte und setzt diese seit Anfang 
2023 konsequent um. 

Alle Details finden Sie hier:
https://www.medienhaus-sz-tv.de/nachhaltigkeit

Kontakt Telefon E-Mail

 Leitung Media Sales (0681) 502-33 30 ANZLeitung@sz-sb.de

 Anzeigen (0681) 502-32 71 
(0681) 502-32 86

anzeigen@sz-sb.de

 Beilagen (0651) 7199-527 beilagendisposition 
@volksfreund.de

 Pfälzischer Merkur (06332) 80 00 - 33
(06332) 80 00 - 34

Saarbrücker Zeitung  
Medienhaus GmbH
Briefadresse: 66103 Saarbrücken
Haus- und Lieferadresse:  
Gutenbergstraße 11 – 23, 66117 Saarbrücken
Internet: www.saarbruecker-zeitung.de
Konto: SaarLB | IBAN: DE11 5905 0000 0007 0070 08 | 
BIC: SALADE55XXX

mailto:beilagendisposition%40volksfreund.de?subject=
mailto:beilagendisposition%40volksfreund.de?subject=
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Ziele / Digitale Reichweiten

Wir bieten maSSgeschneiderte  
Lösungen für maximale 
Werbewirkung

Höchste digitale Reichweiten in der Region

Tages- 
Zeitung

Kunde

Themen-
beilagen

Portale

Google 
AdWords 

ePaper

Magazine

Native 
Advertising

Social 
Media

Podcast 
Audio

News- 
Letter
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M e d i a-A n a ly s e

Sie kennen Ihr Unternehmen –  
wir kennen die Region und ihre Menschen.  
Zusammen entwickeln wir kreative Werbekonzepte, 
die Ihre Marke erlebbar machen:  
ob in Zeitung und ePaper, auf unseren  
Online-Kanälen, im Podcast oder  
mit individuellen Sonderformaten. 
 
Unser Ziel: Ihre Botschaft kommt genau  
dort an, wo sie die größte Wirkung entfaltet.

Seiten- 
aufrufe

8.395.313

Seiten- 
aufrufe

8.321.233

Seiten- 
aufrufe

8.844.625

Seiten- 
aufrufe

19.346.680

Seiten- 
aufrufe

1.747.695

Nutzer

1.610.130
Nutzer

1.123.987
Nutzer

1.437.921
Nutzer

146.267
Nutzer

66.055

saarbruecker- 
zeitung.de

volksfreund.de sol.de fupa.net/saarland stellenanzeigen.desaarbruecker-
zeitung.trauer.de

Sitzungen

3.500.000

Bewerbungs- 
Interaktionen mtl.

180.000

SOL DE

Definition Nutzer: Die Gesamtzahl der einzelnen Personen, die eine Website besuchen.  
Definition Seitenaufrufe: Die Anzahl, wie oft einzelne Seiten einer Website geladen werden  

(Anzahl der Seiten, die der Nutzer besucht hat). 

Quellen: Google Analytics 09/2025 und stellenanzeigen.de GmbH & Co. KG (monatliche Durchschnittszahlen)
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Produktübersicht

Auswahl Print-Produkte

Auswahl Online-Produkte

Zusatzprodukte

Tageszeitungen Themenbeilagen & Magazine

FAKTENCHECK
Medizinseiten 
auf dem Prüfstand

GESUNDER DARM
Wichtig für Verdauung,

Immunsystem und
seelische Balance

GESUNDER DARM
Wichtig für Verdauung,

Immunsystem und
seelische Balance

FAKTENCHECK
Medizinseiten  
auf dem Prüfstand

NATURVERBUNDEN LEBEN
Wie die Kneipp-Therapie unser 

Wohlbefinden fördert

IM LANDKREIS NEUNKIRCHEN

SONDERVERÖFFENTLICHUNG DER SAARBRÜCKER ZEITUNG MEDIENHAUS GMBH

Ausgabe 02/2025
24. Oktober 2025

Die Hütte erleben
Einblicke in die „Neinkeijer 
Hitt“ bekommen
Seite 5

Schulaktion
Eine gesunde Brotzeit 
zaubern
Seite 7

Freizeit-Paradies
Jugend- und Freizeit- 
zentrum „Freizeit“ eröffnet
Seite 12

Abenteuer 
pur 

Wer etwas erleben will, 

ist im Erlebnisort Reden 

genau an der richtigen 

Stelle.
Seite 20
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Display Ads

ePaper-Werbung

Recruiting-Lösungen

Native Advertising ePaper- & News-Apps

Digitale BeilagePodcasts

Facebook   +   Instagram

Social  
Media

Google-Ads

Google 
AdWords

M O N T A G ,  3 .  N O V E M B E R  2 0 2 5 W W W. P F A E L Z I S C H E R - M E R K U R . D EG E G R Ü N D E T  1 7 1 3

Nummer 254 / G 5580

Ausgabe Pfalz/Saar
Einzelpreis Deutschland 2,40 €

3 1 2  J A H R E  U N A B H Ä N G I G E  T A G E S Z E I T U N G F Ü R  D I E  S A A R P F A L Z  V O N  1 7 1 3  B I S  2 0 2 5

Amazon darf Riesenhalle 
auf dem Steitzhof umbauen

Zweibrücker Zeitung > Seite 7

Homburger Stadtrat stellt sich 
hinter Bosch-Beschäftigte

Homburger Nachrichten > Seite 13

WETTER KONTAKT LESER-REPORTER

A
N

ZE
IG

E

MERKUR KOMPAKT

GESTERN ABEND

Sorge um Zehntausende 
in Stadt im Sudan
Nach der Einnahme der Stadt Al-Fa-
schir im Sudan durch die parami-
litärische Gruppe RSF gibt es Sor-
gen wegen der möglichen Notlage 
zehntausender Menschen vor Ort. 
Seit der Einnahme haben es laut 
der Hilfsorganisation Norwegischer 
Flüchtlingsrat nur weniger als 6000 
Flüchtlinge in das nächstgelegene 
Vertriebenenlager in Tawila, etwa 
65 Kilometer von Al-Faschir ent-
fernt, geschafft. „Wir sehen nicht die 
Hunderttausenden, mit denen wir 
gerechnet hatten“, sagte Vertreter 
Shashwat Saraf der Nachrichten-
agentur AP telefonisch. „Wenn sich 
noch Menschen in Al-Faschir auf-
halten, wird es für sie sehr schwer 
sein, zu überleben.“ Eine UN-Be-
hörde schätzte, dass seit der Über-
nahme von Al-Faschir durch die RSF 
70 894 Menschen vertrieben worden 
sind. Die RSF hat im sudanesischen 
Bürgerkrieg die Kontrolle über die 
Region Darfur im Westen des Lan-
des übernommen. Sie verdränge das 
rivalisierende sudanesische Militär 
aus der Stadt Al-Faschir, die zuvor 18 
Monate lang belagert worden war. 
Die RSF hat laut Augenzeugen und 
Hilfsorganisationen Gräueltaten an 
Zivilisten verübt – darunter Tötun-
gen und sexuelle Übergriffe. Unter 
anderem wurden laut Weltgesund-
heitsorganisation mindestens 460 
Menschen in einem örtlichen Kran-
kenhaus getötet. Der Krieg zwischen 
RSF und Militär war im April 2023 
ausgebrochen. Laut den UN sind 
seitdem mehr als 40 000 Menschen 
ums Leben gekommen.

www.pfaelzischer-merkur.de

Abo-Service: (0 63 32) 8 00 08 
E-Mail: abo-service@pm-zw.de 

abo.pfaelzischer-merkur.de

Privatanzeigen: (0 63 32) 8 00 09

Geschäftsanzeigen: (0 63 32) 80 00 33/34 
pmanzeigen@pm-zw.de

Redaktion: (0 63 32) 80 00 40 
Fax: (0 63 32) 80 00 59

Tickets/Service: (06 81) 5 02 55 22

Werden Sie 
unser Leser-Reporter 
und schicken Sie uns

 Ihre Tipps 

als Sprachnachricht an: 
(0681) 5959800 

aus dem Ausland: 
(0049681) 5959800 

per E-Mail: 
merkur@pm-zw.de

ZUR PM-HOMEPAGE

Pflegekräfte verdienen 
in Rheinland-Pfalz mehr

MAINZ/BERLIN (dpa) Die Bezah-
lung dringend gesuchter Pflege-
kräfte hat sich nach Angaben des 
Spitzenverbands der gesetzlichen 
Krankenversicherungen (GKV) in 
Rheinland-Pfalz verbessert. Die 
durchschnittlichen Stundenlöhne 
stiegen im Bundesland von 23,10 
Euro (2024) auf 24,01 Euro, wie Da-
ten des Verbands ergeben. Er vertritt 
auch die Pflegekassen und legt jähr-
lich eine Berechnung der Löhne vor. 
Eine Steigerung gibt es auch bun-
desweit – und zwar im Schnitt um 
4,9 Prozent auf 23,70 Euro.

Verbandschef Oliver Blatt sagte: 
„Pflegekräfte können sich insge-
samt darauf verlassen, dass sie fair 
bezahlt werden.“ Was für sie gut sei, 
habe aber eine Kehrseite. „Infolge 
der Lohnanpas-
sungen werden 
die Eigenanteile 
der Pflegeheim-
bewohner erneut 
deutlich steigen.“ 
Die Politik müsse 
endlich Wege auf-
zeigen, um höhe-
re Belastungen zu 
begrenzen.

Nach Schätzung 
des GKV-Verbands 
dürften die Lohnzuwächse die Ei-
genanteile nun um durchschnittlich 
100 Euro pro Monat steigen lassen 
– wovon im Schnitt 30 Euro über 
Entlastungszuschläge aufgefangen 
werden, die es je nach Dauer des 

Heimaufenthalts von den Pflegekas-
sen gibt. Bei der Pflegeversicherung 
dürfte dies zu Mehrausgaben von 
260 Millionen Euro im Jahr führen.

Hintergrund ist, dass die Pflege-
versicherung – im 
Unterschied zur 
Krankenversiche-
rung – nur einen 
Teil der Kosten für 
die Pflege und Be-
treuung trägt. Die 
Personalkosten 
fließen hier maß-
geblich ein – und 
seit 2022 darf es 
Versorgungsver-
träge der Pflege-

kassen nur noch mit Heimen geben, 
die nach Tarif oder ähnlich zahlen. 
Für Bewohner kommen Zahlungen 
für Unterkunft und Verpflegung, In-
vestitionen in den Heimen und Aus-
bildungskosten hinzu.

Die Löhne in der Branche 
steigen in Rheinland-Pfalz. 
Das wird vermutlich 
bedeuten, dass Heimbe-
wohner höhere Eigenan-
teile zahlen müssen.

Medikamente: Im 
Land hohe Zahl an 
Verschreibungen
MAINZ (dpa) Die Zahl der ver-
schriebenen Medikamente ist in 
Rheinland-Pfalz im vergangenen 
Jahr erneut gestiegen. Das teilte die 
Techniker Krankenkasse (TK) mit. 
Erwerbstätige TK-Versicherte in 
Rheinland-Pfalz bekamen 2024 im 
Schnitt 310 Tagesdosen verschrie-
ben. Im Vorjahr waren es noch 299 
Dosen pro Person. 

Damit lag das Bundesland fast 
neun Prozent über dem bundes-
weiten Durchschnitt. Das schlüsselt 
die TK auch nach Medikamenten-
gruppen auf: Schilddrüsenhormo-
ne, Blutdruckmittel und Herzkreis-
laufmedikamente gehören zu den 
Präparaten, die 2024 hierzulande 
überdurchschnittlich häufig ver-
schrieben wurden. Unter dem 
Bundesschnitt lag Rheinland-Pfalz 
hingegen bei Arzneimitteln für die 
Haut. 

Gestiegen sind auch die Ausgaben 
für Arzneimittel im Land. Im vergan-
genen Jahr hat die TK fast 370 Mil-
lionen Euro dafür ausgegeben – 15 
Prozent mehr als noch 2023.

„Halloween“ bleibt 
in Rheinland-Pfalz 
meist friedlich
MAINZ/KUSEL/ZWEIBRÜCKEN (dpa) 
Die Nacht auf den ersten November, 
für viele mittlerweile eine „Hallo-
ween“-Nacht, ist in Rheinland-Pfalz 
weitgehend friedlich verlaufen. 
Doch es gab auch Polizeieinsätze.

In Kaiserslautern wurden mehre-
re Fälle von Körperverletzung und 
Sachbeschädigungen gemeldet.

Einsätze gab es für die Polizei 
auch in Bad Kreuznach. Bereits am 
frühen Freitagabend lagen mehre-
re Beschwerden wegen Ruhestö-
rungen vor, Jugendliche hantierten 
mit Böllern. Im weiteren Verlauf der 
Nacht verzeichneten die Beamten 
dann mehrere Körperverletzungs- 
und Sittlichkeitsdelikte.

In der Ortsgemeinde Hüffler im 
Kreis Kusel sprühten bislang Un-
bekannte aus einem fahrenden 
Auto Pfefferspray auf Fußgänger. 
Zwei Passanten wurden getroffen 
und mussten vom Rettungsdienst 
behandelt werden.

In Zweibrücken wurde derweil 
gruselig-friedlich gefeiert.
Lokales Seite 7

„Infolge der 
Lohnanpassungen 

werden die 
Eigenanteile der 

Pflegeheimbewohner 
erneut 

deutlich steigen.“
Oliver Blatt

Vorsitzender des Spitzenverbands der 
Gesetzlichen Krankenversicherungen

GEWINNZAHLEN

Lotto (6 aus 49):

7 - 18 - 28 - 29 - 35 - 38

Superzahl: 9

Super 6: 6 1 0 5 7 7

Spiel 77: 1 4 6 4 0 1 8

(ohne Gewähr)

GETRÜBTER URLAUBSSPASS

Bild von Mallorca 
verliert an Glanz
Mitten im Regen stehen diese Ur-
lauber auf Palma. Der vergangene 
Monat bot reichlich Niederschläge 
auf Mallorca, der Lieblingsinsel 
vieler Deutscher. Doch diese 
Liebe ist getrübt. Die anhaltenden 
Proteste der Mallorquiner gegen 
den Massentourismus und ein 
enormer Preisanstieg bei Hotels 
und Gastronomie verleiden nicht 
wenigen den Urlaub auf „Malle“.
 Wirtschaft Seite 5
FOTO: CLARA MARGAIS/DPA

Wie geht es weiter mit 
Ex-Prinz Andrew?

Panorama > Seite 24

MO DI MI

11 / 4 13 / 5 14 / 6

Tagsüber ist der Himmel bedeckt. 
Sonnenschein bleibt Mangelwa-
re und die Höchstwerte liegen 
bei 9 bis 11 Grad. Der Wind weht 
schwach bis mäßig aus Südwest.

Lautern muss im 
Pokal-Achtelfinale 
bei Hertha BSC ran
KAISERSLAUTERN (dpa) Der 1. FC 
Kaiserslautern muss im Achtelfina-
le des DFB-Pokals im Duell zweier 
Zweitligisten bei Hertha BSC an-
treten. Das ergab die Auslosung in 
Dortmund. Die Achtelfinalspiele 
finden am 2. und 3. Dezember statt. 
Die konkreten Ansetzungen stehen 
noch nicht fest. Das Finale steigt am 
23. Mai 2026 in Berlin.

In der Fußball-Bundesliga hat der 
FCK am Sonntag bei Düsseldorf den 
Sprung an die Spitze verpasst, die 
Partei endete 1:1-Unentschieden.
Sport Seite 19

Ebling: Das Wort „Pflicht“ 
gehört in Wehrpflichtdebatte
MAINZ (dpa) Der rheinland-pfälzi-
sche Innenminister Michael Ebling 
(SPD) ist in der Debatte um Wehr-
pflicht und allgemeine Dienstpflicht 
für eine verpflichtende Regelung. 
„Die klarste Regelung, die man 
machen kann, ist es, wenn man 
am Ende über eine Pflicht spricht“, 
sagte er in Mainz. „Jede Debatte, die 
versucht, das Wort „Pflicht“ zu ver-
meiden, wirkt immer ein bisschen 
halb und nicht ganz ehrlich.“ Er for-
derte die Politik auf, „sich nicht um 
das Wort herumzudrücken“. 

„Persönlich bin ich für eine Form 

von Dienstpflicht und die kann un-
terschiedlich ausgefüllt werden“, 
sagte Ebling. Sie müsse zudem für 
Männer und Frauen gelten. 

„Es wird auch weiterhin Men-
schen geben, die sich aus guten 
Gründen dafür entscheiden, dass 
sie mit der Waffe oder dem Militär 
oder der Bundeswehr nichts zu tun 
haben wollen“, sagte Ebling, selbst 
Kriegsdienstverweigerer. Es gebe 
aber eben auch andere Möglich-
keiten in der Gesellschaft, bei denen 
Menschen durch eine Dienstpflicht 
entlastet werden könnten.

Produktion dieser Seite:
Mathias Schneck
FOTO OBEN: STEVE PARSON/AP

PANORAMA

Fünf Deutsche beim 
Bergsteigen verunglückt
Bei einem Lawinenunglück auf der 
Vertainspitze in Südtirol sind am 
Nachmittag vor Allerheiligen drei 
Bergsteigergruppen verunglückt. 
Insgesamt sind dabei fünf Men-
schen ums Leben gekommen – alle 
aus Deutschland.  > Seite 24

SPORT

SV Elversberg holt 2:2 
gegen Hannover 96
Im Spitzenspiel der 2. Fußball-Bun-
desliga hat sich die SV Elversberg 
gegen Hannover 96 beim 2:2 einen 
Punkt gesichert und ist weiter Ta-
bellendritter. Neuer Spitzenreiter ist 
der SC Paderborn vor dem FC Schal-
ke 04.  > Seite 19

POLITIK

Die Ferraris unter den 
Schleuserbooten
Sie werden auch „Phantoms“ ge-
nannt – Schleuser nutzen mittler-
weile Boote mit bis zu 1000 PS, um 
Menschen, aber auch Drogen illegal 
übers Mittelmeer nach Europa zu 
bringen. Für Ordnungskräfte ist es 
schwer, gegenzuhalten.  > Seite 3

Tickets
im

Vorverkauf

06332 8 70 01

Geldsegen: Anrufen und kassierenGeldsegen: Anrufen und kassieren
Ihr TraumvomGeldsegen

Jetzt täglich mitspielen und
mit ein wenig Glück bis
zu 10.000 € gewinnen.
Mehr Infos im Innenteil!

Anzeige 
ABRO ACEBOS ACQUA COLONIA ADHOC ADIDAS MA EN PENA ALPINA ALYSSA ASHLEY AMBITIOUS

AMMANN AMOR ANA ALCAZAR ANGEL SCHLESS OKHI APELT APPLE OF EDEN ARA ARENA ARMANI

ARTDECO ASA ASICS ASPORTUGUESAS ATKINSON BEDACHT BERDOUES BEST BLUE BETTY BARCLAY

BIALETTI BIANCA BIEDERLACK BIJOU BRIGITTE BIO UE EFFEKT BOCCIA BOGNER BOHM PARIS BOLTZE

BÖRLIND BOSKA BOSS BRAINSTREAM (PIEPEI®) B CUCINELLI BSD BUENA VISTA BUFFALO BUGATTI

BURBERRY BURKLEY CAFE NOIR CALIDA CALVIN K WOMEN SPORTS CARL ROSS CAROLINA HERRERA

CARS JEANS CARTOON CASIO CATNOIR CAWÖ LINE CHLOÉ CINQUE CLARINS CLARKS CLINIQUE

CLUB OF COMFORT CMP COACH COCCINELLE C NIM COLLINES DE PROVENCE COLOURS & SONS

COMMA COMODYNES CONTINENTA COPENHAGE VINCI DADO SENS DARTPOINT DÄUMLING DAVID

FUSSENEGGER DAVIDOFF DECLARÉ DER FLOTTE BO DOLOMITE DOPPLER DORIS STREICH DPI DRYKORN

DSQUARED2 EBENHOLZ ECCO EEM EISBÄR EISEN N DEN BERGH EMMI MARIAGE ENERGETICS EQUA

ERBE SOLINGEN ERBORIAN ESISTO ESSENZA EST OSAND EWERS FALKE FASHY FAUSTMANN FEETJE

FELINA FILA FINK FIT FLOP FLEURESSE FLIK FLAK FRAPP FREEQUENT FRITZI AUS PREUSSEN FUCHS &

SCHMITT FYNCH HATTON G.O.L. GA-DE GABBA G WERBE GERRY WEBER GIANNI CHIARINI GIL BRET

GILDE/MACRANDER GO TRAVEL GOEBEL GONSO ESS HAANS LIFESTYLE HANDED BY HAPPY GIRLS

HATTRIC HAUPT HEAD HEJ:PURE HERMÈS HERZENSANGELEGENHEIT HÖGL HOKA HOUSE OF EMOTIONS HUGO ICEBREAKER ICEPEAK IHR IKOS INGES

CHRISTMAS INUOVO IRISETTE ISI ISSEY MIYAKE IVKO IZIPIZI JACK & JONES JANINE JEAN PAUL GAULTIER JELLYCAT JIL SANDER JIMMY CHOO JJXX

JOANLI NOR JOHN VARVATOS JOOP! JOSEPH RIBKOFF JOY SPORTSWEAR KAHEKU KAI KAPTEN & SON KARMAMIA KATE STORM KELA KENNEL &

SCHMENGER KEY LARGO KIS ME KITCHENAID KLEINIGKEIT KNIRPS KONPLOTT KOZIOL KRACHT KÜCHENPROFI KUNERT L.CREDI LACOSTE LADELLE

LANCASTER LANCÔME LASCANA LAURA BIAGIOTTI LAZAMANI LE COMTE LE COUVENT DES MINIMES LE CREUSET LEBEK LEKI LEONARDO LERROS LES
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POLITIK

Regierung legt Plan zum 

Bürokratieabbau vor

Am Mittwoch kam in Berlin das so-

genannte Entlastungskabinett zu-

sammen und beschloss acht Maß-

nahmen zum Bürokratieabbau. Ein 

Ökonom bezweifelte deren Durch-

schlagskraft. > Seite A 5

WIRTSCHAFT

Einzelhandel skeptisch 

vor Weihnachtsgeschäft

Laut einer Umfrage wollen die Men-

schen weniger Geld für Geschenke 

ausgeben als im Vorjahr. Der Han-

delsverband hingegen geht beim sta-

tionären Handel von stabilen Einnah-

men aus – Online-Händler dürfen mit 

einem Plus rechnen. > Seite A 6

SAARLAND/REGION

Brandstifter von 

St. Wendel schuldunfähig

Ein 65-Jähriger hat gestanden, Mitte 

April in St. Wendel einen Brandan-

schlag auf einen arabischen Lebens-

mittelladen verübt zu haben. Das 

Landgericht Saarbrücken sprach 

ihn wegen Schuldunfähigkeit frei 

und ordnete seine Unterbringung 

in einer Entzugsklinik an. > Seite B 2

PANORAMA

Anklage nach tödlichen 

Polizeischüssen erhoben

Durch mehrere Polizeischüsse wur-

de der 21-jährige Lorenz in der Nacht 

zum Ostersonntag getötet. Nun hat 

die Staatsanwaltschaft Oldenburg 

Anklage wegen fahrlässiger Tötung 

gegen einen 27-jährigen Polizisten 

erhoben. > Seite D 6

SPORT

Bayern-Sieg beeindruckt 

ganz Europa

Der FC Bayern München hat seine 

beeindruckende Siegesserie auch 

gegen den Champions-League-Ti-

telverteidiger Paris Saint-Germain 

fortgesetzt. Beim 2:1-Sieg in Paris 

gelang den Bayern der 14. Sieg im 

14. Pflichtspiel. > Seite D 2

Sport > Seite D 1

IKK-Südwest-Chef warnt 

vor Kostensteigerungen

Der Chef der in Saarbrücken ansässi-

gen Krankenkasse IKK Südwest, Prof. 

Jörg Loth, geht davon aus, dass die 

Krankenkassenbeiträge im kommen-

den Jahr stärker steigen als offiziell 

prognostiziert. Eine aktuelle Schät-

zung hält er für geschönt. > Seite B 2

Ein Stück Europa  

im Klassenzimmer

Das Theaterkollektiv „Rimini Proto-

koll“ zeigt im Rahmen des deutsch-

französischen Festivals Loostik das 

Stück „Schulbesuch Europa“. In einer 

Art Planspiel diskutieren Jugendliche 

über Demokratie, Solidarität und eu-

ropäische Werte. > Seite B 5
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Drei-Sterne-Koch Bau 

verrät sein Erfolgsrezept
Er ist einer der besten Köche Deutschlands und 

behauptet seit fast 20 Jahren mit seinem Restaurant 

Victor’s Fine Dining auf Schloss Berg in Perl-Nennig 

drei Michelin-Sterne. In der SZ verrät Christian Bau 

jetzt sein Erfolgsrezept. > Seite B 4  FOTO: DIETZE/DPA

Grafik des Tages: Chefinnen in Europa 

So hoch war der Frauenanteil in Führungspositionen 

*EU Höchst- bzw. Tiefstwert

Schweden* �������������������������������������������
�������������������������������������������

������  44,4 %

Polen  ������������������������������������������
�������������������������������������������

����������������  41,8 %

Frankreich �������������������������������������������
�������������������������������������������

��������  39,5 %

Österreich �������������������������������������������
�������������������������������������������

��������  36,2 %

EU-27 �������������������������������������������
�������������������������������������������

���������������  35,2 %

Spanien  ������������������������������������������
�������������������������������������������

������������ 34,4 % 

Niederlande  ������������������������������������������
�������������������������������������������

�����  30,2 % 

Deutschland �������������������������������������������
�������������������������������������������

������  29,1 % 

Italien �������������������������������������������
�������������������������������������������

���������������� 27,9 % 

Zypern* �������������������������������������������
�������������������������������������������

������������  25,3 % 

GRAFIK: TypoServ/QUELLE: Destatis

Innenministerium 

verbietet Verein 

„Muslim Interaktiv“

BERLIN (Reuters) Die islamistische 

Vereinigung „Muslim Interaktiv“ ist 

ab sofort in Deutschland verboten. 

Der Verein richte sich gegen die ver-

fassungsmäßige Ordnung und die 

Völkerverständigung, teilte das Bun-

desinnenministerium am Mittwoch 

mit. „Muslim Interaktiv“ lehne das 

Demokratie- und Rechtsstaatsprin-

zip ab, bestreite das Existenzrecht Is-

raels und missachte Menschenrech-

te, was sich in der Forderung nach der 

Errichtung eines Kalifats zeige.

Themen des Tages Seite A 2

Standpunkt Seite A 4

Erstmals zwei Glücksfeen  

bei Ziehung der Lottozahlen

SAARBRÜCKEN (dpa) Bei der Live-Zie-

hung der Zahlen zum Mittwochs-

lotto haben am Mittwochabend in 

Saarbrücken zum ersten Mal in der 

70-jährigen Lotto-Geschichte zwei 

Glücksbringerinnen eine solche Zie-

hung gemeinsam moderiert. Neben 

der Radiomoderatorin Miriam Au-

drey Hannah war auch Franziska 

Reichenbacher dabei.

Reichenbacher, die seit 1998 als 

Lottofee bekannt ist, sagte: „Zwei 

Glücksbringerinnen bei einer Zie-

hung – das gab es noch nie!“ Anlass 

der Moderation im Doppelpack sei 

das Jubiläum 70 Jahre Lotto 6 aus 49, 

teilte Saartoto mit. Für sie sei es „ein 

echter Gänsehautmoment“, sagte 

Hannah vor dem Auftritt.

OVG Saarlouis stellt 

hohe Hürden für 

Uni-Erweiterung auf

SAARLOUIS (cis) Das saarländische 

Oberverwaltungsgericht (OVG) hat 

den Bebauungsplan für die Cam-

pus-Erweiterung der Saar-Univer-

sität für unwirksam erklärt. Dieser 

weist nach dem am Mittwoch ver-

öffentlichten, 129-seitigen Beschluss 

der Saar louiser Richter „mehrere 

schwerwiegende Mängel“ auf. Die 

OVG-Entscheidung hatte sich nach 

dessen Ende Januar ergangener Eil-

entscheidung abgezeichnet, mit der 

der 2. Senat seinerzeit einer Klage der 

Umweltschutzorganisation BUND 

Saar gegen die Rodungspläne statt-

gegeben hatte. In seiner schriftlichen 

Urteilsbegründung geht das OVG 

nun allerdings noch einmal sehr viel 

weiter: Bemängelt werden nicht nur 

natur- und artenschutzrechtliche Ver-

stöße, sondern auch die fehlende Prü-

fung alternativer Standorte auf ausge-

wiesenen Bauflächen. Uni-Präsident 

Ludger Santen schlussfolgert, „dass 

wir nun ein Verfahren brauchen, das 

von vorne bis hinten den rechtlichen 

Ansprüchen genügen muss“.

Saarland Seite B 1

Mittwochslotto:

8 – 20 – 28 – 33 – 37 – 49 

Superzahl: 6

Super 6: 4 9 4 1 3 2

Spiel 77: 6 5 4 0 3 6 6

(ohne Gewähr)

Die Lottofeen Franziska Reichenba-

cher und Miriam Audrey Hannah (v.l.) 

 FOTO: PETER SEYDEL/LOTTO RHEINLAND-PFALZ

Politik und Wirtschaft für Zölle 

zum Schutz der Saar-Stahlindustrie

VON JÖRG WINGERTSZAHN

BERLIN/SAARBRÜCKEN Hohe Erwar-

tungen im Saarland an den Stahl-

gipfel im Kanzleramt: Der Stahl-Ver-

band-Saar legte am Mittwoch ein 

Grundsatzpapier mit politischen 

Forderungen vor, „damit der Indus-

triestandort Deutschland internatio-

nal wieder wettbewerbsfähig wird“. 

Dazu gehörten ein „wirksamer euro-

päischer Außenhandelsschutz vor 

hoch subventioniertem Billig-Stahl 

aus Asien und Russland“, internati-

onal wettbewerbsfähige Preise und 

die Entwicklung grüner Leitmärkte. 

Die Forderung nach Zöllen hat zahl-

reiche Unterstützer im Land: Das for-

dern auch Saar-Ministerpräsidentin 

Anke Rehlinger (SPD), die IG Metall 

und die saarländische Industrie- und 

Handelskammer (IHK). Bundeskanz-

ler Friedrich Merz (CDU) berät heute 

mit Vertretern der Branche und aus 

Bundesländern, wie die kriselnde 

Stahlindustrie gestützt werden kann.

„Wenn die Spielregeln für alle 

gleich wären, hätten unsere Unter-

nehmen keinerlei Probleme, im welt-

weiten Wettbewerb mitzuhalten“, 

sagte Antje Otto, Geschäftsführerin 

des Stahl-Verbands-Saar. Durch die 

klimaneutrale Transformation der 

gesamten Volkswirtschaft, durch 

Massen-Importe von subventionier-

ten Stählen aus Asien, durch interna-

tional nicht wettbewerbsfähige Ener-

giekosten, überbordende Bürokratie 

und sehr hohe Arbeitskosten sei ein 

Standortnachteil entstanden, „der 

die Stahlunternehmen in Deutsch-

land im Moment vor existenzielle He-

rausforderungen stellt“, sagte Otto.

Rehlinger forderte ihrerseits im Ge-

spräch mit der SZ Zölle auf Stahl aus 

Asien zum Schutz der heimischen 

Stahl-Industrie. „Das ist nicht meine 

liebste aller Maßnahmen, ich sehe 

aber die Notwendigkeit, handelspo-

litische Schutzmechanismen gegen 

Dumping-Preise und staatlich sub-

ventionierte Überkapazitäten ein-

zurichten“, sagte Rehlinger. 

IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Köh-

linger verlangte, dass die Bundesre-

gierung „sich in Europa ernsthaft für 

wirksamen Handelsschutz“ einsetzt. 

„Handelsschutz ist die unabdingbare 

Voraussetzung, ohne geht nichts. Bei 

uns stecken Unternehmen in der Kri-

se, weil die Tonne Stahl in China zu 

Dumping-Preisen angeboten wird“, 

sagte Köhlinger. Zudem habe China 

enorme Überkapazitäten.

Die Saar-IHK schloss sich den For-

derungen an. „Damit diese Transfor-

mation wirtschaftlich tragfähig bleibt, 

braucht es endlich fairen Wettbewerb 

auf Energie-, Handels- und Beschaf-

fungsmärkten. Berlin und Brüssel 

müssen jetzt liefern und ihrer Verant-

wortung gerecht werden“, sagte IHK-

Hauptgeschäftsführer Frank Thomé. 

Die Saar-Stahl-Industrie beschäftigt 

derzeit rund 14 000 Mitarbeiter.

Saarland Seiten B 1 und B 3

Beim Stahlgipfel im Kanz-

leramt sollen heute Lösun-

gen für die kriselnde 

Branche gefunden werden. 

Aus dem Saarland kommt 

eine klare Vorgabe.

Die Deutsche Bahn will erstmals 

in ihrem Schienennetz klima-

freundlich erzeugten Stahl verbau-

en. Der Konzern hat nach eigenen 

Angaben für ein Pilotprojekt einen 

Liefervertrag für rund 1000 Ton-

nen Schienen aus grünem Stahl 

mit Saarstahl abgeschlossen.

Bahn kauft grünen Stahl 

bei Saarstahl
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ZITAT
„Es waren schon einige Mannschaften im No-
vember in sehr guter 
Form. Aber am Ende ist entscheidend, wie man im März, April, Mai in 
Form ist. Momentan sind wir natürlich ein europäi-sches Topteam.“

Joshua Kimmich
Der Bayern-Spieler nach dem 2:1-Sieg bei Paris Saint Germain.

WETTER

Seite 28

ÜBERBLICK

Produktion dieser Seite:
Heribert Waschbüsch
 FOTO OBEN LINS: ISTOCK/DEAGREEZ

Neues Gesetz für 
Bildungsurlaub
MAINZ (red) Ehrenamt für den Fußballverein oder den Um-weltschutzverband? Das soll künftig auch bezahlt während der Arbeitszeit funktionieren. Unternehmer können die ge-plante Regelung kaum glauben und laufen Sturm dagegen.

Seite 2 

Wie Wale auf uns 
Menschen schauen
DÜSSELDORF (red) Menschen fin-den Meeressäuger faszinierend: Doch wie ist der Blick der Tiere auf ihre Beobachter? Autor Fa-bian Ritten hat in seinem Buch „Wir Wale“ das hinterfragt.

Seite 21

 Verkommt Belgien 
zum Narco-Staat?
BRÜSSEL (RP) Drogenland Bel-gien: Sind die Kartelle bereits in alle staatlichen Ebenen eingesi-ckert? Eine Antwerpener Unter-suchungsrichterin hat Alarm geschlagen. Der Rechtsstaat sei aufgrund von Korruption und Gewalt in Gefahr. 
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Trierer Corona-Impfopfer will Schmerzensgeld von AstraZeneca
VON CHRISTIANE WOLFF

TRIER Als Mandy Klöckner am 5. März 2021 im Impfzentrum in den Trierer Moselauen gegen Corona ge-impft wird, sind in Großbritannien – wo das von AstraZeneca entwickel-te Serum schon länger verabreicht wird – bereits die ersten Hirnvenen-thrombosen bekannt. Am 15. März berichtet das in Deutschland für die Dokumentation von Impfschäden zuständige Paul-Ehrlich-Institut von einer „auffälligen Häufung einer spe-ziellen Form von sehr seltenen Hirn-venenthrombosen (...) in zeitlicher Nähe zu Impfungen mit dem Covid-19-Impfstoff von AstraZeneca“. Über 13 Hirnvenenthrombose-Fälle sind da bereits nachgewiesen.
 
Schwere Nebenwirkungen schon frü-her bekannt Die schwere Nebenwir-kung tritt nahezu ausschließlich bei Frauen zwischen 20 und 60 Jahren auf. Trotzdem wird das Vakzin weiter verimpft – auch an junge Frauen. Erst am 18. März werden in den Impfzen-tren die Aufklärungsbogen um den Zusatz ergänzt, dass das sehr seltene Risiko einer Gehirnblutung besteht. Nur wenige Tage später, am 1. April 2021, empfiehlt die Ständige Impf-kommission, Frauen unter 60 Jahren nicht mehr mit dem AstraZeneca-Wirkstoff zu impfen.
Zu spät für die Triererin Mandy Klöckner: Nur eine Woche nach dem Piks kommt die damals 46-Jähri-ge mit starken Kopfschmerzen und Übelkeit ins Trierer Brüderkranken-haus. Alle Sofortmaßnahmen kön-nen nicht mehr verhindern, dass die von einem Eiweißgerinnsel verstopf-te Vene im Kopf der Erzieherin platzt. Erst muss die rechte Schädeldecke geöffnet werden, um den Druck des aus der Vene fließenden Bluts auf das Gehirn zu mindern, dann die linke. Das Gehirn der Mutter eines damals 21-jährigen Sohns wird schwer und irreparabel geschädigt. Bis heute be-nötigt Mandy Klöckner rund um die Uhr Betreuung.

Dass die Impfung die Ursache war für die verstopfte Vene, ist von 

den Behörden anerkannt: Klöckners Blut reagiert auf das AstraZeneca-Se-rum mit Verklumpungen, das haben Labortests gezeigt. Ihre schwere Er-krankung ist auch als Berufsunfall anerkannt. Denn als Erzieherin war Mandy Klöckner seitens des Staats zur Impfung aufgerufen – ungeimpft drohte ein Berufsverbot.
Über die Rente wegen Berufsun-fähigkeit und Zuschüssen für den behindertengerechten Umbau des Wohnhauses hinaus hat Mandy Klöckner bisher allerdings weder Schmerzensgeld noch eine Entschä-digung erhalten. Denn das deutsche Arzneimittelgesetz schützt die Her-steller von Medikamenten, die vom Gesundheitsministerium zugelassen wurden, vor solchen Forderungen. Auch wenn doch noch schwere Ne-benwirkungen auftreten.

„Dieses Gesetz macht einerseits auch Sinn, weil die Hersteller sonst einem unkalkulierbaren finanziel-len Risiko ausgesetzt wären“, sagt Dr. Christoph Pitsch, Trierer Anwalt für Medizinrecht. Entscheidend sei allerdings, ob die Risiken nicht doch schon bei der Zulassung des Medi-kaments bekannt waren und ob die Patienten ausreichend darüber in-formiert wurden.
Zivilprozesse gegen den Phar-mariesen im Zusammenhang mit dem Vaxzevria-Impfstoff hat es in Deutschland bereits Dutzende gege-ben. „Bislang wurden diese alle verlo-ren“, berichtet Rechtsanwalt Pitsch. „Wir haben die vergangenen Jahre allerdings für intensive Recherchen genutzt und werden dem Gericht Auszüge aus nicht veröffentlichten Unterlagen vorlegen – zum Beispiel aus einem Untersuchungsausschuss, der sich in Brandenburg unter ande-rem mit dem Zulassungsprozess des Impfstoffs beschäftigt hat.“ Man wer-de dem Gericht auch Akten aus dem Zulassungsprozess in der Schweiz vorlegen – wo der Impfstoff gar nicht erst auf den Markt kam. 

„Wir haben Indizien gesammelt, die uns an den Erfolg unserer Klage glauben lassen und hoffen nun, dass das Gericht sich auf eine umfangrei-

che Beweisaufnahme einlässt“, sagt Pitsch.
Als seiner Mutter damals per Brief des Trierer Impfzentrums mitgeteilt worden sei, dass für sie der Impf-stoff von AstraZeneca vorgesehen sei, habe sie Zweifel gehabt, berich-tet Sohn Jan Klöckner. „Getragen von tiefem Pflichtgefühl und dem Wunsch, zum Schutz anderer beizu-tragen“, habe Mandy Klöckner diese Zweifel allerdings zurückgestellt. Die schrecklichen Folgen der Impfung 

hätten dann allerdings nicht nur das Leben seiner Mutter, sondern auch das ihrer Familie dauerhaft und un-widerruflich verändert. Bei der Klage gehe es daher nicht nur um eine ju-ristische Aufarbeitung des schwer-wiegenden Impfschadens. „Es geht auch um das persönliche Opfer, das meine Mutter aus Überzeugung und aus Loyalität gegenüber Staat und Gesellschaft erbracht hat – in einem Moment, als die Gemeinschaft auf Menschen wir sie zählte.“

Im März 2021 lässt sich die Erzieherin Mandy Klöckner gegen Corona impfen — mit dem schon damals 
viel diskutierten AstraZeneca-Wirkstoff. Nur eine Woche später erleidet sie eine schwere Gehirnblutung.

EU einigt sich auf 
abgeschwächte 
Klimaziele
BRÜSSEL (KNA) In der Nacht von Dienstag auf Mittwoch hatten sich die europäischen Umweltminister in letzter Minute auf EU-Klimaziele verständigt. Bis 2040 soll der Treib-hausgasausstoß um 90 Prozent im Vergleich zu 1990 sinken. Allerdings können die Mitgliedsländer fünf Pro-zent der Einsparungen durch Emis-sionszertifikate „einkaufen“.

Themen des Tages Seite 8

A1-Lückenschluss:
Bundesgericht ist 
jetzt am Zug
LEIPZIG/KELBERG (dpa) Der seit Jah-ren viel diskutierte Lückenschluss der Autobahn 1 in der Eifel steht auf dem juristischen Prüfstand. Das Bundes-verwaltungsgericht Leipzig beschäf-tigte sich am Vormittag mit der Klage des rheinland-pfälzischen Landesver-bandes des Bundes für Umwelt und Naturschutz in Deutschland (BUND) gegen den Planfeststellungsbeschluss des Landesbetriebs Mobilität aus dem Jahr 2023 (Az.: BVerwG 9 A 17.25). Eine Entscheidung soll am 18. November verkündet werden.

Themen des Tages Seite 2

Schlag gegen „Tiktok-
Islamisten“ von 
Muslim Interaktiv
BERLIN (dpa)  Bundesinnenminister Alexander Dobrindt hat den isla-mistischen Verein Muslim Interaktiv verboten. Der Verein spreche Israel das Existenzrecht ab, fordere die Einführung eines Kalifats und wolle die Gesellschaft spalten, erklärte der CSU-Politiker in Berlin. Damit ver-stoße er gegen die verfassungsmäßi-ge Ordnung und gegen die Völkerver-ständigung.

Themen des Tages Seite 7

Im März 2021 wird eine Triererin mit dem Impfstoff von AstraZeneca geimpft. Kurz darauf beginnt ihr Leidensweg.  
  FOTO: LISA LEUTNER/AP

Demokraten gewinnen wichtige Wahlen von New York bis Virginia
WASHINGTON (AP) Ein Muslim ge-winnt die Wahl in der größten Stadt der USA. Zwei Frauen erobern die Gouverneursämter in New Jersey und Virginia: Die US-Demokraten haben die ersten wichtigen Wahlen nach ihrer Niederlage gegen den Republikaner Donald Trump für sich entschieden. Während bei den Bürgermeisterwahlen am Dienstag (Ortszeit) in New York der Parteilin-ke Zohran Mamdani triumphierte, entschieden die gemäßigten Demo-kratinnen Abigail Spanberger und Mikie Sherrill die Gouverneurs-wahlen in Virginia und New Jersey für sich. In Kalifornien stimmten die Wähler für eine Wahlkreisre-form, die den Demokraten Vorteile 

bei den Kongresswahlen in einem Jahr bringen könnte, und in Penn-sylvania bestätigten sie die liberale Richtermehrheit im Obersten Ge-richt des sogenannten Swingstates.Der 34-jährige Mamdani besieg-te in der demokratischen Hochburg New York den früheren Gouverneur Andrew Cuomo und den Republika-ner Curtis Sliwa.
Der in Uganda geborene Mam-dani wird der erste muslimische Bürgermeister der größten Stadt der Vereinigten Staaten und der jüngste seit mehr als 100 Jahren sein. Er stellte seinen Erfolg als Sieg für die Arbeiterklasse dar, die ums Überleben kämpfe. Der selbst er-nannte demokratische Sozialist hat 

kostenlose Stadtbusse, kostenlose Kinderbetreuung, eine Mietpreis-bremse für Sozialwohnungen und staatlich betriebene Supermärkte versprochen.
Er wird Bürgermeister Eric Adams ersetzen, der im September seine Kandidatur zurückgezogen hatte, aber noch auf den Stimmzetteln stand. Cuomo hatte die Vorwahlen der Demokraten gegen Mamdani verloren und trat als unabhängiger Kandidat an. Der Republikaner Sli-wa galt als chancenlos, zumal der gebürtige New Yorker Trump zur Wahl Cuomos aufgerufen hatte – um Mamdani zu verhindern, den er als Kommunisten bezeichnete.Themen des Tages Seite 7
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Display Ads

DISPLAYWERBUNG MOBILE

MOBILE SONDERFORMATE

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression).  
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44. * Quelle: Google Analytics 09/2025 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Ihre Vorteile auf den ersten Blick

Warum Display-Werbung auf  
unseren Nachrichtenportalen?

• �Hohe Reichweite:  
Über 3,0 Mio. Nutzer im Monat besuchen unsere 
Nachrichtenportale saarbruecker-zeitung.de  
und SOL.DE. 

• �Maximale Aufmerksamkeit:  
Mobile Werbeformate erscheinen  
im unmittelbaren Sichtfeld der Nutzer und  
erzielen dadurch eine besonders hohe  
Wahrnehmung und Klickrate.

• �Gezielte Ansprache:  
Mobile Kampagnen  
ermöglichen eine  
präzise Zielgruppenansprache

MOBILE  FIRST
83 % der Nutzer  lesen die Nachrichten mobil. Erreichen Sie Ihre Zielgruppe,  wo sie wirklich ist –  auf dem Smartphone

• �Format: 300 x 250 Pixel

20,40 € | 24,00 €
pro 1.000 Einblendungen

• �Format: 300 x 250 Pixel

20,40 € | 24,00 €
pro 1.000 Einblendungen

• �Format: 300 x 150 Pixel

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

• �Format: 320 x 100 Pixel

10,20 € | 12,00 €
pro 1.000 Einblendungen

• �Format: 300 x 480 Pixel

15,30 € | 18,00 €
pro 1.000 Einblendungen

Understitial Ad
Das Understitial Ad wird 
mittels Scrollen freigelegt. 

Halfpage Ad 
• �Mobile:  

300 x 600 Pixel

15,30 € | 18,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

Medium Rectangle 
• �Mobile:  

300 x 250 Pixel

10,20 € | 12,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

SOL DE

Sticky Ad
Fest am unteren Bildschirm 
verankert. 

Cube Ad
Interagiert mit dem User 
durch die „Wisch-Geste“ 
nach links und rechts. 

Slider
Das interaktive Schieben 
sorgt für eine spielerische 
Beschäftigung mit Ihrem 
Unternehmen oder Angebot. 

Rubbel Ad
Die Werbefläche muss 
durch den User freigelegt 
werden. 
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Display Ads

Fireplace Ad

Medium Rectangle Premium Billboard

• �Desktop:  
SZ-Portal: 1182 x 250 +  
200 x 600 + 200 x 600 Pixel 
SOL-Portal: 1000 x 250 +  
200 x 600 + 200 x 600 Pixel

• �Desktop:  
300 x 250 Pixel

• �Desktop: 
970 x 250 Pixel  
oder 800 x 250 Pixel

29,60 € | 34,82 € 
pro 1.000 Einblendungen

10,20 € | 12,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

20,40 € | 24,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

Displaywerbung DesktoP

Halfpage AdSkyscraper

• �Desktop:  
300 x 600 Pixel

• ��Desktop: 
200 x 600 oder 120 x 600 
oder 160 x 600  
oder 300 x 600  
oder 300 x 1050 Pixel

15,30 € | 18,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

15,30 € | 18,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

Wallpaper

Billboard

• �Desktop:  
970 x 250 Pixel + 
200 x 600 Pixel

• �Desktop  
970 x 90 Pixel

25,50 € | 30,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

15,30 € | 18,00 € 
pro 1.000 Einblendungen

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression bzw. 40.000 Ad Impression bei Fireplace und Wallpaper).  
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44. 

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Ihre Kombi-Vorteile auf den ersten Blick

• �Hohe Sichtbarkeit:  
Größere Bildschirmflächen erlauben auffällige  
und informative Display-Formate.

• �Gezielte Ansprache:  
Desktop-Nutzer verweilen länger auf Nachrichtenportalen 
und schenken Anzeigen mehr Aufmerksamkeit.

• �Aktivierende Kampagnen:  
Käufe, Buchungen und Anfragen finden überdurch-
schnittlich oft über Desktop statt

Profitieren Sie  von 17 %  wertvollen  Desktop-Nutzern

SOL DE
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SZ+ und News-App

Mehr Wirkung, weniger Ablenkung – genau Ihr Umfeld.

• �Exklusive Sichtbarkeit
• �Geringe Werbedichte und somit eine hohe Aufmerksamkeit
• �Hohe Verweildauer und Interaktion mit den Inhalten
• �SZ+ mindestens 56.426 zahlende User im September 2025

Was ist  ?
Mit SZ+ werben Sie dort, wo Inhalte geschätzt und bewusst konsumiert werden – bei den Digital-Abonnent*innen 
der Saarbrücker Zeitung. Ihre Botschaft steht in einem exklusiven, werbereduzierten Umfeld und trifft auf eine 
aufmerksame, digital affine Zielgruppe mit starkem Interesse an lokalen Themen.

Mobile Homepage

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression).  
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Auch als Vermarktungseinheit Rheinische Post Mediengruppe buchbar:
RP+ (Rheinische Post), GA+ (General-Anzeiger Bonn),  
SZ+ (Saarbrücker Zeitung) und volksfreund+ (Trierischer Volksfreund).
Bitte kontaktieren Sie digitalvermarktung@rheinische-post.de für ein Angebot.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

SZ-NEWS-APP

MOBIL PLATZIERT  
IN DER NEWS-APP
IHRE PREMIUMWERBUNG:  
JEDERZEIT UND AN JEDEM ORT

Die verschiedenen Werbemöglichkeiten in unserer  
Nachrichten-App werden in einem stark reduzierten  
Werbeumfeld platziert. Somit erhöhen wir die Aufmerksamkeit  
auf Ihr Unternehmen und Ihre Dienstleistungen.  
Das ist Premiumwerbung inmitten unseres Qualitätsjournalismus.

15.969 Nutzer

1.249.271 Seitenaufrufe
Quelle: Google Analytics  09/2025

Medium Rectangle
• �Mobile: 300 x 250 Pixel

15,00 € | 17,65 € 
pro 1.000 Einblendungen

Desktop Homepage

Skyscraper
• �Desktop: 200 x 600 Pixel (oder 120 x 600 oder  

160 x 600 oder 300 x 600 oder 300 x 1050 Pixel)
• �Mobile: 300 x 250 Pixel

Halfpage Ad
• �Desktop: 300 x 600 Pixel
• �Mobile: 300 x 600 Pixel

21,40 € | 25,20 € 
pro 1.000 Einblendungen

Skyscraper

Halfpage
Ad

Medium Rectangle

Platzierung:
• �Homepage, Ressortseiten oder im Artikel
• �Umgeben von Artikeln und somit im 

Lesefluss des Nutzers

Format: 300 x 250 Pixel

Laufzeit: 
1 Woche (bis zu 3 Kunden in Rotation)

132,00 € | 155,00 €

Sticky-Ad

Platzierung:
• Homepage
• �„Verankerung“ am unteren Bildschirm-

rand

Format: 320 x 50 Pixel

Laufzeit: 
1 Woche (bis zu 3 Kunden in Rotation)

110,00 € | 129,00 €
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Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Native Ad

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

NATIVE ADVERTISING

Native Pakete

Zusätzlich buchbar

Native Advertising verbindet Storytelling mit redaktioneller Anmutung –  
im passenden Umfeld und mit exklusiver Platzierung.  
So wird Aufmerksamkeit zu Interesse und Interesse zur Handlung.

Was Sie gewinnen
• �Aufmerksamkeit, die nicht weggeklickt wird:  

harmonisch integriert, klar gekennzeichnet, hochwertig gestaltet
• �Relevanz & Vertrauen: Ihre Botschaft wirkt wie ein hilfreicher Beitrag 

– nicht wie reine Werbung
• �Reichweite für Ihre Story: Sichtbarkeit durch bspw. Native Teaser
• �Transparente Performance: Reporting und Optimierung inklusive

Leistungen
• �Redaktionell gestalteter, SEO-freundlicher Artikel  

mit Werbekennzeichnung
• �Ausspielung auf Desktop & Mobil
• �Reichweitensteigerung: Native Teaser auf Start- & Übersichtsseiten
• �Optional: Social Boost über Facebook & Instagram
• �Content von Ihnen oder Unterstützung durch unsere PR- Redaktion

Wählbar in... SOL DE

STARTER
• Redaktionell aufbereiteter Artikel
• inkl. Einbindung und Bearbeitung von 3 Bildern
• Native Teaser (50.000 Ad Impressions)

Laufzeit: 2 Wochen, inkl. Abschluss-Reporting

� 950,00 € | 1.118,00 €

Inhaltliche Add-Ons
• Interaktives Element (z.B. Umfrage) � 350,00 €
• �Bilder Service (Stock Photos oder 

Bearbeitung weiterer Fotos, pro Bild) � 20,00 €
• Fotogalerie (5-15 Bilder) � 110,00 €
• Display Werbung Erstellung � 35,00 €

PERFORMANCE
• Redaktionell aufbereiteter Artikel
• inkl. Einbindung und Bearbeitung von 3 Bildern
• Native Teaser (100.000 Ad Impressions)
+ Social Boost (Facebook, Instagram, 300 € Budget)
+ Display Halfpage Ad (30.000 Ad Impressions)

Laufzeit: 4 Wochen, inkl. Abschluss-Reporting

�1.950,00 € | 2.294,00 €

Setup & Timing
• Redakteur vor Ort (inkl. Anfahrt) � 150,00 €
• Fotos vor Ort, pro Bild � 35,00 €
• Express- Vorlaufzeit (3 Werktage) � 450,00 €

RECRUITING
• Native Paket für die Bewerbersuche
• �Story- Format mit zusätzlichen  

Content-Bausteinen – optisch stark,  
interaktiv und bewerbungsorientiert.

• Leistungen analog zum Paket „PERFORMANCE“

Laufzeit: 4 Wochen, inkl. Abschluss-Reporting

�2.150,00 € | 2.529,00 €

Reichweite & Kanäle
• Artikel Laufzeitverlängerung, pro Monat �150,00 €
• �Teaser: zusätzliche AdImpressions 

(in vereinbarter Laufzeit) � TKP 12,00 €

Vorlaufzeiten: 6 Werktage bei unveränderter Übernahme vorhandener Inhalte, 10 Werktage bei Inhaltserstellung auf Grundlage eines Gespräches.

Live-Beispiele SOL DE

https://www.volksfreund.de/beispiele/
https://www.saarbruecker-zeitung.de/beispiele/
https://www.sol.de/beispiele
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Native Ad 

Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Ihr individeller Native-Baukasten

Optionale Module

Schritt 1: ARTIKEL (wählen Sie einen Artikel)

oder

Schritt 2: UMFELDVERMARKTUNG (AUSWAHL)
Weitere Display- Formate und Werbemittel wie Newsletter, Podcast, Interstitial möglich

Native Artikel
• Redaktionell aufbereiteter Artikel
• inkl. Bildbearbeitung: bis zu 3 Bilder

Laufzeit: 2 Wochen, inkl. Abschluss-Reporting

� 545,00 € | 641,00 €

Recruiting Native
• PR- Artikel für die Bewerbersuche
• �Story- Format: optisch stark,  

interaktiv & bewerbungsorientiert
• inkl. Bildbearbeitung: bis zu 3 Bilder

Laufzeit: 2 Wochen, inkl. Abschluss-Reporting

� 700,00 € | 824,00 €

Kern-Module (Basis)

Display Werbung Social BoostNative Teaser
• Teaser- Rotation (min. 30.000 Ad Impressions)
• inkl. Abschluss- Reporting

Direktpreis (TKP 12 €), � ab 360,00 €
Grundpreis (TKP 12 €),� ab 424,00 €

• Halfpage Ad (min. 30.000 Ad Impressions)
• inkl. Abschluss-Reporting

Direktpreis (TKP 12 €), � ab 450,00 €
Grundpreis (TKP 12 €),� ab 529,00 €

• Bewerbung auf Facebook, Instagram
• Erstellung von Post-Inhalten

Meta- Budget*� 300,00 €
>> Authentizität durch Teaser im 

redaktionellen Umfeld
>> Gezielte regionale Reichweite 

 & Sichtbarkeit
>> Zielgruppenerweiterung durch 

Ausspielung über unsere Social-Kanäle.
* Der Social Boost Anteil liegt bei max 20 % des Auftragsvolumens.

Grundsätzliches:
• Vorlaufzeiten: 6 Werktage bei Anlieferung existierender Inhalte, 10 Werktage bei Inhaltserstellung auf Grundlage eines Gespräches.
• Laufzeit- Empfehlung: 2-4 Wochen

Inhaltliche Add-Ons
• Interaktives Element (z.B. Umfrage) � 350,00 €
• �Bilder Service (Stock Photos oder 

Bearbeitung weiterer Fotos, pro Bild) � 20,00 €
• Fotogalerie (5-15 Bilder) � 110,00 €
• Display Werbung Erstellung � 35,00 €

Setup & Timing
• Redakteur vor Ort (inkl. Anfahrt) � 150,00 €
• Fotos vor Ort, pro Bild � 35,00 €
• Express- Vorlaufzeit (3 Werktage) � 450,00 €

Reichweite & Kanäle
• Artikel Laufzeitverlängerung, pro Monat �150,00 €
• �Teaser: zusätzliche AdImpressions 

(in vereinbarter Laufzeit) � TKP 12,00 €
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NATIVE AD – RECRUITING

Blick in die Tiefe: Recruiting Native

ATTRAKTIVE OPTIK:
Aufmachung im gelernten  
redaktionellen Look & Feel.

INHALTSVERZEICHNIS:
Suchmaschinenoptimiert 
und gut strukturiert.

TESTIMONIALS:
Überzeugen Sie potentielle Bewerberinnen  
und Bewerber mit Mitarbeiter-Testimonials –  
in attraktiver Aufmachung.

DIREKTE FORMULAR-EINBINDUNG:
Technische 1:1-Integration in das Stellenprofil –  
im gewohnten redaktionellen Look & Feel.  
Potentielle Bewerberinnen und Bewerber können 
ohne Medienbruch reagieren.

ALTERNATIVE BEWERBUNGSWEGE:
Selbstverständlich sind auch z.B. Links auf Ihr 
Karriereportal o.ä. möglich.

UNTERNEHMENSINFOS:
Als Info-Element erscheint die Information über Ihr 
Unternehmen/Ihre Institution. Auch dies ist ein 
gelerntes, redaktionelles Element. Fotos, Videos, 
Karteneinbindung etc. sind ebenfalls möglich.

KEY FACTS:
Die wichtigsten Infos zur Stelle  
sind einfach zu erfassen.

AUFWERTUNG DURCH ICONS:
Ihre Benefits auf einen Blick.
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NATIVE AD – BEST PRACTICE

TEASER Native Artikel

Best Practice

Beispiele für interaktive 
Elemente finden Sie hier:

SOL DE

https://www.sol.de/beispiele/beispiele-interaktive-elemente%2C684909.html
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ePaper-Werbung – Vorschaltscreen / Interstitial

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Bei Buchung ab 2 Ausgaben erhalten Sie auf jede Belegung 10% Rabatt.
* Quelle: Google Analytics 09/2025

INTERSTITIAL IM E-PAPER
Ihre „Fullscreen-Werbung”  
in unseren ePaper-Ausgaben:
• �Werbeform mit hoher Wirkung auf die Leserinnen und Leser
• �Seitengroßes, interaktives Banner mit Verlinkung im ePaper
• �Per Klick zu Ihrer Webseite: beim Antippen gelangt  

der Leser auf eine von Ihnen gewünschte Zielseite
• Optimiert für alle Endgeräte: Desktop und Mobile

Preise
ePaper-Ausgabe Direktpreise Grundpreise

Gesamtausgabe 839,00 € 987,00 €
Saarlandausgabe 715,00 € 841,00 €
Regionalverband Saarbrücken 314,00 € 369,00 €
Saarlouis / Dillingen 253,00 € 298,00 €
Merzig-Wadern 193,00 € 227,00 €
St. Wendel 193,00 € 227,00 €
Neunkirchen 193,00 € 227,00 €
Homburg 193,00 € 227,00 €
St. Ingbert 180,00 € 212,00 €
Pfälzischer Merkur 127,00 € 149,00 €

ePaper-Ausgabe Direktpreise Grundpreise

Gesamtausgabe 1.000,00 € 1.176,00 €
Regionalverband 700,00 € 824,00 €
Saarlouis 500,00 € 588,00 €
Merzig-Wadern 500,00 € 588,00 €
Neunkirchen 500,00 € 588,00 €
St. Wendel 500,00 € 588,00 €
St. Ingbert 500,00 € 588,00 €
Homburg 500,00 € 588,00 €
Pfälzischer Merkur 300,00 € 353,00 €

• �Reichweite:  
35.972 
ePaper- 
Nutzer  
im Monat

Vorschaltscreen in der ePaper-App
IHRE  
WERBUNG

GANZ  
� VORNE

Exklusiv 
Ihre Werbung

ePaper SZ 
Titelseite

10 Sekunden
31.792 

tägliche Öffnungen

Quelle:  
Google Analytics 

09/2025

Ihre Vorteile auf den ersten Blick

• �Maximale Sichtbarkeit:  
Ihre Anzeige erscheint exklusiv beim Öffnen der App

• �Garantierte Aufmerksamkeit:  
Der Vorschaltscreen ist 10 Sekunden sichtbar inklusive Verlinkung 

• �Unübersehbare Platzierung  
Kein Scrollen, kein Überblättern – Ihre Werbung steht ganz vorne

• �Hochwertiges Umfeld:   
Profitieren Sie vom vertrauensvollen Umfeld der Saarbrücker Zeitung

• �TECHNISCHE ANGABEN / WERBEFORMATE 
Dateiformate: JPG, PNG, Maximale Dateigröße: 300 KB

• �Es werden vier Werbeformate benötigt: 
Tablet Hochformat: 768 x 1024 Pixel	H andy Hochformat: 320 x 480 Pixel 
Tablet Querformat:  1024 x 768 Pixel	H andy Querformat: 480 x 320 Pixel

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel.  
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

SOL DE
NEU: ZIELGRUPPEN-PLUS
Top-Position bei SOL.DE auf den mobilen Seiten:

• Startseite + Saarland gesamt: � 200 € Aufpreis 
• Saarland gesamt: � 100 € Aufpreis

Tagesreichweite: 70.000 - 110.000 User 
(bei Buchung Startseite + Saarland gesamt)

Platzierung: Top-Position bei SOL.DE, 
300 x 250 Pixel, 24 h am Erscheinungstag 
der ePaper-Anzeige



14

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel Techn.  
Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

EPaper-Werbung - Klickbare Anzeigen / Digitale Beilage

DIGITALE BEILAGE
Ihre Print-Beilage wird immer zusätzlich ausgespielt:
• �SZ-ePaper, SZ-ePaper-App und digitale  

Beilage auf saarbruecker-zeitung.de

• Laufzeit: 7 Tage

Reichweite: 35.972 ePaper-Nutzer im Monat  
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

saarbruecker-zeitung.de

SZ-ePaper

ePaper-Ausgabe Direkt-
preise

Grund-
preise

Gesamtausgabe 839,00 € 987,00 €
Saarlandausgabe 715,00 € 841,00 €
Regionalverband  
Saarbrücken

314,00 € 369,00 €

Saarlouis / Dillingen 253,00 € 298,00 €
Merzig-Wadern 193,00 € 227,00 €
St. Wendel 193,00 € 227,00 €
Neunkirchen 193,00 € 227,00 €
Homburg 193,00 € 227,00 €
St. Ingbert 180,00 € 212,00 €
Pfälzischer Merkur 127,00 € 149,00 €

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Klickbare AnzeigeN

• �Bereits mit einer Anzeigengröße von 100 mm  
wird Ihre Werbebotschaft klickbar gemacht

• �Die Leserinnen und Leser interagieren mit Ihrer Anzeige  
und gelangen so auf eine definierte Zielseite  
(z.B. Ihre Homepage)

• �Ein klarer visueller Hinweis („Mouse-over“)  
sorgt dafür, dass die Anzeige nicht übersehen wird.

Klickbare Anzeigen  
in unseren ePaper-Ausgaben

Direktpreis 

19,00 €
pro ET/Anzeige und für alle Ausgaben

Grundpreis  

22,00 €
pro ET/Anzeige und für alle Ausgaben

56.426
Komplettpaket 

Abonnenten
(Quelle: Verlagsangabe 09/2025)

35.972
ePaper-Nutzer 

im Monat 
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

SZ- 
ePaper- 

App
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Newsletter

NEWSLETTER – NEUES FORMAT 
FÜR IHRE WERBEBOTSCHAFT

PLATZ FÜR IHRE BOTSCHAFT

Unsere Newsletter sind ein kostenloser Service für unsere Abonnenten.  
Als informative Infopakete verschnürt, fassen sie zusammen,  
geben Überblick und machen Lust aufs Weiterlesen. 

Zwei wirkungsvolle Werbeplatzierungen:

A = �Sponsoring in Form eines Logos; Größe: 300 x 70 Pixel  
(Platzierung direkt am Anfang des Newsletters)

B = �Platzierung Ihrer Werbung bzw. Unternehmenspräsentation  
direkt unterhalb der Newsletter-Einleitung oder einmal im weiteren 
Newsletter-Verlauf. Besteht aus einem großen Bild sowie Titel  
und Text. Die Verlinkung führt direkt zu Ihrer Homepage,  
dem Social-Media-Auftritt oder einer anderen Landingpage

• �Die Werbeplatzierung A (Sponsoring) ist ausschließlich  
in Verbindung mit der Werbeplatzierung B buchbar

• �Kein Motivwechsel während einer monatlichen Laufzeit möglich.
• �Es kann nur themenspezifische Werbung gebucht werden. 

ca. 40 Wörter/250 Zeichen (inkl. Überschrift und Link-Text),  Bildgröße 460 x 258 Pixel.

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44. 
* Durchschnittlicher Mittelwert 2025 laut Verlagsangaben, keine verbindlichen Reichweiten und Öffnungsraten.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Newsletter
 
 
Inhalt

 
 
Frequenz

 
Empfänger/NL

 
Öffnungen

 
 
Öffnungsrate

 
 
Direktpreis/ET

 
 
Grundpreis/ET

Direktpreis 
Sponsoring 
(Monatspreis)

Grundpreis 
Sponsoring 
(Monatspreis)

Top-Themen  
am Morgen 

Top-Informiert in den Tag 
starten – 7 Uhr erhalten Sie die 
aktuellen Nachrichten aus der 
Region und der ganzen Welt 
direkt in Ihr Postfach.

Mo. – Fr. 56.489 6.349 Ø 11,24% 375,00 €
(pro Woche)

441,00 €
(pro Woche)

1.750,00 € 2.059,00 €

Top-Newsletter 
am Abend 

Bleiben Sie mit Topmeldungen 
immer auf dem Laufenden. 
Über die aktuellen Nachrichten 
aus der Region und der ganzen 
Welt informieren wir Sie 
täglich um 17.30 Uhr.

täglich 40.623 5.159 Ø 12,70% 375,00 €
(pro Woche)

441,00 €
(pro Woche)

1.750,00 € 2.059,00 €

Aufgetischt Erhalten Sie jede Woche 
exklusive Tipps und Infos rund 
um das Thema Essen und 
Trinken im Saarland.

1x/Woche 5.040 1.445 Ø 28,68% 99,00 € 
(pro Aussendung)

116,00 € 
(pro Aussendung)

500,00 € 588,00 €

Klima Erhalten Sie alle zwei Wochen 
spannende Einblicke und 
Artikel rund um das Thema 
Klima!

2x/Monat 1.568 465 Ø 29,68% 99,00 € 
(pro Aussendung)

116,00 € 
(pro Aussendung)

500,00 € 588,00 €

Unn? Erhalten Sie jede Woche 
spannende und interessante 
Geschichten aus Saarbrücken 
und Umgebung.

1x/Woche 8.047 1.623 Ø 20,17% 130,00 € 
(pro Aussendung)

153,00 € 
(pro Aussendung)

750,00 € 882,00 €

Kaiserlinde Der SZ-Newsletter zur SVE  
und für die 2. Liga.

1x/Woche 2.310 730 Ø 31,61% 199,00 € 
(pro Aussendung)

234,00 € 
(pro Aussendung)

999,00 € 1.175,00 €

Lokale 
Newsletter

Alle wichtigen Nachrichten aus 
der Region – um 8 Uhr top 
informiert in den Tag starten!

täglich 5.927 1.367 Ø 23,06% 150,00 €
(pro Woche)

176,00 €
(pro Woche)
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Podcast 

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

SZ-PODCAST

„Tatort Saarland“ – 
der True-Crime-Podcast der Saarbrücker Zeitung 
über die großen Kriminalfälle im Saarland,  
aber auch in der Grenzregion Frankreich und Luxemburg. 

Die einzelnen Folgen erzählen von den großen Finanzskandalen  
in der Region, über Morde und ungeklärte Mordfälle oder 
 auch über die Verurteilungen von Unschuldigen.

• �Zielgruppe: True-Crime-affine Hörer*innen, regional verwurzelt, gut informiert,  
überdurchschnittlich aufmerksamkeitsstark, jüngere, eher weibliche Zielgruppe

Kombi-Paket  
aus Pre-Roll & Mid-Roll Spots 
• �Erstellung Ihrer Spot-Texte ( je 200 – 400 Zeichen)  

auf Grundlage der von Ihnen gelieferten Informationen  
inkl. 1 Korrekturschleife

• �Professionelle Produktion der Audiospots 
• �14 Tage Ausspielung im SZ-Podcast „Tatort Saarland“ 
• �Starke Platzierung an zwei High-Performance-Podcast-Positionen  

(Pre-Roll Spot (30 Sek.), Mid-Roll Spot (30 Sek.)
• �Reporting / Leistungsnachweis (optional integrierbar)

Starke Markenwirkung in kurzer Zeit
• �Storytelling & Audioemotion
• �Wiedererkennung durch Doppelplatzierung
• �Ideal für Kampagnenstart, Markteinführung oder regionale Aktionen

Vorgaben zum Podcast:
• �Die Wahl der Stimme, die den Podcast einspricht, ist vom jeweiligen 

Podcast abhängig und wird von der Redaktion vorgegeben.
• �Der Spot sollte sich nahtlos in das Podcast-Umfeld einfügen und 

thematisch eine passende Verbindung herstellen.  
Die Podcast-Redaktion entwickelt einen individuellen Vorschlag  
für Ihr Thema auf Grundlage Ihres Textes/zu bewerbenden Themas.

• �Alle Spots werden klar als Anzeige gekennzeichnet.
• �Jeder Spot wird pro Podcast-Folge nur einmal ausgespielt –  

eine Wiederholung innerhalb derselben Episode ist nicht gestattet.
• �Anlieferung Thema/Textgrundlage: 10 Tage vor Veröffentlichung. 

(Textlänge: ca. 200-400 Zeichen.) 

Tatort Saarland –  
der True-Crime-Podcast

14 Tage
(Innerhalb der aktuellen Folge) 

Verlängerung um 14 Tage
(innerhalb der gebuchten Folge) 

Direktpreise 1.200,00 € + 600,00 €

Grundpreise 1.412,00 € + 706,00 €

Warum  
regionale Podcasts  
perfekt sind! 
• �Hören dort, wo sie leben:    

Regionale Podcasts erreichen Menschen  
aus der direkten Zielregion.

• �Hohe Relevanz:    
Hörer identifizieren sich mit regionalen Themen 
  Werbebotschaften wirken persönlicher.

• �Weniger Streuverluste:    
Perfekt für lokale Händler, Dienstleister, 
Tourismus, Events oder Handwerksbetriebe.

• �Lokale Marken stärken Vertrauen

Darum ist der Podcast  
der richtige Ort  
für Ihre Werbung: 
• �Hohe Aufmerksamkeit:    

Podcast-Hörer sind konzentrierter und  
weniger abgelenkt als bei anderen Medien.

• �Sehr geringe Werbeabstumpfung:    
Spots werden selten geskippt  

 hohe Durchhörquote.
• �Konsumentenvertrauen:    

Podcast-Hosts genießen hohe Glaubwürdigkeit –  
Werbebotschaften wirken authentischer.

• �Premium-Zielgruppe:    
Podcast-Hörer sind oft jung, digital,  
einkommensstark und meinungsbildend.

• �Ideale Ergänzung zu Social & Display:    
stärkt Markenbildung + Abverkauf gleichzeitig.

Beispiele  
Podcast- 

Sponsoring

Ideal für  regionale Marken,  die hörbar präsent  sein wollen.

12.000
Downloads  pro Folge

Das ist ein Mittelwert  aus 2025

„Kunst, Theater, Musik –  
unsere Region ist kreativ.
 Aber hinter jeder Bühne  

gibt’s auch Schatten.
 Auf Kunst und Kultur im Saarland 
findest du, was das Land bewegt –
 und in unserem Podcast hörst du, 

was es erschüttert.“

Jede Wand erzählt Geschichten.  
Manche wollen wir vergessen…  

andere verdienen einen Neuanstrich.
 Der Malerbetrieb sorgt dafür, dass alte Spuren 

verschwinden – und neue Räume entstehen.
 Ob Renovierung, Fassaden oder feine 

Innenarbeiten: Wir bringen Farbe  
zurück ins Leben.“

 „Bevor wir jetzt in die dunklen Seiten  
unserer Region eintauchen –  

lassen Sie uns die hellen zeigen:
 Der Malerbetrieb:  

Farbe. Qualität. Handwerk.“

„Im Leben passiert  
oft Unerwartetes.  

Unfälle, Schäden, Risiken…  
manchmal tritt das Dunkle plötzlich ein.

 Die Versicherung sorgt dafür,  
dass Sie vorbereitet sind – damit Sie im 

 Ernstfall nicht allein dastehen. 
 Ob Auto, Haus oder Gesundheit:  

Wir sichern, was Ihnen wichtig ist.“
 „Und während wir jetzt wieder den Spuren  

des Verbrechens folgen…  
wissen Sie: Mit der Versicherung  
können Sie ruhig durchatmen.“

Beispiele regionaler Spot-Texte
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Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression). 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Trauer-Portal

Wallpaper
• �Desktop:  

970 x 250 + 200 x 600 Pixel
• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 720,00 €

9,00 € | 10,60 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Startseite, Ratgeber-Seite 

Billboard
• �Desktop: 940 x 120 Pixel
• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 480,00 €

6,00 € | 7,10 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Startseite

Modulkachel
• �Desktop:  

266 x 300 Pixel
• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 160,00 €

2,00 € | 2,40 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Startseite

Content Ad
• �Desktop: 300 x 250 Pixel
• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 240,00 €

3,00 € | 3,50 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Startseite

Buttons
• �Desktop: 300 x 100 Pixel
• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 160,00 €

2,00 € | 2,40 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Startseite, Ratgeber-Seite

Skyscraper

Trauer Display-Werbemittel:  
DESKTOP UND MOBILe

Traueranzeigen, Todesanzeigen und Beileidsbekundungen  
aus der Saarbrücker Zeitung auch online auf  
saarbruecker-zeitung.trauer.de. Auf den Online-Seiten  
wird den Angehörigen und Freunden einer  
verstorbenen Person die Möglichkeit geboten, ihrer Trauer  
auf unterschiedliche Art und Weise Ausdruck zu verleihen.  
Für Sie als Dienstleister und Helfer in einem Trauerfall  
bieten sich passende Präsentationsmöglichkeiten.

Displaywerbung trauer.de

• �Desktop: 120 x 600 Pixel 
oder 160 x 600, 200 x 600, 
300 x 600, 300 x 1050

• �Mobile: 300 x 250 Pixel
80.000 Einblendungen: 320,00 €

4,00 € | 4,70 € 
pro 1.000 Einblendungen
• �Platzierungen: 

Branchenbuch-Seite

• �Texterstellung für ein Firmenprofil:  
290,00 € (Grundpreis: 341,81 €) 

• �Responsives Design  
für optimale Darstellung  
auf allen Endgeräten 

• �zusätzliche Inhalte wie  
Kerzen, Kondolenzen und Trauerhilfe-Artikel

• selbständige Anpassung an das Corporate Design des Bestatters.

Premium-Eintrag  mit individuellen Inhalten und inkl.  Firmenpräsentationnur 59,00 €/Monat(Grundpreis: 69,41 €) 
(Mindestlaufzeit:  12 Monate)
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Fupa-Portal

FuPa Saarland
FuPa ist das professionelle Fußballportal für die Amateurfußballer.  
Die außergewöhnlichen Funktionen, wie z. B. ein personalisiertes System  
oder der Live-Ticker machen das  Portal erfolgreich und einzigartig.

Content-Banner
• �300 x 250 Pixel

8,00 € | 9,40 € 
pro 1.000 Einblendungen

• �z.B. 100.000 Einblendungen  
= 800,00 Euro Direktpreis

Spieltag- 
Sponsoring
• �300 x 250 Pixel (Festplatzierung)
• �nur während der Fußballsaison 

möglich (August bis November  
und März bis Mai)

1 Monate 
199,00 € | 234,00 € 

4 Monate 
699,00 € | 822,00 € 

7 Monate 
1.129,00 € | 1.328,00 €

Paket-Kombi 
 SVE Newsletter  
„Kaiserlinde“
• �Content-Banner  

(Ad Impression  
nach Wahl) +

• �Werbeplatzierung  
im Newsletter mit  
wöchentlicher Frequenz 
(siehe auch Seite 15)

Werbemöglichkeiten – Mobile

10% Paket- rabatt 

+

Vereinspartnerschaft
• �300 x 250 Pixel (Festplatzierung)

6 Monate 
654,00 € | 769,00 €
12 Monate 
1.188,00 € | 1.398,00 €

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. und Gestaltungspauschale in Höhe von 35,00 € netto pro Werbemittel (Mindestbuchung: 30.000 Ad Impression). 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Content- 
Banner

Vereins- 
partner-
schaft

Spieltag- 
Sponsoring

Content- 
Banner

PR-Teaser inkl.
PR-Seite

PR-Angebote

PR-Teaser
• �PR-Teaser-Foto: 300 x 200 Pixel
• �Laufzeit: 1 Woche (Festplatzierung)

599,00 € | 705,00 €
Native Artikel (PR-Artikel)
• �PR-Seite: Text und Fotos

545,00 € | 641,00 €



19

STELLENANZEIGEN.DE

DIGITALE 
STELLENANZEIGEN

Mit uns, als qualifiziertem Partner von stellenanzeigen.de, profitieren Sie zusätzlich von einem nationalen 
Mediennetzwerk (mehr als 450 regionale und fachspezifische Partner) und neuesten Technologien  
wie Retargeting oder SmartReach 3.0 (misst und analysiert die Klickraten Ihrer Anzeige),  
um Vakanzen so schnell wie möglich zu besetzen.

Alle genannten Preise in Euro zzgl. MwSt. Korrekturen / Änderungen bei bereits veröffentlichten Online-Anzeigen: Kosten: 55,00 €. 
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.
Individuelle Schriftarten können in den Online-Anzeigen grundsätzlich nicht verwendet werden. Die Online-Anzeigen werden in der Produktion mit fest definierten Web-Schriften erstellt, um eine konsistente 
Darstellung auf vielen Endgeräten sicherzustellen. Grafiken mit eingebettetem Text sind ausgeschlossen, da sie u.a. die mobile Darstellung und Suchmaschinenauffindbarkeit beeinträchtigen.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

Visits
3,5 Mio Visits pro Monat 
auf stellenanzeigen.de

Social Community
Mehr als 190.00 Fans  
in den sozialen Netzwerken

Bewerbungs- 
interaktionen
Monatlich mehr als 180.00 
Bewerbungsinteraktionen

 
Leistungen

Regio  
Online-Only

Premium 
Online-Only

Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Anzeige in Ihrem Unternehmensdesign  

Individuell und professionell gestaltete HTML-Anzeigen im Responsive-Design (Anlieferung als PDF, Word-DOC oder HTML)  

Ihr Firmenlogo erscheint in der Ergebnisliste  

Kostenlose „Jobs per Mail“ an registrierte Bewerber von saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Zusätzliche Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf stellenanzeigen.de 

Jobs per Mail: stellenanzeigen.de sendet Ihre Anzeige kostenlos an passende und interessierte Kandidaten –  
zielgruppenspezifisch für alle Regionen und Branchen 

Schaltung Ihrer Anzeige auf stellenanzeigen.de und einer optimalen Auswahl  
aus hochkarätigen fachspezifischen und regionalen Partnerwebsites 

Ihre Anzeige profitiert zusätzlich von SmartReach 3.0, der intelligenten Reichweitentechnologie von stellenanzeigen.de 

Mit Retargeting-Maßnahmen auf den reichweitenstärksten AGOF-Partner-Websites  
(z. B. spiegel.de, gmx.de, sueddeutsche.de, u.v.m.) 

Online Only

Laufzeit 30 Tage 391,00 € | 460,00 € 1.146,00 € | 1.348,00 €

Laufzeit 60 Tage 421,00 € | 495,00 € 1.278,00 € | 1.504,00 €

Laufzeit 30 Tage,  
3er-Kontingent 984,00 € | 1.157,00 €

Preise je Buchung, weitere Kontingente auf Anfrage

Print-Online-Kombi

 
Leistungen

Regio Print- 
Online-Kombi

Premium Print- 
Online-Kombi

Ihre Stellenanzeige erscheint als gestaltete Print-Anzeige in der Tageszeitung (Kosten lt. aktueller Preisliste)  
und als Online-Anzeige (eine Position) auf saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de  

Ihre Ausschreibung erhält je Position einen Eintrag in der Tabelle „Der Online-Stellenmarkt“ in der Saarbrücker Zeitung  

Weitere Online-Leistungen (siehe auch „Online Only“: html-Anzeigen, Firmenlogo, Jobs per E-Mail -  
saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de)  

Zusätzliche Online-Veröffentlichung Ihrer Anzeige (eine Position) auf stellenanzeigen.de 

Weitere Online-Leistungen (siehe auch „Online Only“: Jobs per E-Mail - stellenanzeigen.de,  
regionale und fachspezifische Partnerwebsites, SmartReach 3.0, Retargeting) 

Laufzeit 30 Tage 263,00 € | 309,00 € 533,00 € | 627,00€

Laufzeit 60 Tage 314,00 € | 369,00 € 650,00 € | 765,00 €

http://www.stellenanzeigen.de
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Alle genannten Preise in Euro zzgl. MwSt. Korrekturen / Änderungen bei bereits veröffentlichten Online-Anzeigen: Kosten: 55,00 €.  
Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

STELLENANZEIGEN.DE

Reichweiten Upgrades

Zusatzfeatures
Produkte Laufzeit Direktpreis Grundpreis

Top-Job:  
Ihre Anzeige steht in der Ergebnisliste ganz oben 30 Tage 117,00 € 138,00 €
Jobblitz-Addon:  
Aktivieren Sie mit dem Add-On weitere Potenziale bei der  
digitalen Kandidatenansprache (z.B. in Social Media und Marktplätzen).

30 Tage 
60 Tage

252,00 €  
495,00 €

296,00 € 
582,00 €

Tabelleneintrag: Kombination: Online Only und Tabelleneintrag  
Ihre Stellenanzeige erhält je Position einen Eintrag in der Tabelle  
„Der Online-Stellenmarkt“ in der Saarbrücker Zeitung. 

ET:  
Mittwoch (einmalig),  
Gesamtausgabe

 

157,00 € 185,00 €

Refresh / Datumsaktualisierung:  
Durch den Refresh erhält Ihre Anzeige eine Datumsaktualisierung  
und steht wieder oben in der Ergebnisliste.

Regio-Refresh: 

41,00 €
Premium-Refresh: 

56,00€

Regio-Refresh: 

48,00 €
Premium-Refresh: 

66,00€
Firmenprofil:  
Darstellung Ihres Unternehmens auf einer eigenen Seite inkl.  
Adresse, Logo, Karte, Videos, Fotos, etc. 12 Monate 799,00 € 940,00 €

• �Eines der führenden Stellenportale Deutschlands mit 
Positionen für alle Berufsgruppen und Branchen mit 
einem umfangreichen regionalen und überregionalen 
Kooperationsnetzwerk.

• �Top-Platzierung in den Ergebnislisten durch  
unsere Anzeigentechnologie SmartReach 3.0

• �über 400 Partner-Websites im Mediennetzwerk
• �3,5 Mio. Visits pro Monat

• �it-jobs.de ist eine Matching-Maschine speziell  
für den IT-Bereich.

• �Alle Anzeigen werden automatische  
ins Englische übersetzt. 

• �Mehr als 100 starke Reichweitenpartner in ganz Europa
• �PJA - Programmatic Job Advertising
• �Uniques Design: für die Zielgruppe

• �Jobbörse speziell mit Stellenangeboten  
von mittelständischen Unternehmen  
und Hidden Champions.

• �Über 1 Mio. qualifizierten Jobsuchenden pro Monat.
• �KI-gestützter Algorithmus entscheidet über 

Ausspielung abhängig von verfügbarem Budget
• �über 250 starken Partnern, darunter auch bis zu  

100 Job-und Karriereportale

• �Die Jobbörse für „Mehr Macher - weniger Akademiker“
• �Inklusive WhatsApp-Bewerbung inkl. CV-Generator: 

Reduzierung der Bewerbungshürden  
für Mobile-Nutzer.

• �Integration bei vielen Kleinanzeigen Portalen mit 
hohen Klickraten u.a.: Kleinanzeigen.de, markt.de.

• �Jobblitz Rayo Reichweiten-Technologie
• �Innovatives und echtes Pretargeting  

in exklusiver Kooperation mit WEB.DE + GMX

• �Deutschlands größtes Netzwerk regionaler Stellenmärkte.  
1 Partner - 75 Jobportale.

• �ROM-Technologie bietet effizientes  
Programmatic Advertising.

• �Platzierung bei bis zu 150 Jobbörsen  
und Fachstellenmärkten.

Erhöhen Sie mit der „Saarbrücker Zeitung“ die Reichweite Ihrer Stellenanzeigen über multiple Kanäle und  
nutzen Sie unsere performanten Leistungspaket-Services für anspruchsvolle Positionen.

Paket- 
Preise  

auf Anfrage
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Social Media + Google

Social-Media und Google

Smarte Kampagnen dank KI

Digitale Werbekanäle sind auch im Marketing-Mix regionaler Unternehmen unverzichtbar, um 
neue Kunden zu erreichen und bestehende Zielgruppen gezielt anzusprechen. Unser Angebot 
für  Suchmaschinen und/oder soziale Netzwerke bringt Ihre Botschaft genau dorthin, wo sich 
potenzielle Kundinnen und Kunden aufhalten – messbar, effizient und ohne Streuverluste.

AdWords
• �Mit Google AdWords erreichen Sie Menschen genau in 

dem Moment, in dem sie nach Ihren Produkten oder 
Dienstleistungen suchen. Ihre Anzeige erscheint 
prominent in den Suchergebnissen und bietet damit eine 
hohe Sichtbarkeit. Dank präziser Keywords erreichen Sie 
Kunden in der Region und zahlen nur, wenn jemand 
tatsächlich klickt.

Empfohlenes Tagesbudget
schon ab 10,00 € pro Tag und Kanal 
Bearbeitungsgebühr in Höhe von 39,00 Euro zzgl. MwSt. pro Kampagne

Persönliche und individuelle Beratung: 
Telefon (06 81) 5 02 32 68 
E-Mail: digital.sales@sz-sb.de

Künstliche Intelligenz  
zur Kampagnensteuerung
• �Die eingesetzte KI erspart Ihnen / Ihrer Agentur den hohen manuellen Aufwand 

zum Start Ihrer Online-Kampagne: Keyword-Recherche, Zielgruppen-Definition, 
tägliche Optimierung der Kampagnen oder auch die Budget-Kontrolle. 

KI ist für Sie die beste Lösung

Die zeitaufwändigen Aufgaben übernimmt  
ab dem ersten Tag die Künstliche Intelligenz:

 • �permanente Optimierung der Kampagnen
 • sucht aktiv Ihre potentiellen Kunden
 • ermittelt die besten Interessenfelder und Keywords
 • 24/7 im Einsatz 

Facebook + Instagram
• �Facebook und Instagram ermöglichen es, Ihre Marke 

erlebbar zu machen. Visuelle Inhalte und Videos bieten 
die Chance, Emotionen zu transportieren und Zielgrup-
pen ganz gezielt nach Interessen, Alter oder Standort 
anzusprechen. So steigern Sie Reichweite, Bekanntheit 
und Kundenbindung durch die direkte Ansprache der 
Zielgruppen.
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Leserprofil SZ

Leserprofil Saarbrücker Zeitung 

Mit der Saarbrücker Zeitung und dem Pfälzischen Merkur erreichen Sie die Menschen  
in der Region. Die Tageszeitungen (Print und Digital) bieten Tag für Tag ein reichhaltiges  
redaktionelles Angebot und umfassende Werbe- und Online-Kombinationsmöglichkeiten. 
Gesamtbevölkerung im Verbreitungsgebiet, deutschsprachige Bevölkerung 14+:  
904.000 Personen (Quelle: MA TZ 2025)

Die Leser der Saarbrücker Zeitung  
und des Pfälzischen Merkur

Im lokalen führt  
an der Tageszeitung  
kein Weg vorbei**

Gedruckt, online und mobil – Zeitungen informieren  
ihre Nutzer tagesaktuell auf allen Kanälen.  
93 Prozent halten den Lokal- und Regionaljournalismus für 
sehr wichtig für unsere Gesellschaft.

93 %	 �halten die lokale/regionale Tageszeitung  
für unverzichtbar und ist für sie die  
Informationsquelle Nr. 1.

79 %	� der Onlineleser halten Geschäfte,  
die auf den Webseiten der Regionalzeitung 
werben, für seriös.

* Reichweite (MA TZ 2025)
** �Quellen: ZMG Zeitungsqualitäten 2025, ZMG Bevölkerungsumfrage 2022,  

ZMG Onlineumfrage 2024

39,0 %*179.000 Frauen

33,0 %*147.000 Männer

326.000
Leser pro Ausgabe 36,0 %*

35,6 %*
96.000  

Leser sind zwischen  
40 und 59 Jahren

33,9 %*

180.000  
Leser haben ein 
Haushaltsnetto
einkommen von 

3.000 € und mehr

37,1 %*
296.000  
Leser besitzen  

einen Privat-PKW

42,1 %*
256.000  
Leser besitzen  

ein eigenes Haus

Print und Digital:  
Die lokale Tageszeitung erreicht  
alle Bevölkerungsgruppen.  
Besonders online werden die jungen 
Leser dazu gewonnen.

35 Minuten  
wird eine Zeitungsausgabe 
durchschnittlich gelesen
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SZ / Verkaufte Auflage

Verkaufte Auflage (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

SZPM Gesamtausgabe* 80.345 85.325

SZ Saarlandausgabe* 76.752 81.660

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K100 Regionalverband Saarbrücken 20.040 21.870

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K230 Saarland West 19.993 21.430

210 Saarlouis / Dillingen 13.183 14.255

300 Merzig-Wadern 6.810 7.175

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K850 Saarland Ost (inkl. PM) 28.864 30.578

400 St. Wendel 6.716 7.054

500 Neunkirchen 8.473 9.093

610 Homburg 4.371 4.601

620 St. Ingbert 6.124 6.579

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

800 Pfälzischer Merkur* 3.593 3.665

Online-Nutzer pro Monat (Google Analytics, 09/2025)

Startseite SZ 74.393

Online-Nutzer nach Region

Saarbrücken 220.913

Online-Nutzer

Saarland West 203.212

Saarlouis 110.248

Merzig-Wadern 92.964

Online-Nutzer

Saarland Ost (inkl. PM) 279.474

St. Wendel 50.631

Neunkirchen 71.912

Homburg
103.871

St. Ingbert

Online-Nutzer

Pfälzischer Merkur 53.060

*inkl. ePaper

In Zusammenarbeit mit dem Pfälzischen Merkur, dem bedeutenden  
Werbeträger im Zweibrücker Raum, erreichen Sie mit Ihrer Anzeige in der  
Gesamtausgabe von SZ und PM 326.000 Leser1). Somit ermöglicht Ihnen diese 
Kombi eine einfache Abwicklung Ihrer Anzeige in Rheinland-Pfalz und im Saarland.

VERBREITUNGSGEBIET

 = Saarpfalz-Kreis

1) Quelle: Leser pro Ausgabe MA TZ 2025
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Kombi SZ und Volksfreund

Ihre hohe Reichweite im Südwesten,  
nahe der Grenze zu Frankreich und Luxemburg.  
Mit der Kombination der beiden auflagenstärks-
ten Tageszeitungen in der Region Saarland, 
Zweibrücken, Trier, Konz, Saarburg, Bernkastel, 
Bitburg und der Vulkaneifel erreichen Sie über 
470.000 Leser. 
(Quelle: Leser pro Ausgabe MA TZ 2025)

Verkaufte Auflage* (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

TV Gesamtausgabe* 50.606 52.871

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa 

TAK14 Hauptausgabe 21.582 23.009

TA100 Trier-Stadt + Trier-Land 14.355 15.310

TA120 Konz-Saarburg + Hochwald 7.227 7.699

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa 

TAK13 Eifel-Mosel-Ausgabe 20.200 21.039

TAK12 Eifelausgabe 11.490 11.920

TA130 Bitburg-Prüm 8.081 8.407

TA140 Vulkaneifel 3.409 3.513

TA150 Bernkastel-Wittlich 8.710 9.119

P rint  

P rint  

* inkl. ePaper* inkl. ePaper

Kombination Saarbrücker Zeitung  
und Trierischer Volksfreund

U N A B H Ä N G I G  •  Ü B E R P A R T E I L I C H  •  G E G R Ü N D E T  1 8 7 5

DONNERSTAG, 6. NOVEMBER 2025

ZEITUNG FÜR TRIER, SCHWEICH, TRIERER LAND 

Einzelpreis 2,50 €, NR. 257

ZITAT
„Es waren schon einige 

Mannschaften im No-
vember in sehr guter 

Form. Aber am Ende ist 
entscheidend, wie man 

im März, April, Mai in 
Form ist. Momentan sind 

wir natürlich ein europäi-
sches Topteam.“Joshua KimmichDer Bayern-Spieler nach dem 2:1-Sieg 

bei Paris Saint Germain.WETTER

Seite 28

ÜBERBLICK

Produktion dieser Seite:
Heribert Waschbüsch 

FOTO OBEN LINS: ISTOCK/DEAGREEZ

Neues Gesetz für 
BildungsurlaubMAINZ (red) Ehrenamt für den 

Fußballverein oder den Um-

weltschutzverband? Das soll 

künftig auch bezahlt während 

der Arbeitszeit funktionieren. 

Unternehmer können die ge-

plante Regelung kaum glauben 

und laufen Sturm dagegen.

Seite 2 

Wie Wale auf uns 
Menschen schauenDÜSSELDORF (red) Menschen fin-

den Meeressäuger faszinierend: 

Doch wie ist der Blick der Tiere 

auf ihre Beobachter? Autor Fa-

bian Ritten hat in seinem Buch 

„Wir Wale“ das hinterfragt.

Seite 21

 Verkommt Belgien 
zum Narco-Staat?BRÜSSEL (RP) Drogenland Bel-

gien: Sind die Kartelle bereits in 

alle staatlichen Ebenen eingesi-

ckert? Eine Antwerpener Unter-

suchungsrichterin hat Alarm 

geschlagen. Der Rechtsstaat sei 

aufgrund von Korruption und 

Gewalt in Gefahr. 
Seite 27

RUBRIKEN

KONTAKT

WER SPIELT GEGEN LUXEMBURG?

National-Trainer Nagelsmann 

gibt heute den Kader für das 

WM-Qualifikationsspiel  
bekannt. Seite 16

SÜSSER DIE KASSEN NIE KLINGELN?

Oh! In diesem Jahr fallen die 

Geschenke wohl kleiner aus. Seite 6

5°
13° 5°

Tiefsttemperatur der kommenden Nacht:

GELD UND MARKT SEITE 6
FERNSEHEN 

SEITE 25
HÄGAR 

SEITE 24
SUDOKU 

SEITE 24
KINO 

SEITE 22
FÜR KINDER 

SEITE 24

Anzeigen 
06 51 / 71 99-999

Abo 
06 51 / 71 99-998

Leserservice 
06 51 / 71 99-0

kontakt@volksfreund.de
Internet: www.volksfreund.de

www.facebook.com/ 
volksfreundwww.instagram.com/ 

trierischervolksfreund

Trierer Corona-Impfopfer will 

Schmerzensgeld von AstraZeneca
VON CHRISTIANE WOLFFTRIER Als Mandy Klöckner am 5. 

März 2021 im Impfzentrum in den 

Trierer Moselauen gegen Corona ge-

impft wird, sind in Großbritannien 

– wo das von AstraZeneca entwickel-

te Serum schon länger verabreicht 

wird – bereits die ersten Hirnvenen-

thrombosen bekannt. Am 15. März 

berichtet das in Deutschland für die 

Dokumentation von Impfschäden 

zuständige Paul-Ehrlich-Institut von 

einer „auffälligen Häufung einer spe-

ziellen Form von sehr seltenen Hirn-

venenthrombosen (...) in zeitlicher 

Nähe zu Impfungen mit dem Covid-

19-Impfstoff von AstraZeneca“. Über 

13 Hirnvenenthrombose-Fälle sind 

da bereits nachgewiesen.
 

Schwere Nebenwirkungen schon frü-

her bekannt Die schwere Nebenwir-

kung tritt nahezu ausschließlich bei 

Frauen zwischen 20 und 60 Jahren 

auf. Trotzdem wird das Vakzin weiter 

verimpft – auch an junge Frauen. Erst 

am 18. März werden in den Impfzen-

tren die Aufklärungsbogen um den 

Zusatz ergänzt, dass das sehr seltene 

Risiko einer Gehirnblutung besteht. 

Nur wenige Tage später, am 1. April 

2021, empfiehlt die Ständige Impf-

kommission, Frauen unter 60 Jahren 

nicht mehr mit dem AstraZeneca-

Wirkstoff zu impfen.Zu spät für die Triererin Mandy 

Klöckner: Nur eine Woche nach dem 

Piks kommt die damals 46-Jähri-

ge mit starken Kopfschmerzen und 

Übelkeit ins Trierer Brüderkranken-

haus. Alle Sofortmaßnahmen kön-

nen nicht mehr verhindern, dass die 

von einem Eiweißgerinnsel verstopf-

te Vene im Kopf der Erzieherin platzt. 

Erst muss die rechte Schädeldecke 

geöffnet werden, um den Druck des 

aus der Vene fließenden Bluts auf das 

Gehirn zu mindern, dann die linke. 

Das Gehirn der Mutter eines damals 

21-jährigen Sohns wird schwer und 

irreparabel geschädigt. Bis heute be-

nötigt Mandy Klöckner rund um die 

Uhr Betreuung.Dass die Impfung die Ursache 

war für die verstopfte Vene, ist von 

den Behörden anerkannt: Klöckners 

Blut reagiert auf das AstraZeneca-Se-

rum mit Verklumpungen, das haben 

Labortests gezeigt. Ihre schwere Er-

krankung ist auch als Berufsunfall 

anerkannt. Denn als Erzieherin war 

Mandy Klöckner seitens des Staats 

zur Impfung aufgerufen – ungeimpft 

drohte ein Berufsverbot.
Über die Rente wegen Berufsun-

fähigkeit und Zuschüssen für den 

behindertengerechten Umbau des 

Wohnhauses hinaus hat Mandy 

Klöckner bisher allerdings weder 

Schmerzensgeld noch eine Entschä-

digung erhalten. Denn das deutsche 

Arzneimittelgesetz schützt die Her-

steller von Medikamenten, die vom 

Gesundheitsministerium zugelassen 

wurden, vor solchen Forderungen. 

Auch wenn doch noch schwere Ne-

benwirkungen auftreten.
„Dieses Gesetz macht einerseits 

auch Sinn, weil die Hersteller sonst 

einem unkalkulierbaren finanziel-

len Risiko ausgesetzt wären“, sagt 

Dr. Christoph Pitsch, Trierer Anwalt 

für Medizinrecht. Entscheidend sei 

allerdings, ob die Risiken nicht doch 

schon bei der Zulassung des Medi-

kaments bekannt waren und ob die 

Patienten ausreichend darüber in-

formiert wurden.Zivilprozesse gegen den Phar-

mariesen im Zusammenhang mit 

dem Vaxzevria-Impfstoff hat es in 

Deutschland bereits Dutzende gege-

ben. „Bislang wurden diese alle verlo-

ren“, berichtet Rechtsanwalt Pitsch. 

„Wir haben die vergangenen Jahre 

allerdings für intensive Recherchen 

genutzt und werden dem Gericht 

Auszüge aus nicht veröffentlichten 

Unterlagen vorlegen – zum Beispiel 

aus einem Untersuchungsausschuss, 

der sich in Brandenburg unter ande-

rem mit dem Zulassungsprozess des 

Impfstoffs beschäftigt hat.“ Man wer-

de dem Gericht auch Akten aus dem 

Zulassungsprozess in der Schweiz 

vorlegen – wo der Impfstoff gar nicht 

erst auf den Markt kam. 
„Wir haben Indizien gesammelt, 

die uns an den Erfolg unserer Klage 

glauben lassen und hoffen nun, dass 

das Gericht sich auf eine umfangrei-

che Beweisaufnahme einlässt“, sagt 

Pitsch.
Als seiner Mutter damals per Brief 

des Trierer Impfzentrums mitgeteilt 

worden sei, dass für sie der Impf-

stoff von AstraZeneca vorgesehen 

sei, habe sie Zweifel gehabt, berich-

tet Sohn Jan Klöckner. „Getragen 

von tiefem Pflichtgefühl und dem 

Wunsch, zum Schutz anderer beizu-

tragen“, habe Mandy Klöckner diese 

Zweifel allerdings zurückgestellt. Die 

schrecklichen Folgen der Impfung 

hätten dann allerdings nicht nur das 

Leben seiner Mutter, sondern auch 

das ihrer Familie dauerhaft und un-

widerruflich verändert. Bei der Klage 

gehe es daher nicht nur um eine ju-

ristische Aufarbeitung des schwer-

wiegenden Impfschadens. „Es geht 

auch um das persönliche Opfer, das 

meine Mutter aus Überzeugung und 

aus Loyalität gegenüber Staat und 

Gesellschaft erbracht hat – in einem 

Moment, als die Gemeinschaft auf 

Menschen wir sie zählte.“

Im März 2021 lässt sich die Erzieherin Mandy Klöckner gegen Corona impfen — mit dem schon damals 

viel diskutierten AstraZeneca-Wirkstoff. Nur eine Woche später erleidet sie eine schwere Gehirnblutung.

EU einigt sich auf 
abgeschwächte Klimaziele

BRÜSSEL (KNA) In der Nacht von 

Dienstag auf Mittwoch hatten sich 

die europäischen Umweltminister 

in letzter Minute auf EU-Klimaziele 

verständigt. Bis 2040 soll der Treib-

hausgasausstoß um 90 Prozent im 

Vergleich zu 1990 sinken. Allerdings 

können die Mitgliedsländer fünf Pro-

zent der Einsparungen durch Emis-

sionszertifikate „einkaufen“.

Themen des Tages Seite 8

A1-Lückenschluss:
Bundesgericht ist 

jetzt am ZugLEIPZIG/KELBERG (dpa) Der seit Jah-

ren viel diskutierte Lückenschluss der 

Autobahn 1 in der Eifel steht auf dem 

juristischen Prüfstand. Das Bundes-

verwaltungsgericht Leipzig beschäf-

tigte sich am Vormittag mit der Klage 

des rheinland-pfälzischen Landesver-

bandes des Bundes für Umwelt und 

Naturschutz in Deutschland (BUND) 

gegen den Planfeststellungsbeschluss 

des Landesbetriebs Mobilität aus dem 

Jahr 2023 (Az.: BVerwG 9 A 17.25). Eine 

Entscheidung soll am 18. November 

verkündet werden.
Themen des Tages Seite 2

Schlag gegen „Tiktok-
Islamisten“ von Muslim InteraktivBERLIN (dpa)  Bundesinnenminister 

Alexander Dobrindt hat den isla-

mistischen Verein Muslim Interaktiv 

verboten. Der Verein spreche Israel 

das Existenzrecht ab, fordere die 

Einführung eines Kalifats und wolle 

die Gesellschaft spalten, erklärte der 

CSU-Politiker in Berlin. Damit ver-

stoße er gegen die verfassungsmäßi-

ge Ordnung und gegen die Völkerver-

ständigung.Themen des Tages Seite 7

Im März 2021 wird eine Triererin mit dem Impfstoff von AstraZeneca geimpft. 

Kurz darauf beginnt ihr Leidensweg.  

  FOTO: LISA LEUTNER/AP

Demokraten gewinnen wichtige 

Wahlen von New York bis Virginia

WASHINGTON (AP) Ein Muslim ge-

winnt die Wahl in der größten Stadt 

der USA. Zwei Frauen erobern die 

Gouverneursämter in New Jersey 

und Virginia: Die US-Demokraten 

haben die ersten wichtigen Wahlen 

nach ihrer Niederlage gegen den 

Republikaner Donald Trump für 

sich entschieden. Während bei den 

Bürgermeisterwahlen am Dienstag 

(Ortszeit) in New York der Parteilin-

ke Zohran Mamdani triumphierte, 

entschieden die gemäßigten Demo-

kratinnen Abigail Spanberger und 

Mikie Sherrill die Gouverneurs-

wahlen in Virginia und New Jersey 

für sich. In Kalifornien stimmten 

die Wähler für eine Wahlkreisre-

form, die den Demokraten Vorteile 

bei den Kongresswahlen in einem 

Jahr bringen könnte, und in Penn-

sylvania bestätigten sie die liberale 

Richtermehrheit im Obersten Ge-

richt des sogenannten Swingstates.

Der 34-jährige Mamdani besieg-

te in der demokratischen Hochburg 

New York den früheren Gouverneur 

Andrew Cuomo und den Republika-

ner Curtis Sliwa.Der in Uganda geborene Mam-

dani wird der erste muslimische 

Bürgermeister der größten Stadt 

der Vereinigten Staaten und der 

jüngste seit mehr als 100 Jahren 

sein. Er stellte seinen Erfolg als Sieg 

für die Arbeiterklasse dar, die ums 

Überleben kämpfe. Der selbst er-

nannte demokratische Sozialist hat 

kostenlose Stadtbusse, kostenlose 

Kinderbetreuung, eine Mietpreis-

bremse für Sozialwohnungen und 

staatlich betriebene Supermärkte 

versprochen.Er wird Bürgermeister Eric Adams 

ersetzen, der im September seine 

Kandidatur zurückgezogen hatte, 

aber noch auf den Stimmzetteln 

stand. Cuomo hatte die Vorwahlen 

der Demokraten gegen Mamdani 

verloren und trat als unabhängiger 

Kandidat an. Der Republikaner Sli-

wa galt als chancenlos, zumal der 

gebürtige New Yorker Trump zur 

Wahl Cuomos aufgerufen hatte – um 

Mamdani zu verhindern, den er als 

Kommunisten bezeichnete.

Themen des Tages Seite 7

AUFALLES6.11 - 15.11

Anzeige

Besuchen Sie uns!Hausbesichtigung
Sonntag, 09.11. von 10.00 - 15.00 Uhr

OPEN HOUSE - Maximinstr. 13, Trier

keine Anmeldung erforderlich, Infos auf der Homepage

Anfragen gerne unter info@liewer-bau.de

4 194971 102507 4 0 1 4 5

D O N N E R S T A G ,  6 .  N O V E M B E R  2 0 2 5
W W W. S A A R B R U E C K E R - Z E I T U N G . D E

G E G R Ü N D E T  1 7 6 1
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LESER-REPORTER GEWINNZAHLEN

DO FR SA

13 / 5 13 / 5 11 / 5
Tagsüber scheint teilweise die Son-ne. Der Himmel ist wolkig bis stark bewölkt. Die Temperaturen machen bei 13 Grad halt und der Wind weht nur leicht aus Südost.

Werden Sie 
unser Leser-Reporter und schicken Sie uns

 Ihre Tipps 
als Sprachnachricht an: (0681) 5959800 

aus dem Ausland: (0049681) 5959800 
per E-Mail: 

leser-reporter@sz-sb.de 

www.saarbruecker-zeitung.de/abo
Abo-Service: (06 81) 502 502E-Mail: abo-service@sz-sb.deFax: (06 81) 502 55 05 

Privatanzeigen: (06 81) 502 503E-Mail: privatanzeige@sz-sb.deFax: (06 81) 502 509 

Redaktion:  (06 81) 502 504

Flippermuseum Wiebelskirchen bereitet sich auf Groß-Turnier vorLokales > Seite C 5

SCHNELLE SZ

POLITIK
Regierung legt Plan zum Bürokratieabbau vor
Am Mittwoch kam in Berlin das so-genannte Entlastungskabinett zu-sammen und beschloss acht Maß-nahmen zum Bürokratieabbau. Ein Ökonom bezweifelte deren Durch-schlagskraft. > Seite A 5

WIRTSCHAFT
Einzelhandel skeptisch vor WeihnachtsgeschäftLaut einer Umfrage wollen die Men-schen weniger Geld für Geschenke ausgeben als im Vorjahr. Der Han-delsverband hingegen geht beim sta-tionären Handel von stabilen Einnah-men aus – Online-Händler dürfen mit einem Plus rechnen. > Seite A 6

SAARLAND/REGION
Brandstifter von 
St. Wendel schuldunfähigEin 65-Jähriger hat gestanden, Mitte April in St. Wendel einen Brandan-schlag auf einen arabischen Lebens-mittelladen verübt zu haben. Das Landgericht Saarbrücken sprach ihn wegen Schuldunfähigkeit frei und ordnete seine Unterbringung in einer Entzugsklinik an. > Seite B 2

PANORAMA
Anklage nach tödlichen Polizeischüssen erhoben
Durch mehrere Polizeischüsse wur-de der 21-jährige Lorenz in der Nacht zum Ostersonntag getötet. Nun hat die Staatsanwaltschaft Oldenburg Anklage wegen fahrlässiger Tötung gegen einen 27-jährigen Polizisten erhoben. > Seite D 6

SPORT
Bayern-Sieg beeindruckt ganz Europa
Der FC Bayern München hat seine beeindruckende Siegesserie auch gegen den Champions-League-Ti-telverteidiger Paris Saint-Germain fortgesetzt. Beim 2:1-Sieg in Paris gelang den Bayern der 14. Sieg im 14. Pflichtspiel. > Seite D 2

Nagelsmann benennt 
Team für Quali-Finale  

Sport > Seite D 1

IKK-Südwest-Chef warnt vor Kostensteigerungen
Der Chef der in Saarbrücken ansässi-gen Krankenkasse IKK Südwest, Prof. Jörg Loth, geht davon aus, dass die Krankenkassenbeiträge im kommen-den Jahr stärker steigen als offiziell prognostiziert. Eine aktuelle Schät-zung hält er für geschönt. > Seite B 2

Ein Stück Europa  im Klassenzimmer
Das Theaterkollektiv „Rimini Proto-koll“ zeigt im Rahmen des deutsch-französischen Festivals Loostik das Stück „Schulbesuch Europa“. In einer Art Planspiel diskutieren Jugendliche über Demokratie, Solidarität und eu-ropäische Werte. > Seite B 5
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20 JAHRE HÖCHSTE MICHELIN-WERTUNGDrei-Sterne-Koch Bau verrät sein ErfolgsrezeptEr ist einer der besten Köche Deutschlands und behauptet seit fast 20 Jahren mit seinem Restaurant Victor’s Fine Dining auf Schloss Berg in Perl-Nennig drei Michelin-Sterne. In der SZ verrät Christian Bau jetzt sein Erfolgsrezept. > Seite B 4  FOTO: DIETZE/DPA

Grafik des Tages: Chefinnen in Europa So hoch war der Frauenanteil in Führungspositionen 

*EU Höchst- bzw. Tiefstwert

Schweden* ��������������������������������������������������������������������������������������������  44,4 %Polen  �����������������������������������������������������������������������������������������������������  41,8 %Frankreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  39,5 %Österreich ����������������������������������������������������������������������������������������������  36,2 %EU-27 �����������������������������������������������������������������������������������������������������  35,2 %Spanien  ������������������������������������������������������������������������������������������������� 34,4 % Niederlande  ������������������������������������������������������������������������������������������  30,2 % Deutschland ��������������������������������������������������������������������������������������������  29,1 % Italien ������������������������������������������������������������������������������������������������������ 27,9 % Zypern* ��������������������������������������������������������������������������������������������������  25,3 % 
GRAFIK: TypoServ/QUELLE: Destatis

Innenministerium verbietet Verein 
„Muslim Interaktiv“

BERLIN (Reuters) Die islamistische Vereinigung „Muslim Interaktiv“ ist ab sofort in Deutschland verboten. Der Verein richte sich gegen die ver-fassungsmäßige Ordnung und die Völkerverständigung, teilte das Bun-desinnenministerium am Mittwoch mit. „Muslim Interaktiv“ lehne das Demokratie- und Rechtsstaatsprin-zip ab, bestreite das Existenzrecht Is-raels und missachte Menschenrech-te, was sich in der Forderung nach der Errichtung eines Kalifats zeige.Themen des Tages Seite A 2Standpunkt Seite A 4

Erstmals zwei Glücksfeen  bei Ziehung der Lottozahlen
SAARBRÜCKEN (dpa) Bei der Live-Zie-hung der Zahlen zum Mittwochs-lotto haben am Mittwochabend in Saarbrücken zum ersten Mal in der 70-jährigen Lotto-Geschichte zwei Glücksbringerinnen eine solche Zie-hung gemeinsam moderiert. Neben der Radiomoderatorin Miriam Au-drey Hannah war auch Franziska Reichenbacher dabei.
Reichenbacher, die seit 1998 als Lottofee bekannt ist, sagte: „Zwei Glücksbringerinnen bei einer Zie-hung – das gab es noch nie!“ Anlass der Moderation im Doppelpack sei 

das Jubiläum 70 Jahre Lotto 6 aus 49, teilte Saartoto mit. Für sie sei es „ein echter Gänsehautmoment“, sagte Hannah vor dem Auftritt.

OVG Saarlouis stellt hohe Hürden für 
Uni-Erweiterung auf

SAARLOUIS (cis) Das saarländische Oberverwaltungsgericht (OVG) hat den Bebauungsplan für die Cam-pus-Erweiterung der Saar-Univer-sität für unwirksam erklärt. Dieser weist nach dem am Mittwoch ver-öffentlichten, 129-seitigen Beschluss der Saar louiser Richter „mehrere schwerwiegende Mängel“ auf. Die OVG-Entscheidung hatte sich nach dessen Ende Januar ergangener Eil-entscheidung abgezeichnet, mit der der 2. Senat seinerzeit einer Klage der Umweltschutzorganisation BUND Saar gegen die Rodungspläne statt-gegeben hatte. In seiner schriftlichen Urteilsbegründung geht das OVG nun allerdings noch einmal sehr viel weiter: Bemängelt werden nicht nur natur- und artenschutzrechtliche Ver-stöße, sondern auch die fehlende Prü-fung alternativer Standorte auf ausge-wiesenen Bauflächen. Uni-Präsident Ludger Santen schlussfolgert, „dass wir nun ein Verfahren brauchen, das von vorne bis hinten den rechtlichen Ansprüchen genügen muss“.Saarland Seite B 1

Mittwochslotto:
8 – 20 – 28 – 33 – 37 – 49 

Superzahl: 6
Super 6: 4 9 4 1 3 2

Spiel 77: 6 5 4 0 3 6 6

(ohne Gewähr)

Die Lottofeen Franziska Reichenba-cher und Miriam Audrey Hannah (v.l.)  FOTO: PETER SEYDEL/LOTTO RHEINLAND-PFALZ

Politik und Wirtschaft für Zölle zum Schutz der Saar-Stahlindustrie

VON JÖRG WINGERTSZAHN

BERLIN/SAARBRÜCKEN Hohe Erwar-tungen im Saarland an den Stahl-gipfel im Kanzleramt: Der Stahl-Ver-band-Saar legte am Mittwoch ein Grundsatzpapier mit politischen Forderungen vor, „damit der Indus-triestandort Deutschland internatio-nal wieder wettbewerbsfähig wird“. Dazu gehörten ein „wirksamer euro-päischer Außenhandelsschutz vor hoch subventioniertem Billig-Stahl aus Asien und Russland“, internati-onal wettbewerbsfähige Preise und die Entwicklung grüner Leitmärkte. 

Die Forderung nach Zöllen hat zahl-reiche Unterstützer im Land: Das for-dern auch Saar-Ministerpräsidentin Anke Rehlinger (SPD), die IG Metall und die saarländische Industrie- und Handelskammer (IHK). Bundeskanz-ler Friedrich Merz (CDU) berät heute mit Vertretern der Branche und aus Bundesländern, wie die kriselnde Stahlindustrie gestützt werden kann.„Wenn die Spielregeln für alle gleich wären, hätten unsere Unter-nehmen keinerlei Probleme, im welt-weiten Wettbewerb mitzuhalten“, sagte Antje Otto, Geschäftsführerin des Stahl-Verbands-Saar. Durch die klimaneutrale Transformation der gesamten Volkswirtschaft, durch Massen-Importe von subventionier-ten Stählen aus Asien, durch interna-tional nicht wettbewerbsfähige Ener-giekosten, überbordende Bürokratie und sehr hohe Arbeitskosten sei ein Standortnachteil entstanden, „der die Stahlunternehmen in Deutsch-

land im Moment vor existenzielle He-rausforderungen stellt“, sagte Otto.Rehlinger forderte ihrerseits im Ge-spräch mit der SZ Zölle auf Stahl aus Asien zum Schutz der heimischen Stahl-Industrie. „Das ist nicht meine liebste aller Maßnahmen, ich sehe aber die Notwendigkeit, handelspo-litische Schutzmechanismen gegen Dumping-Preise und staatlich sub-

ventionierte Überkapazitäten ein-zurichten“, sagte Rehlinger. IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Köh-linger verlangte, dass die Bundesre-gierung „sich in Europa ernsthaft für wirksamen Handelsschutz“ einsetzt. „Handelsschutz ist die unabdingbare Voraussetzung, ohne geht nichts. Bei uns stecken Unternehmen in der Kri-se, weil die Tonne Stahl in China zu Dumping-Preisen angeboten wird“, sagte Köhlinger. Zudem habe China enorme Überkapazitäten.Die Saar-IHK schloss sich den For-derungen an. „Damit diese Transfor-mation wirtschaftlich tragfähig bleibt, braucht es endlich fairen Wettbewerb auf Energie-, Handels- und Beschaf-fungsmärkten. Berlin und Brüssel müssen jetzt liefern und ihrer Verant-wortung gerecht werden“, sagte IHK-Hauptgeschäftsführer Frank Thomé. Die Saar-Stahl-Industrie beschäftigt derzeit rund 14 000 Mitarbeiter.Saarland Seiten B 1 und B 3

Beim Stahlgipfel im Kanz-leramt sollen heute Lösun-gen für die kriselnde 
Branche gefunden werden. Aus dem Saarland kommt eine klare Vorgabe.

Die Deutsche Bahn will erstmals in ihrem Schienennetz klima-freundlich erzeugten Stahl verbau-en. Der Konzern hat nach eigenen Angaben für ein Pilotprojekt einen Liefervertrag für rund 1000 Ton-nen Schienen aus grünem Stahl mit Saarstahl abgeschlossen.

Bahn kauft grünen Stahl bei Saarstahl

INFO

saarbruecker-zeitung.de/abo

SZ-DIREKTKONTAKTFÜR IHRE ANLIEGEN:

und vielesmehr direktonline und ohneWartezeit:

• Zustellung
• Lieferanschrift
• Rechnungsanschrift• Bankverbindung

Saarbrücker Rat beschließt umstrittene BettensteuerLokalteil Regionalverband > Seite C 1

Nummer 257 / G 6024
Ausgabe RegionalverbandEinzelpreis Deutschland 2,50 €

numéro de CPPAP: 0326 U 87718

Frankreich 2,65 € / Luxemburg 2,65 €
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Attraktive  
Kombinations
möglichkeiten  

auf Anfrage

Verkaufte Auflage (IVW, 3. Quartal 2025) Mo - Fr Sa

SZPM Gesamtausgabe* 80.345 85.325

SZ Saarlandausgabe* 76.752 81.660

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K100 Regionalverband Saarbrücken 20.040 21.870

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K230 Saarland West 19.993 21.430

210 Saarlouis / Dillingen 13.183 14.255

300 Merzig-Wadern 6.810 7.175

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

K850 Saarland Ost (inkl. PM) 28.864 30.578

400 St. Wendel 6.716 7.054

500 Neunkirchen 8.473 9.093

610 Homburg 4.371 4.601

620 St. Ingbert 6.124 6.579

Verkaufte Auflage Mo - Fr Sa

800 Pfälzischer Merkur* 3.593 3.665
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Smart Ads

Print-Anzeigen smart online verlängern –  
ohne Mehraufwand für Sie:

Wir erstellen für Sie eine eigene Online-Kampagne 
analog zu Ihrer gebuchten Print-Anzeige auf  
saarbruecker-zeitung.de. Zielsicher, hochwertig 
und ohne jeglichen Aufwand für Sie.  
Dieser Service ist ab sofort standardmäßig  
bei Ihrer Anzeige inkludiert.

Printpreis  
zwischen

Smart Ad- 
Direktpreise

Smart Ad- 
Grundpreise

1 bis 300 € 85,00 € 100,00 €

301 bis 500 € 138,00 € 162,35 €

501 bis 700 € 160,00 € 188,24 €

701 bis 900 € 205,00 € 241,18 €

901 bis 1.500 € 290,00 € 341,18 €

über 1.500 € 376,00 € 442,35 €

Vorteilspakete:
• �Laufzeit: 2 Wochen

Ihre Printanzeige

Unsere Leistungen für Sie:
• �Professionelle Digitalisierung der Print-Anzeige
• Gestaltung eines animierten Online-Banners (Smart Ad)
• �Erstellung einer eigenen Zielseite (Landingpage)  

mit weiteren Informationen und Kontaktmöglichkeiten  
(E-Mail, Telefon, Link auf eigene Homepage, Google Maps)

• �Platzierung und Ausspielung auf saarbruecker-zeitung.de
• �Kein Mehraufwand für Sie
• �Wir gewähren bis zu 15 % Rabatt auf den Printpreis

Ihre eigene 
Zielseite

SIE LIEFERN  
UNS NUR  

IHRE ANZEIGE – 
DEN REST

erledigen WIR.

(Bei Buchung wird Ihre Printanzeige  
bis zu 15% rabattiert)

Profitieren Sie auch von unseren „Klickbaren Anzeigen“. 
Weitere Informationen auf der Seite 14.

IHRE  
ANIMIERTE  

ONLINE- 
ANZEIGE
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PRINT-PREISE

     
GESAMTAUSGABE

Spaltenbreite:  
44 mm Anzeigenteil;  
50 mm Textteil
Alle genannten Preise in Euro.  
1) �Ab 500 mm.  

Nur aufgeführte Festformate buchbar.
2) �Inkl. regionaler Print-Online-Kombi auf 

saarbruecker-zeitung.stellenanzeigen.de
3) �2 Erscheinungstermine in Folge in 

unveränderter Form (z.B. Immo Mi. + Fr.)
4) �Nur für rein gewerbl. Anzeigen und nur 

nach Vorlage des Motivs, keine Anzeigen 
mit politischem Charakter

5) �Innerhalb der Rubriken sind die Anzeigen 
alphabetisch sortiert.

6) �Platzierung nicht auf der Titelseite und 
Seite 2 möglich

Z eitung      im  R egionalverband           

S aarland       W est  :
Saarlouis, Merzig-Wadern

S aarland       O st :
St. Wendel, Neunkirchen,  
Homburg, St. Ingbert 

P FÄ L Z I S C H E R M E R K U R

Z I S - N ummer   
Saarlandausgabe: 101805

Grund- 
preise

Direkt- 
preise

mm-Anzeigen (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Marktplatz/Textseiten 1)

Mo.–Sa. s/w 10,62 9,03

2c/4c 14,34 12,19

Nachrufe

Mo.–Sa. s/w 9,80 8,33

2c/4c 13,24 11,25

Unterricht, Freie Berufe, Praxen

Mo.–Sa. s/w 6,68 5,68

2c/4c 9,02 7,67

Amtliche Bekanntmachungen

Mo.–Sa. s/w 5,24 4,46

Textteil-Anzeigen 6)  (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

50 x 20 mm, 50 x 40 mm, 50 x 100 mm, 105 x 80 mm

Mo.–Sa. s/w 42,49 36,12

2c/4c 57,37 48,76

Sonderwerbeformen (Preise zzgl. MwSt.)

Titelkopf 40 x 30 mm 4)

Mo.–Sa. s/w, 2c, 4c 1.041,00 885,00

Doppelkopf 40 x 30 mm 4)

Mo.–Sa. s/w, 2c, 4c 1.562,00 1.328,00

Titelanzeige 105 x 80 mm 4)

Mo.–Sa. s/w 3.469,65 2.949,20

2c, 4c 4.685,00 3.981,42

Signal Ad 25 x 40 mm

Monat s/w, 2c, 4c 2.971,00 2.525,00

Grund- 
preise

Direkt- 
preise

RUBRIKENMÄRKTE 5) (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Stellenmarkt 2)

Mi. oder Sa. s/w, 2c, 4c 11,32 9,62

DUO 3) s/w, 2c,4c 13,92 11,83

Reise

Mi. oder Sa. s/w 7,15 6,08

2c , 4c 9,65 8,21

DUO 2) s/w 9,16 7,79

2c, 4c 12,37 10,52

Kfz / Immobilien / Bekanntschaften 

Mi. (Kfz/Immobilien), s/w 7,85 6,67

Mi. (Bekanntschaften) 2c, 4c 10,60 9,00

Fr. (Immobilien), s/w 7,85 6,67

Sa. (Kfz/ Bekanntschaften) 2c , 4c 10,60 9,00

DUO 3) s/w 10,01 8,51

2c, 4c 13,51 11,49

FLIESSSATZANZEIGEN (MO.–SA.)

Stellenmarkt / Kfz / Immobilien.

Einzel – bis 3 Zeilen 54,34 46,19

Einzel – 4 bis 6 Zeilen 73,11 62,14

Einzel – jede weitere Zeile 8,74 7,43

DUO 3) – bis 3 Zeilen 71,53 60,80

DUO 3) – 4 bis 6 Zeilen 88,44 75,17

DUO 3) – jede weitere Zeile 11,74 9,98

Übrige (einschl. Vermietungen).

Einzel – bis 3 Zeilen 17,28 14,69

Einzel – 4 bis 6 Zeilen 30,41 25,85

Einzel – jede weitere Zeile 7,69 6,54

DUO 3) – bis 3 Zeilen 26,41 22,45

DUO 3) – 4 bis 6 Zeilen 46,82 39,80

DUO 3) – jede weitere Zeile 9,40 7,99

Aufschlag

Fließsatz mit Foto (Format Foto: 44x25) 31,80 27,00

Digitale  
Reichweite und  

10 % Preisvorteil  
sichern

Weitere Infos  
auf den Seiten 14 und 25.

Verkaufte Auflage  
(IVW, 3. Quartal 2025)

Mo.–Fr. Sa.

Gesamtausgabe 80.345* 85.325*
* inkl. ePaper
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PRINT-PREISE

Festformate zu Sonderkonditionen  
und Online-Kombi:

- Großformatige Präsenz in der Tageszeitung
- �Klickbare Anzeige im ePaper inkl. Verlinkung auf eine 

definierte Zielseite (weitere Infos auf der Seite 14)
- �Digital optimiert auf saarbruecker-zeitung.de  

(weitere Infos auf der Seite 25)
- Direktpreise (Mo. – Sa.)

DONNERSTAG/FREITAG, 2./3. OKTOBER 2025 Saarland & Region B3

CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA

Produktion dieser Seite:
Lucas Hochstein
Ben Balzereit

Format: 160 x 143 oder 105 x 215 mm
Gesamtausgabe

5.331,95 € 

DONNERSTAG/FREITAG, 2./3. OKTOBER 2025 Saarland & Region B3

CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 
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Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister
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Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.
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SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.
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Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.
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 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.
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Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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Teilausgaben Zeitung  
für den Landkreis Saarlouis mit:  
Saarwellingen, Wallerfangen,  
Schwalbach, Ensdorf, Bous,  
Überherrn, Wadgassen,  
Rehlingen, Lebach, Nalbach,  
Schmelz 
Merzig-Wadern mit:  
Wadern, Mettlach, Losheim,  
Beckingen, Weiskirchen, Perl

Z I S - N ummer     N
Saarland West: 100587  
Saarlouis/Dillingen: 101226 
Merzig-Wadern: 100328

 Saarland West

Spaltenbreite: 44 mm Anzeigenteil; 50 mm Textteil
Alle genannten Preise in Euro. Kombi-Rabatte: 2 Ausgaben 20 % 
Rabatt, 3 Ausgaben 25 % Rabatt, 4 Ausgaben und mehr 30 % 
Rabatt (Die Kombi-Ausgaben K100, K230 und K850 sind nicht 
weiter rabattfähig, da schon in sich rabattiert!) 
1) Ab 500 mm. Nur aufgeführte Festformate buchbar.
2) �Firmennachrufe nur in den Ausgaben SZPM, SZ, K100, K230, 

K510 und 800 möglich.
3) Platzierung nicht auf der Titelseite und Seite 2 möglich. 
4) �Nur für rein gewerbliche Anzeigen und nur nach Vorlage des 

Motivs, keine Anzeigen mit politischem Charakter.

Verkaufte Auflage (IVW, 3. Quartal 2025)

Mo.–Fr. Sa.

Konz-Saarburg + Hochwald 7.227 7.699

Verkaufte Auflage (IVW, 3. Quartal 2025)

Mo.–Fr. Sa.

Saarland West 19.993 21.430

Saarlouis/Dillingen 13.183 14.255

Merzig-Wadern 6.810 7.175

Grundpreise Direktpreise
Lokalausgaben SLS/DILL MZG-Wadern Saarland-West SLS/DILL MZG-Wadern Saarland-West

mm-Anzeigen (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

Marktplatz/Textseite1) 

Mo.–Sa. s/w 2,19 1,52 2,97 1,86 1,29 2,52

2c/4c 2,95 2,06 4,00 2,50 1,75 3,40

Nachrufe 2)

Mo.–Sa. s/w    2,74 2,33

2c/4c    3,69   3,14

Amtliche Bekanntmachungen

Mo.–Sa. s/w 1,31 1,31 2,09 1,11 1,11 1,78

Textteil-Anzeigen 3) (Preise pro mm zzgl. MwSt.)

50 x 20 mm, 50 x 40 mm, 50 x 100 mm, 105 x 80 mm

Mo.–Sa. s/w 8,75 6,08 11,36 7,43 5,17 10,08

2c/4c 11,79 8,22 15,32 10,02 6,99 13,61

Sonderwerbeformen (Preise zzgl. MwSt.)

Titelkopf 40 x 30 mm 4)

Mo.–Sa. s/w, 2c/4c 260,00 196,00 365,00 221,00 167,00 310,00

Doppelkopf 40 x 30 mm 4)

Mo.–Sa. s/w, 2c/4c 394,00 289,00 548,00 335,00 246,00 466,00

Kombi-Vorteilspreis  
SZ und Volksfreund: 

Direktpreis, 4c: nur 2,34 €/mm 
Grundpreis, 4c: nur 2,75 €/mm

(Ausgabe Merzig-Wadern  
mit Konz-Saarburg + Hochwald)

Digitale Reichweite und  
15 % Preisvorteil sichern
Weitere Infos auf den Seiten 14 und 25.

PRINT-PREISE



33

Festformate zu Sonderkonditionen  
und Online-Kombi:

- Großformatige Präsenz in der Tageszeitung
- �Klickbare Anzeige im ePaper inkl. Verlinkung auf eine 

definierte Zielseite (weitere Infos auf der Seite 14)
- �Digital optimiert auf saarbruecker-zeitung.de  

(weitere Infos auf der Seite 25)
- Direktpreise (Mo. – Sa.)
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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CDU unterstellt SPD 
Blockade-Haltung in 
der Causa Greiber 
SAARBRÜCKEN (kip) Frank Wagner, 
Generalsekretär der CDU Saar, hat 
die SPD nach dem gescheiterten 
Abwahlverfahren gegen Wadgas-
sens Bürgermeister Sebastian 
Greiber scharf angegriffen. „Dass 
die SPD im Wadgasser Gemein-
derat das Abwahlverfahren gegen 
Bürgermeister Greiber blockiert 
hat, ist ein verheerendes Signal 
an die Bürgerinnen und Bürger“, 
erklärte Wagner in einer Pressemit-
teilung der saarländischen CDU 
am Mittwoch. 

„Erneut zeigt die SPD Saar ihren 
blinden Kadergehorsam: SPD-Par-
teiräson geht vor Bürgerwillen.“, 
so der CDU-Generalsekretär wei-
ter. Die Partei verhindere, dass 
die Entscheidung über Greibers 
Zukunft in die Hände der Bürger 
gelegt werde, „während die Vor-
würfe gegen Greiber Tag für Tag 
erdrückender werden“.

„Das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Bürgermeister und dem 
Gemeinderat ist zerrüttet, was zu 
einer politischen Blockade geführt 
hat“, analysiert Frank Wagner. Die 
SPD verhinderte mit ihrer Haltung 
eine Auflösung dieser Blockade 
und einen Weg aus der Krise für 
die Kommune. Wagner fragt: „Hat 
die SPD Angst vor dem Votum der 
Bürgerinnen und Bürger?“ 

Für Wagner ist das Abstimmungs-
verhalten der SPD-Mitglieder des 
Gemeinderates „ein weiterer Aus-
druck des Führungsversagens der 
SPD-Landesvorsitzenden Reh-
linger“. Die Ministerpräsidentin 
und Landesvorsitzende der SPD 
„drückt sich vor klaren Entschei-
dungen. Rehlinger duckt sich weg, 
wenn es ernst wird, ob in Wadgas-
sen oder in Neunkirchen.“

In Wadgassen wird weiter gestritten

VON MICHAEL KIPP

WADGASSEN Die Bisttalhalle im Wad-
gasser Ortsteil Differten verwandel-
te sich am Dienstagabend zur Arena 
der Demokratie. 350 Menschen ka-
men und sahen eine der seltensten 
Prozeduren der Kommunalpolitik: 
das Scheitern der Einleitung eines 
Abwahlverfahrens gegen einen am-
tierenden Bürgermeister.

Es geht um Sebastian Greiber, der 
als SPD-Bürgermeister seit elf Jahren 
die Gemeinde Wadgassen führt. Sei-
ne Gegner werfen ihm Dienstwagen-
affären, eine Insolvenz und Intrans-
parenz vor, haben ihn teils angezeigt 
(wir berichteten mehrfach). Die Bür-
ger scheinen genug zu haben. Die 
Stimmung im Saal ist deutlich gegen 
Greiber.

Jede Fraktion darf ein Statement 
verlesen, dann stimmt der Rat ab. 
22 von 33 Stimmen braucht es für 
die nötige Zweidrittelmehrheit. Die 
Opposition hat 20. Es fehlen zwei 
Stimmen aus der SPD-Fraktion. Das 
ist die Arithmetik. Dabei spielt Birgit 
Brill (SPD) eine zentrale Rolle: Sie 
hatte zuvor angekündigt, gegen ihre 
eigene Partei zu stimmen. Mit Brill 
hat die Opposition eine SPD-Stim-
me sicher. Fehlt 
noch eine.

Peter Lorson 
von „Wir für Wad-
gassen“ macht 
den Anfang bei 
den Statements. 
Der Ortsvorsteher 
von Friedrichwei-
ler spricht vom 
schleichenden 
Verfall der Ge-
meinde. Von der Schuldenlast, die 
keiner genau kenne, sie sei wahr-
scheinlich größer als die von Saar-
louis. Der Investitionsstau zeige sich 
überall: Kindergartenkinder in Con-
tainern, das Schwimmbad verfalle, 
der Wildpark fresse Geld. Greiber 
würde auf Anfragen nie wirklich ant-
worten. „Diese mangelnde Informa-

tion macht wütend“, sagt Lorson. So 
könne „keine seriöse Gemeinderats-
arbeit stattfinden“. 

Hermann Hennrich von der CDU 
wird in seiner kurzen Rede grund-
sätzlicher. Zehn Jahre sitze er im Rat, 
zehn Jahre kämpfe er mit Greiber. „Er 
hat das Vertrauen verspielt“, bilan-
ziert er. „Er kann es einfach nicht.“ 
Es sei das Urteil eines Mannes, der 
jahrelang zusehen musste, wie Ent-

scheidungen am 
Gemeinderat vor-
bei fielen.

Tanja Bauer von 
der Unabhängi-
gen Wählerge-
meinschaft wählt 
in ihrer Stellung-
nahme einen an-
deren Ton. Das 
Abwahlverfahren 
komme zu früh. 

Die juristische Aufarbeitung hätte 
man abwarten können. Sie stimme 
dennoch zu. „Das ist gelebte direkte 
Demokratie“, sagt sie. Ein Bürger-
meister, der 2019 noch 70 Prozent 
der Stimmen bekommen hat, müsse 
„keine Angst vor einem Bürgerent-
scheid haben“.

Dann bekommt SPD-Fraktions-

chef Jürgen Fäh sein Rederecht. Was 
folgt, ist eine 25-minütige General-
abrechnung. Sein Fazit: „Die seit der 
Kommunalwahl 2024 medial ausge-
artete politische Treibjagd soll nun 
in einem Abwahlverfahren enden.“ 
Damals änderten sich die Mehr-
heitsverhältnisse zugunsten der Op-
position.

Fäh spricht unter anderem von 
der pleitegegangenen Immobilien-
GmbH.  Er zählt Ratsbeschlüsse zu 
Hauskäufen auf, die die CDU mit-
getragen habe. „Dass die CDU als 
Teil des neuen Aufsichtsrates jetzt 
die Vorgänge kritisiert, die sie selbst 
durch Beschlüsse im Gemeinderat 
mitgetragen hat, ist doch sehr ver-
wunderlich.“ Alexander Moritz von 
„Wir für Wadgassen“ meldet sich zu 
Wort: „Lindenstraße 66 hat gefehlt in 
Ihrer Aufzählung, da gab es keinen 
Ratsbeschluss.“ Ein Objekt, das die 
Immobilien-GmbH erworben hat-
te – es gehörte der Familie von Fäh. 
Applaus im Publikum.

Fähs zentraler Vorwurf: Die Op-
position habe die Insolvenz der Im-
mobilien-GmbH vorsätzlich her-
beigeführt. Verantwortlich sei der 
ehemalige Bürgermeister Harald 
Braun (SPD) gewesen, der als Geg-

ner von Greiber dies im Aufsichtsrat 
vorangetrieben haben soll: Einzi-
ges Ziel, so Fäh: „Rechtliche Tatbe-
standsvoraussetzungen einer Insol-
venz schaffen.“

Alexander Moritz ruft: „Das ist Ver-
leumdung.“ Fäh lässt sich nicht be-
irren: „Nachdem Harald Braun den 
Jahresfehlbetrag durch bilanzpoliti-
sche Maßnahmen vom Wirtschafts-
prüfer hat in die Höhe treiben lassen, 
legte er sein Amt im Aufsichtsrat nie-
der, ganz nach dem Motto: Mission 
erfüllt.“ Braun erklärte auf SZ-An-
frage: „Das ist alles falsch und zeugt 
von wenig Expertise. Die Bilanzen 
müssten und wären jedes Jahr noch 
schlechter geworden, wenn die In-
solvenz nicht gekommen wäre.“

Die Insolvenz war unnötig, sagt 
dagegen Fäh, eine geordnete Sanie-
rung hätte gereicht. Fähs Anklage: 
Die Opposition „nimmt ganz be-
wusst einen finanziellen Millionen-
schaden in Kauf, nur um das eigene 
Ziel der Abwahl zu befördern. Das 
Gemeinwohl ordnen sie dem eige-
nen Interesse unter und treten es mit 
Füßen“, sagt Fäh. Das sind massive 
Vorwürfe gegen den Aufsichtsrat. 
Der reagiert wie folgt: „Wir weisen 
das entschieden zurück. Wir werden 

nun prüfen, ob wir juristisch gegen 
die Aussagen vorgehen werden und 
können“, erklärt ein Sprecher des 
Aufsichtsrates.

Dennoch, so Fäh abschließend: 
„Sollte sich die Rechtslage durch ei-
nen Strafbefehl oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung gegen Greiber än-
dern, werden wir als SPD-Fraktion 
die Ersten sein, die über ein rechtlich 
begründetes Abwahlverfahren bera-
ten.“ Bis dahin gelte für Greiber die 
Unschuldsvermutung.

Punkt 19 Uhr beginnt die nament-
liche Abstimmung. Birgit Brill (SPD) 
wird aufgerufen. „Ja“, sagt sie zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens. 
Stehende Ovationen im Saal. Jedoch 
stimmen alle anderen SPDler gegen 
das Abwahlverfahren. Am Ende ste-
hen 21 Stimmen für die Abwahl. Eine 
zu wenig. Sebastian Greiber, der im 
Publikum sitzt, zeigt sich erleichtert. 
„Heute hat der Gemeinderat ent-
schieden“, sagt er. „Wir müssen über 
die Gräben der Vergangenheit Brü-
cken bauen, um für die Gemeinde 
Lösungen zu finden.“ Er spricht von 
anderthalb Jahren „Selbstbeschäfti-
gung“ des Rates. Davon, dass man 
sich endlich wieder um die Bürger 
kümmern muss.

350 Menschen versam-
melten sich in der Wad-
gasser Bisttalhalle, um 
Zeugen eines seltenen 
demokratischen Vorgangs 
zu werden. Das Abwahl-
verfahren gegen SPD-Bür-
germeister Sebastian 
Greiber  scheiterte knapp.

„Die Bilanzen müssten 
und wären jedes Jahr 

noch schlechter gewor-
den, wenn die Insolvenz 
nicht gekommen wäre.“

Harald Braun (SPD) 
Ehemaliger Aufsichtsrat der Wad-
gasser Immobilien–GmbH und Ex-

Bürgermeister

Bitter ist gesund!
KOLUMNE FEINEM ESSEN AUF DER SPUR

Sauer macht lustig, sagt ein 
Sprichwort! Aber Bitter macht 
darüber hinaus auch noch 

gesund! Das wusste bereits Hilde-
gard von Bingen. Bitter ist eine von 
fünf Geschmacksrichtungen, die 
wir über unsere Zunge aufneh-
men und die uns das Wasser im 
Munde zusammenlaufen lässt. In 
der Natur schützen sich Pflanzen 
mit Bitterstoffen vor Fressfeinden. 
Viele Gifte schmecken bitter! Aber 
nicht alle Bitterstoffe sind giftig. 
Ganz im Gegenteil, sie haben auch 
heilsame und gesundheitsfördern-
de Wirkungen!

In der Küche sind sie geheime 
Türöffner, die zu mehr Vielfalt, 

Tiefe und Balance auf dem Teller 
führen. Die Wunderwaffen stecken 
sie in knackigem Rucola, leuchtend 
rotem Radicchio, saftig-herber 
Grapefruit oder in der Artischo-
cke. Manche Gemüsesorten wie 
Chicorée oder Endivien sind echte 
Bitterbomben, während dunkle 
Schokolade oder Kaffee eher die 
elegante, urbane Variante darstel-
len. Naringin aus Zitrusfrüchten 
ist cholesterinsenkend und gut 
für das Herz-Kreislauf-System, 
Cynarin aus Artischocken regt die 
Verdauung an und schützt die Le-
ber, Lactucin aus Salaten wirkt ent-
zündungshemmend und schmerz-
lindernd während Diphenidol (z.B. 

aus dem Espresso) unsere Denk-
leistung beflügeln kann.

Kenner in der Küche nutzen Ge-
würze mit Bittertönen wie Galgant, 
Sauerampfer oder Oliven, um aus 
einem geschmacklich eher lang-
weiligen Teller ein Geschmacks-
abenteuer zu zaubern. Und das 
Beste: Bitterstoffe bremsen die 
Lust auf Süßes und regeln damit 
auf natürliche Weise den Appetit!

Gekonnt geht die Küche von 
Thierry Breininger in Saargemünd 
mit Bittertönen um. Sein Restau-
rant „Petit Thierry“ an der Saar ent-
stand aus dem „Vieux Moulin“, das 
schon zu Zeiten seiner Eltern mit 
einem Michelin-Stern ausgezeich-

net war. Thierry hat vor etlichen 
Jahren das Konzept geändert und 
führt das Restaurant seitdem im 
Bistro-Stil weiter. Aus der hand-
geschriebenen Karte kann sich 
der Gast sein persönliches Menü 
zusammenstellen oder einzelne 
Gänge wählen.

Holger Gettmann arbeitet als Unter-
nehmensberater. Seine Leidenschaft 
ist die Kulinarik. Hierzu hat er Bücher 
herausgegeben und schreibt regelmäßig 
in der SZ.

Nicht alle Bitterstoffe sind 
giftig. Ganz im Gegenteil: 
Manche von ihnen haben 
auch heilsame und ge-
sundheitsfördernde 
Wirkungen.

Eine bittere Angelegenheit: frischer 
Chicorée   SYMBOLFOTO: PATRICK PLEUL/DPA

Großes Bürgerinteresse an der Sitzung des Gemeinderates – mittendrin Bürgermeister Sebastian Greiber. Eine Stimme fehlte, um das Abwahlverfahren gegen den 
Wadgasser Rathauschef einzuleiten.  FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Zoll verkauft gepfändete Gegenstände bei Auktion
VON ANTONIA TRINKAUS

SAARBRÜCKEN Konzerte besuchen, 
sich durch die Essensständchen 
schlemmen, oder einen Laurent-Per-
rier-Champagner aus dem Jahr 2007 
ersteigern, den das Hauptzollamt be-
schlagnahmt hat. Spätestens einen 
Tag vor den großen Feierlichkeiten 
zum Tag der Deutschen Einheit im 
Saarland steht fest: in den nächsten 
Tagen scheint in Saarbrücken einiges 

möglich. Die öffentliche Auktion des 
Hauptzollamts Gießen auf der Bühne 
am Theater ist nur ein Beispiel – wenn 
auch ein ganz spezielles.

Wer die Nase voll von Festgeplän-
kel und Informationsbroschüren hat, 
kann vielleicht mehr mit einer Mo-
torsäge anfangen, die am Samstag ab 
einem Mindestgebot von zehn Euro 
zu ersteigern ist. Oder einer Gold-
münze mit dem Titel „Europa“, 8,45 
Gramm schwer, Mindestgebot 750 

Euro. Der Laurent-Perrier-Champa-
gner, Alexandra 2007, Grande Cuvee 
Rose (online je nach Anbieter zwi-
schen 200 und 300 Euro), können 
Schnäppchenjäger übrigens ab 19 
Euro ergattern. Alles Auktionsgegen-
stände, die das Hauptzollamt irgend-
wo einkassiert, gepfändet oder aus 
dem Verwaltungsbestand aussortiert 
hat – und zusammen mit insgesamt 
20 solcher Gegenstände nach Saar-
brücken bringen wird.

Als eine Art „PR-Gag“ bezeichnet 
Michael Bender, Pressesprecher des 
Hauptzollamts Gießen, die Versteige-
rung im Dialogforum der Bundesre-
gierung. Ein PR-Gag, der rund 2000 
bis 3000 Euro in die öffentliche Kasse 
spülen wird, schätzt er.

Allerdings gehe es gar nicht darum, 
„Staatseinnahmen zu generieren“, 
sondern vor allem um die Unterhal-
tung, so Bender. Die Auktion, die im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-

riums stattfindet, soll Schwung ins 
Dialogforum bringen und komme 
erfahrungsgemäß sehr gut bei den 
Besuchern an.

Die Auktion in Saarbrücken sol-
le neben Spaß auch Werbung sein. 
Denn das Hauptzollamt Gießen ist 
nicht nur beim Einheitstag für das 
verantwortlich, was bundesweit beim 
Zoll unter den Hammer kommt. Auf 
der Webseite wird das ganze Jahr über 
beinahe alles Denkbare angeboten. 

Mit Erfolg: Rund 120 Millionen Euro 
spüle die Online-Zollauktion jähr-
lich in die öffentlichen Kassen, sagt 
Bender. Die Schnäppchenjagd beim 
Hauptzollamt startet am Samstag-
nachmittag um 15.45 Uhr für eine 
Stunde auf der Bühne im Dialogfo-
rum im Park am Theater.

Das Hauptzollamt Saarbrücken steht 
auf der Blaulichtmeile auf der  
Wilhelm-Heinrich-Brücke

Zum Einheitstag bringt das Hauptzollamt Gießen in Saarbrücken Beschlagnahmtes unter den Hammer. Was die Beamten noch mit Gepäck haben.

CDU-General-
sekretär Frank 

Wagner kritisiert 
die Saar-SPD.

 FOTO: 

 BECKERBREDEL

Wagner wirft 
Ministerprä-
sidentin Anke 
Rehlinger (SPD) 
„Führungsver-
sagen“ vor.
 FOTO: BERND VON 

  JUTRCZENKA/DPA
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Amazon darf Riesenhalle 
auf dem Steitzhof umbauen

Zweibrücker Zeitung > Seite 7

Homburger Stadtrat stellt sich 
hinter Bosch-Beschäftigte

Homburger Nachrichten > Seite 13
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GESTERN ABEND
Sorge um Zehntausende in Stadt im Sudan
Nach der Einnahme der Stadt Al-Fa-schir im Sudan durch die parami-litärische Gruppe RSF gibt es Sor-gen wegen der möglichen Notlage zehntausender Menschen vor Ort. Seit der Einnahme haben es laut der Hilfsorganisation Norwegischer Flüchtlingsrat nur weniger als 6000 Flüchtlinge in das nächstgelegene Vertriebenenlager in Tawila, etwa 65 Kilometer von Al-Faschir ent-fernt, geschafft. „Wir sehen nicht die Hunderttausenden, mit denen wir gerechnet hatten“, sagte Vertreter Shashwat Saraf der Nachrichten-agentur AP telefonisch. „Wenn sich noch Menschen in Al-Faschir auf-halten, wird es für sie sehr schwer sein, zu überleben.“ Eine UN-Be-hörde schätzte, dass seit der Über-nahme von Al-Faschir durch die RSF 70 894 Menschen vertrieben worden sind. Die RSF hat im sudanesischen Bürgerkrieg die Kontrolle über die Region Darfur im Westen des Lan-des übernommen. Sie verdränge das rivalisierende sudanesische Militär aus der Stadt Al-Faschir, die zuvor 18 Monate lang belagert worden war. Die RSF hat laut Augenzeugen und Hilfsorganisationen Gräueltaten an Zivilisten verübt – darunter Tötun-gen und sexuelle Übergriffe. Unter anderem wurden laut Weltgesund-heitsorganisation mindestens 460 Menschen in einem örtlichen Kran-kenhaus getötet. Der Krieg zwischen RSF und Militär war im April 2023 ausgebrochen. Laut den UN sind seitdem mehr als 40 000 Menschen ums Leben gekommen.
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Pflegekräfte verdienen 
in Rheinland-Pfalz mehr

MAINZ/BERLIN (dpa) Die Bezah-lung dringend gesuchter Pflege-kräfte hat sich nach Angaben des Spitzenverbands der gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) in Rheinland-Pfalz verbessert. Die durchschnittlichen Stundenlöhne stiegen im Bundesland von 23,10 Euro (2024) auf 24,01 Euro, wie Da-ten des Verbands ergeben. Er vertritt auch die Pflegekassen und legt jähr-lich eine Berechnung der Löhne vor. Eine Steigerung gibt es auch bun-desweit – und zwar im Schnitt um 4,9 Prozent auf 23,70 Euro.

Verbandschef Oliver Blatt sagte: „Pflegekräfte können sich insge-samt darauf verlassen, dass sie fair bezahlt werden.“ Was für sie gut sei, habe aber eine Kehrseite. „Infolge der Lohnanpas-
sungen werden 
die Eigenanteile 
der Pflegeheim-
bewohner erneut 
deutlich steigen.“ 
Die Politik müsse 
endlich Wege auf-
zeigen, um höhe-
re Belastungen zu 
begrenzen.

Nach Schätzung 
des GKV-Verbands 
dürften die Lohnzuwächse die Ei-genanteile nun um durchschnittlich 100 Euro pro Monat steigen lassen – wovon im Schnitt 30 Euro über Entlastungszuschläge aufgefangen werden, die es je nach Dauer des 

Heimaufenthalts von den Pflegekas-sen gibt. Bei der Pflegeversicherung dürfte dies zu Mehrausgaben von 260 Millionen Euro im Jahr führen.Hintergrund ist, dass die Pflege-
versicherung – im 
Unterschied zur 
Krankenversiche-
rung – nur einen 
Teil der Kosten für 
die Pflege und Be-
treuung trägt. Die 
Personalkosten 
fließen hier maß-
geblich ein – und 
seit 2022 darf es 
Versorgungsver-
träge der Pflege-kassen nur noch mit Heimen geben, die nach Tarif oder ähnlich zahlen. Für Bewohner kommen Zahlungen für Unterkunft und Verpflegung, In-vestitionen in den Heimen und Aus-bildungskosten hinzu.

Die Löhne in der Branche 
steigen in Rheinland-Pfalz. 
Das wird vermutlich 
bedeuten, dass Heimbe-
wohner höhere Eigenan-
teile zahlen müssen.

Medikamente: Im 
Land hohe Zahl an 
Verschreibungen
MAINZ (dpa) Die Zahl der ver-schriebenen Medikamente ist in Rheinland-Pfalz im vergangenen Jahr erneut gestiegen. Das teilte die Techniker Krankenkasse (TK) mit. Erwerbstätige TK-Versicherte in Rheinland-Pfalz bekamen 2024 im Schnitt 310 Tagesdosen verschrie-ben. Im Vorjahr waren es noch 299 Dosen pro Person. 
Damit lag das Bundesland fast neun Prozent über dem bundes-weiten Durchschnitt. Das schlüsselt die TK auch nach Medikamenten-gruppen auf: Schilddrüsenhormo-ne, Blutdruckmittel und Herzkreis-laufmedikamente gehören zu den Präparaten, die 2024 hierzulande überdurchschnittlich häufig ver-schrieben wurden. Unter dem Bundesschnitt lag Rheinland-Pfalz hingegen bei Arzneimitteln für die Haut. 

Gestiegen sind auch die Ausgaben für Arzneimittel im Land. Im vergan-genen Jahr hat die TK fast 370 Mil-lionen Euro dafür ausgegeben – 15 Prozent mehr als noch 2023.

„Halloween“ bleibt 
in Rheinland-Pfalz 
meist friedlich
MAINZ/KUSEL/ZWEIBRÜCKEN (dpa) Die Nacht auf den ersten November, für viele mittlerweile eine „Hallo-ween“-Nacht, ist in Rheinland-Pfalz weitgehend friedlich verlaufen. Doch es gab auch Polizeieinsätze.In Kaiserslautern wurden mehre-re Fälle von Körperverletzung und Sachbeschädigungen gemeldet.Einsätze gab es für die Polizei auch in Bad Kreuznach. Bereits am frühen Freitagabend lagen mehre-re Beschwerden wegen Ruhestö-rungen vor, Jugendliche hantierten mit Böllern. Im weiteren Verlauf der Nacht verzeichneten die Beamten dann mehrere Körperverletzungs- und Sittlichkeitsdelikte.
In der Ortsgemeinde Hüffler im Kreis Kusel sprühten bislang Un-bekannte aus einem fahrenden Auto Pfefferspray auf Fußgänger. Zwei Passanten wurden getroffen und mussten vom Rettungsdienst behandelt werden.

In Zweibrücken wurde derweil gruselig-friedlich gefeiert.
Lokales Seite 7

„Infolge der 
Lohnanpassungen 

werden die 
Eigenanteile der 

Pflegeheimbewohner 
erneut 

deutlich steigen.“
Oliver Blatt

Vorsitzender des Spitzenverbands der Gesetzlichen Krankenversicherungen

GEWINNZAHLEN

Lotto (6 aus 49):

7 - 18 - 28 - 29 - 35 - 38
Superzahl: 9

Super 6: 6 1 0 5 7 7
Spiel 77: 1 4 6 4 0 1 8

(ohne Gewähr)

GETRÜBTER URLAUBSSPASS

Bild von Mallorca 
verliert an Glanz
Mitten im Regen stehen diese Ur-lauber auf Palma. Der vergangene Monat bot reichlich Niederschläge auf Mallorca, der Lieblingsinsel vieler Deutscher. Doch diese Liebe ist getrübt. Die anhaltenden Proteste der Mallorquiner gegen den Massentourismus und ein enormer Preisanstieg bei Hotels und Gastronomie verleiden nicht wenigen den Urlaub auf „Malle“. Wirtschaft Seite 5

FOTO: CLARA MARGAIS/DPA

Wie geht es weiter mit 
Ex-Prinz Andrew?

Panorama > Seite 24

MO DI MI

11 / 4 13 / 5 14 / 6
Tagsüber ist der Himmel bedeckt. Sonnenschein bleibt Mangelwa-re und die Höchstwerte liegen bei 9 bis 11 Grad. Der Wind weht schwach bis mäßig aus Südwest.

Lautern muss im 
Pokal-Achtelfinale 
bei Hertha BSC ran
KAISERSLAUTERN (dpa) Der 1. FC Kaiserslautern muss im Achtelfina-le des DFB-Pokals im Duell zweier Zweitligisten bei Hertha BSC an-treten. Das ergab die Auslosung in Dortmund. Die Achtelfinalspiele finden am 2. und 3. Dezember statt. Die konkreten Ansetzungen stehen noch nicht fest. Das Finale steigt am 23. Mai 2026 in Berlin.
In der Fußball-Bundesliga hat der FCK am Sonntag bei Düsseldorf den Sprung an die Spitze verpasst, die Partei endete 1:1-Unentschieden.Sport Seite 19

Ebling: Das Wort „Pflicht“ gehört in Wehrpflichtdebatte
MAINZ (dpa) Der rheinland-pfälzi-sche Innenminister Michael Ebling (SPD) ist in der Debatte um Wehr-pflicht und allgemeine Dienstpflicht für eine verpflichtende Regelung. „Die klarste Regelung, die man machen kann, ist es, wenn man am Ende über eine Pflicht spricht“, sagte er in Mainz. „Jede Debatte, die versucht, das Wort „Pflicht“ zu ver-meiden, wirkt immer ein bisschen halb und nicht ganz ehrlich.“ Er for-derte die Politik auf, „sich nicht um das Wort herumzudrücken“. 
„Persönlich bin ich für eine Form 

von Dienstpflicht und die kann un-terschiedlich ausgefüllt werden“, sagte Ebling. Sie müsse zudem für Männer und Frauen gelten. 
„Es wird auch weiterhin Men-schen geben, die sich aus guten Gründen dafür entscheiden, dass sie mit der Waffe oder dem Militär oder der Bundeswehr nichts zu tun haben wollen“, sagte Ebling, selbst Kriegsdienstverweigerer. Es gebe aber eben auch andere Möglich-keiten in der Gesellschaft, bei denen Menschen durch eine Dienstpflicht entlastet werden könnten.

Produktion dieser Seite:
Mathias Schneck
FOTO OBEN: STEVE PARSON/AP

PANORAMA
Fünf Deutsche beim 
Bergsteigen verunglückt
Bei einem Lawinenunglück auf der Vertainspitze in Südtirol sind am Nachmittag vor Allerheiligen drei Bergsteigergruppen verunglückt. Insgesamt sind dabei fünf Men-schen ums Leben gekommen – alle aus Deutschland.  > Seite 24

SPORT
SV Elversberg holt 2:2 
gegen Hannover 96
Im Spitzenspiel der 2. Fußball-Bun-desliga hat sich die SV Elversberg gegen Hannover 96 beim 2:2 einen Punkt gesichert und ist weiter Ta-bellendritter. Neuer Spitzenreiter ist der SC Paderborn vor dem FC Schal-ke 04.  > Seite 19

POLITIK
Die Ferraris unter den 
Schleuserbooten
Sie werden auch „Phantoms“ ge-nannt – Schleuser nutzen mittler-weile Boote mit bis zu 1000 PS, um Menschen, aber auch Drogen illegal übers Mittelmeer nach Europa zu bringen. Für Ordnungskräfte ist es schwer, gegenzuhalten.  > Seite 3
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.

FOTO: DRK

Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.
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Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA
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Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.

FOTO: DRK

Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.
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Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.
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Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.

FOTO: DRK

Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO
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Bundesverfassungsgericht kippt Triage-Regelungen
VON JACQUELINEMELCHER
UND SASCHAMEYER

KARLSRUHE (dpa) Wenn in Notla-
gen die medizinischen Ressourcen
knapp sind, müssen Ärztinnen und
Ärzte teils die schwierige Entschei-
dung treffen, wer zuerst behandelt
wird. InderCorona-Pandemie stellte
der Bundestag für diese sogenann-
te Triage im Infektionsschutzgesetz
neueRegelnauf.Doch Intensiv-und
Notfallmediziner sahen einen Kon-
flikt mit ihrem Berufsethos.
Am Bundesverfassungsgericht

konnten sich einige von ihnen nun
erfolgreich gegen die gesetzlichen

Vorgaben wehren. Der Erste Senat
gab zwei entsprechenden Verfas-
sungsbeschwerdenstattunderklär-
te die angegriffenenRegelungen für
mit dem Grundgesetz unvereinbar
undnichtig. Sie schränktendieÄrzte
demnach in ihrer Berufsfreiheit ein.
DemBund fehledieGesetzgebungs-
kompetenz für die Regelungen.
DasWortTriage stammtvomfran-

zösischen Verb „trier“, das „sortie-
ren“ oder „aussuchen“ bedeutet. Es
beschreibt,dassÄrzte inbestimmten
Situationenentscheidenmüssen, in
welcher Reihenfolge sie Menschen
helfen. Das Konzept gibt es zum
Beispiel bei großen Unglücken mit
vielen Verletzten, um meist eine
kurzfristigeNotlagezuüberbrücken.
In der Corona-Krise war dasThema

angesichts voller Intensivstationen
grundsätzlich in den Fokus gerückt.
Noch zu Pandemie-Zeiten be-

schloss der Bundestag 2022 eine
Neuregelung und kamdamit einem
Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts nach. Es hatte 2021 entschie-
den, dass der Staat die Pflicht hat,
Menschen vor Benachteiligung we-
gen einer Behinderung zu schützen
– zuvor gab es dazu wissenschaftli-
cheEmpfehlungen.DasGesetz legte
fest, dass über eine Zuteilung „nur
aufgrundderaktuellenundkurzfris-
tigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ zu entscheiden ist – ausdrück-
lich nicht nach Lebenserwartung
oderdemGradderGebrechlichkeit.
Eine der beiden Beschwerden

gegen die Neuregelung war vom

Ärzteverband Marburger Bund un-
terstützt und 2023 von 14 Intensiv-
und Notfallmedizinern eingereicht
worden. Sie richtete sich unter an-
deremgegendas imGesetzgeregelte
Verbot einer nachträglichen Triage
(„ex post“) – also, dass die Behand-
lung eines Patienten mit geringer
Überlebenswahrscheinlichkeit ab-
gebrochenwird,umeinenPatienten
mitbessererPrognosezuversorgen.
Der Marburger Bund kritisierte,

den Ärzten werde die Möglichkeit
genommen, in einer Notlage die
größtmögliche Zahl an Menschen
zu retten.DurchdieTriage-Regelun-
gen würden ihnen Entscheidungen
aufgezwungen, „die ihrem beruf-
lichen Selbstverständnis an sich
widersprechen und sie in eklatante

Gewissensnöte bringen“, teilte der
Verband 2023 zur Klage mit.
Das Bundesverfassungsgericht

betonte in seiner Entscheidung
nun die imGrundgesetz geschützte
Berufsfreiheit. Diese gewährleiste,
dass Ärztinnen und Ärzte frei von
fachlichen Weisungen seien, und
schütze – im Rahmen therapeuti-
scher Verantwortung – auch ihre
Entscheidung über das „Ob“ und
„Wie“ einer Heilbehandlung.
Der Bund könne sich bei denVor-

schriften auch nicht auf seine im
Grundgesetz verankerte Kompe-
tenz zur Regelung vonMaßnahmen
gegen übertragbare Krankheiten
stützen, erklärte das Gericht weiter.
Diese gelte nur für gewisse Maß-
nahmen, die sich auf die Eindäm-

mung oderVorbeugung von Krank-
heiten richteten. Die Triage-Regeln
knüpften hingegen lediglich an die
Auswirkungen einer Pandemie an,
dienten aber nicht der Pandemie-
bekämpfung.
Das Bundesverfassungsgericht

habe klargestellt, dass Triage-Ent-
scheidungen keine ärztlichen Ge-
wissensentscheidungen seien, sagt
Eugen Brysch von der Deutschen
StiftungPatientenschutz.Auchnach
derEntscheidungmüsse festgestellt
werden, dass der Berufsfreiheit der
Ärzte Grenzen gesetzt werden. „Die
Verfassungverbietetweiterhin,dass
Alter, Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung allein für die Aufnahme
unddenAbbrucheinerBehandlung
maßgeblich sind.“

Wie sollen Ärzte bei knappen Intensivbetten entscheiden? Vor drei Jahren machte der Bund Vorgaben. Karlsruhe übt nun Kritik – und pocht auf die Berufsfreiheit.

Deutsches Rotes Kreuz kritisiert Kürzungen bei humanitärer Hilfe
VON TORBEN KESSEN

BERLIN Das Deutsche Rote Kreuz
(DRK) hat die Bundesregierung für
Einsparungen bei der humanitären
Hilfe im Etat des Auswärtigen Amts
kritisiert.„Es istunverständlich,dass
die humanitäre Hilfe in der derzeiti-
gen Situation derart dramatisch ge-
kürzt wird“, sagte Christof Johnen,
Leiter der internationalen Zusam-
menarbeitbeimDRK,unsererRedak-
tion.DassDeutschlanddemBeispiel
andererLänder folgeunddasBudget
drastisch kürze, sei „erschreckend“.
Die Hilfen seien enorm wichtig und
kämendenverletzlichstenMenschen
dieser Welt zugute. Johnen forderte
stattdessen eine Erhöhung der Leis-
tungen auf drei Milliarden Euro pro
Jahr.
Die schwarz-rote Koalition hatte

die Mittel für humanitäre Hilfe be-
reits im Haushalt 2025 ummehr als
50 Prozent auf etwa eine Milliarde
Euro gekürzt. Im Haushaltsentwurf

für 2026 stagnieren die Ausgaben
bei diesemWert.„Das steht in einem
WiderspruchzumKoalitionsvertrag“,
beklagte Johnen.UnionundSPDhat-
ten darin festgehalten: „Humanitäre
Hilfe werden wir stärken und ver-
lässlich,gezieltundvorausschauend
leisten.“ Der DRK-Vertreter verwies
darauf, dass immermehrMenschen
auf Hilfen angewiesen seien: Vor 25
Jahren seien weltweit 20 bewaffnete
Konfliktegezähltworden,mittlerwei-
le seien es über 130. Dabei sei auch
dieZivilbevölkerungzunehmendvon
Kampfhandlungen betroffen – mit
der Konsequenz, dassMillionen von
Menschen imeigenenLandbinnen-

vertriebenwerden.
Auch die Grünen-Bundestags-

fraktion verwies darauf, dass über
300 Millionen Menschen weltweit
wegen Kriegen, Klimakatastrophen
und Hungerkrisen auf Unterstüt-
zung angewiesen seien. Zudem sei
die Finanzierungslücke wegen des
Rückzugs der USA und anderer Ge-
berländer so groß wie nie. „Die Kür-
zungen der Bundesregierung sind
angesichts dieser Lage humanitär
unverantwortlich und geopolitisch
kurzsichtig“,kritisierteGrünen-Bun-
destagsabgeordnete Jamila Schä-
fer gegenüber unserer Redaktion.
Deutschland müsse seiner Verant-
wortung gerechtwerden. Sie schloss
sich der Forderung des DRK an, den
deutschenBeitragaufdreiMilliarden
Euro pro Jahr zu erhöhen.
Das Auswärtige Amt selbst würde

gernemehrGelder fürdiehumanitä-
reHilfebereitstellen.„DasAuswärtige
Amtsetzt sich imparlamentarischen
Verfahren für zusätzliche nationale

Mittel für die humanitäre Hilfe ein“,
heißt es aus dem Haus von Außen-
minister Johann Wadephul (CDU).
Zugleichmüsse dasMinisteriumdie
Projektarbeit aufgrund knapperer
finanzieller Ressourcen noch stär-
ker auf unmittelbar lebenserhalten-

de Maßnahmen ausrichten und be-
stimmte Kontexte priorisieren.
Das Auswärtige Amt ist für das

DRK derwichtigste Geber – über die
Hälfte ihrer Einnahmen erhält die
Hilfsorganisation aus diesemMinis-
terium. „Der Beitrag ist vor allem in
Situationenwichtig,wodieSpenden-
bereitschaftderBevölkerungweniger
ausgeprägt ist“,erläuterte Johnen. In
derUkraine sei es aufgrundder rela-
tiv großen Spendenbereitschaft ein-
facher,umfassendehumanitäreHilfe
zu leisten.„InKonfliktenwie imGaza,
im Sudan oder dem Jemen sind wir
aberaufdieGelderderBundesregie-
rung angewiesen“, sagte Johnen.
BeiderhumanitärenHilfe arbeitet

dasDRKmit lokalenPartnernzusam-
men.„WirmusstendieHilfenunddie
Zusammenarbeit mit der jeweiligen
Rotkreuz- oder Rothalbmondgesell-
schaft stark reduzieren“, berichtete
Johnen. In den palästinensischen
Gebieten konnte das DRK im Jahr
2025nurnoch20Prozent derGelder

des Vorjahres einsetzen. Es könnten
daher wenigerMaterial wieMedika-
mente,Schmerzmittel,Verbandsma-
terial undGeräten zurVerfügungge-
stellt werden. Die Folge laut Johnen:
„Die Priorisierung muss auch ange-
sichts der vielen Krisenweltweit im-
mer stärker erfolgenundMenschen,
die auch dringend Hilfe bräuchten,
könnennichtmehrversorgtwerden.“
Eine Erhöhung des Budgets für

Humanitäre Hilfe auf drei Milliar-
den Euro hält selbst das DRK in die-
sen Haushaltsverhandlungen nicht
mehr für realistisch. „Wir könnten
schon deutlich mehr Menschen in
NotundLebensgefahrunterstützen,
wennzumindestdasNiveauvon2024
erreicht wird.“ Daswären insgesamt
etwas über zwei Milliarden Euro. Im
parlamentarischen Verfahren sind
noch Änderungen am Haushalt
möglich – die letzten Beratungen
in der sogenannten „Bereinigungs-
sitzung“ sind für den 13. November
anberaumt.

Schwarz-Rot hat die Gelder um mehr als die Hälfte reduziert. Das führt laut DRK etwa dazu, dass Menschen dringend benötigte Hilfen nicht mehr erhalten.

Das Auswärtige Amt ist für das
Deutsche Rote Kreuz der wichtigste
Geber. SYMBOLFOTO: HANNES P ALBERT/DPA

Christof Johnen
leitet den Be-
reich interna-
tionale Zu-
sammenarbeit
beimDeutschen
Roten Kreuz.

FOTO: DRK

Wadephul: „Ich möchte das nicht zurücknehmen“

VONHAGEN STRAUSS UND JAN DREBES

BERLIN Im Fokus der schwarz-roten
Koalition standenauchamDienstag
noch Bundesaußenminister Johann
Wadephul (CDU) und dessen Äuße-
rungenzuRückkehrernnachSyrien.
AuchdieUnionsfraktionkamwegen
der Sitzungswoche des Bundestages
zusammen. Wadephul ergriff dort
demVernehmen nach dasWort, um
sichzumitNachdruckzuverteidigen.
Das war auch dringend nötig. Die
StimmungunterdenAbgeordneten?
„Durchwachsen.AberanvielenStel-
len“,meinte ein Unionsmann.
Der Minister hatte bei einem Be-

suchinSyrienamvergangenenDon-
nerstagangezweifelt,dassangesichts
der massiven Zerstörung kurzfristig
eine große Zahl syrischer Flüchtlin-
ge freiwillig dorthin zurückkehren
werde. „Hier können wirklich kaum
Menschen richtig würdig leben“,
sagte er. Nur: Die Linie der Union ist
eine andere, zumal es relativ intakte
Regionen in Syrien gibt. Die Union
will, und das ist im Prinzip auch Ko-
alitionslinie,dassnachdemEndedes
BürgerkriegsmöglichstvieleSyrerzu-
rückkehrenin ihrHeimatland,umes
aufzubauen.
Zum einen, weil man im Bundes-

tagswahlkampfeineNeuausrichtung

der Migrationspolitik versprochen
hatte. Zum anderen, um die Akzep-
tanz für die Aufnahme von Flücht-
lingen generell aufrechtzuerhalten.
ImerstenSchritt, soamDienstagdie
SpitzederFraktion, sollen„Straftäter
undGefährder,die ihrGastrechthier
missbraucht haben“, das Land ver-
lassen. Dann auch „andere Syrer“.
CSU-LandesgruppenchefAlexander
Hoffmannpräzisierte: Ineinemzwei-
ten Schritt müsse es um die Rück-
führung von arbeitsfähigen Syrern
gehen, die nicht arbeiten würden.
„Mehr als 500 000 Syrer beziehen in
Deutschland Bürgergeld“, rechnete
Hoffmann vor.
Dem Vernehmen nach verteidig-

te sich Wadephul vor der Fraktion.
Niemand müsse dem Auswärtigen
Amt erklären, dass straffällig gewor-
dene Syrer abgeschoben werden
müssten, soll er betont haben. Der
Minister sagte nach Angaben von
Teilnehmern, er stehe dazu, dass
er nach einer „halbstündigen Fahrt
durch eine apokalyptische Land-
schaft in der Mitte von Damaskus“ ,
dannauchmalsage:„Hierkannman
nichtmenschenwürdig leben.“Wört-
lich ergänzte Wadephul: „Das kann
man als Christdemokrat auch mal
sagen.Deswegenbin ichkeinWeich-
ei. Deswegen bin ich nicht dagegen,
dass Rückführungen durchgeführt
werden.“ Aber er finde, „das ist auch
einAuftreten, dass
auch ein christde-
mokratischer Au-
ßenminister sich
erlaubenkann. Ich
fanddasangemes-
sen. Ich möchte
das auch nicht zurücknehmen.“
Wadephul betonte weiter: „Bit-

te, sowas muss auch möglich sein.
Sowas muss auch eine CDU/CSU
Fraktionundsowasmüssenwirauch
sehen.Nichtumsonsthängthierdas

Kreuz“, soWadephulmitBlickaufdas
Kreuz im Fraktionssaal.
Die Kritik wurde von Unionisten

gleichwohlauchbreitergefasst–hin-
ter vorgehaltener Hand gerieten das

Auswärtige Amt
und das Kanzler-
amt ins Visier, die
dieDebattezu lan-
ge hätten laufen
lassen. „Die tage-
lange Diskussion

hätte man sich ersparen können“,
lautete die Kritik. Erst am Montag,
vier Tage nach Wadephul, beton-
te Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) bei einem Besuch im schles-
wig-holsteinischen Husum: „Der

Bürgerkrieg in Syrien ist beendet. Es
gibt jetzt keinerlei Gründe mehr für
Asyl in Deutschland und deswegen
könnenwirauchmitRückführungen
beginnen.“
Doch ist der Außenminister nun

politisch beschädigt, nachdem er
öffentlichvoneinigenParteifreunden
harschkritisiertwordenwar?Unions-
fraktionschef Jens Spahn wehrte vor
der Fraktionssitzung ab: „Entschei-
dend ist, wir haben eine gemeinsa-
mePosition inderBundesregierung,
in der Koaltion zu dieser Frage. Wir
werdennachAfghanistanundSyrien
abschieben.“ Im Zweifel helfe es al-
lerdings gelegentlich, „dann schnell
die Dinge auch nochmal klarzustel-

len und einzuordnen“. Vor den Ab-
geordneten warnte Spahn demVer-
nehmen nach, dass die Koalition es
Kritikernzu leichtmache.Schoneine
Äußerungwieaktuell zuSyrienreiche
„leider“ aus, gerade im Bereich der
irregulären Migration die erfolgrei-
che Arbeit mit Streit zu überdecken.
Unionsparlamentsgeschäftsführer
Steffen Bilger (CDU) verteidigte
gleichwohl Wadephul: Der Minister
habe„einenderschwierigstenJobs in
derBundesregierungunddenmacht
erabersehrgut“, soBilgerzuunserer
Redaktion.
Auch der Kanzler meldete sich

in der Fraktion zu Wort. Er dankte
Wadephul demonstrativ, kein an-

derer Außenminister derWelt habe
so viel Anerkennung für seine bis-
herige Arbeit bekommen. Aber der
Bürgerkrieg in Syrien sei zu Ende,
deshalb gebe es keinen Asylgrund
mehr.Dafür gabes lautTeilnehmern
Applaus.
Verwundert überdieDebatte zeig-

te sich die SPD. Fraktionschef Mat-
thias Miersch sagte, die Regierung
könne „nicht einfach die Stellung-
nahmen, diederAußenminister ge-
äußert hat, einfach sowegwischen“.
Es gebe viele „bestens integrierte“
Syrerinnen und Syrer in Deutsch-
land, deswegenmüsse differenziert
diskutiert werden. Beendet ist die
Debatte somit nicht.

Außenminister Johann
Wadephul verteidigt sich
mit eindringlichen Worten
nach der massiven Kritik
wegen seiner Äußerungen
zur Rückkehr von Syrern. In
der Unionsfraktion betont
er, er stelle Rückführungen
nicht infrage, werde aber
auch nichts zurücknehmen.

Bundesaußenminister JohannWadephul (CDU) – hier bei einer Fraktionssitzung zu sehen – hatte bei einemBesuch in Syrien am vergangenen Donnerstag ange-
zweifelt, dass angesichts dermassiven Zerstörung kurzfristig eine große Zahl syrischer Flüchtlinge freiwillig dorthin zurückkehrenwerde. FOTO: ANDREAS GORA/IMAGO

AuchderKanzler
meldete sich in der

Fraktion zudemThema
zuWort.
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Informationen

Technische Anforderungen für Fremdbeilagen

• �Format: Maximum:  
230 x 320 mm bei Zeitungspapier, 245 x 340 mm alle anderen 
Papiere; Minimum: 105 x 148 mm. Mehrseitige Beilagen im 
Format größer als DIN A5 müssen an der Längsseite gefalzt sein.  
Alle Beilagen müssen rechteckig sein. *Nach bvdm Richtlinien.

• �Gewicht: Maximum: 70 g; Minimum: 5 g; schwerere Beilagen 
müssen vorher getestet werden. Einzelblätter müssen zum 
Beilegen in folgenden Papierstärken hergestellt sein:  
ab 210 x 297 mm mindestens 100 g/m2 (z. B. DIN A4 bzw. 1 x 
gefalzt auf DIN A5), ab 105 x 148 mm mindestens 170 g/m2. 
Beilagen im Format 245 x 340 mm dürfen ein Gewicht von 20 g 
je Exemplar nicht unterschreiten. Postkarten in Beilagen müssen 
innen, bündig im Falz am Kopf oder Fuß angeklebt sein.

• �Anlieferadresse für Beilagen in der Saarbrücker Zeitung:  
Saarbrücker Zeitung Druckhaus GmbH,  
Warenannahme, Untertürkheimer Str. 15, 66117 Saarbrücken 
Mo.-Do.: 7:00 – 17:00 Uhr und Fr.: 7:00 – 14:30 Uhr

• �Anlieferadresse für Beilagen im Pfälzischen Merkur  
(gültig ab 30.06.2025):  
Oggersheimer Druckzentrum GmbH, Flomersheimer Straße 2-4, 
67071 Ludwigshafen-Oggersheim,  
Werktags 8:00 – 12:00 Uhr, 12:30 – 16:30 Uhr

• �Ausführliche technische Daten unter:  
https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben

• �Teilbelegung:  
Nach Gemeinden pro Ausgabe und nach 
PLZ möglich (außer Stadt SB und NK), 
jedoch pro Teilausgabe mind. 3.000 Ex.

• �Erscheinungstermin:  
Montag bis Samstag nach Vereinbarung

• �Auftragseingang bzw. -änderung:  
Spätestens 5 Werktage vor Verteilung

• �Anliefertermin:  
Frühestens 10 Werktage,  
spätestens 3 Werktage vor Beilegung

• �Anlieferzeit:  
Mo. – Do.: 07.00 bis 17.00 Uhr 
Fr.: 07.00 bis 15.30 Uhr

B eilagen        (pro 1.000 Stück)

GEWICHT Direkt-
Preis

Grund-
preis

 bis 20 g 82,90  97,50  

 bis 25 g 87,70  103,10  

 bis 30 g 96,90  114,00  

 bis 35 g 102,80  120,90  

 bis 40 g 109,90  129,20  

 bis 45 g 115,70  136,10  

 bis 50 g 121,80  143,20 

 über 50 g auf Anfrage auf Anfrage

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt.

Ausgabe Mo - Fr Sa

SZPM Gesamtausgabe 76.300 82.800

SZ Saarlandausgabe 72.400 78.700

110 Regionalverband Saarbrücken 22.100 24.400

K230 Saarland West 21.800 23.600

210 Saarlouis 14.300 15.600

300 Merzig 7.500 8.000

K850 Saarland Ost 32.400 34.800

400 St. Wendel 7.600 8.100

500 Neunkirchen 9.400 10.200

610 Homburg 4.900 5.200

620 St. Ingbert 6.600 7.200

800 Pfälzischer Merkur 3.900 4.100

B eilagenauflage              pro   A usgabe    

Regionalverband Saarbrücken (110)

ORT� ABONNENTEN

Saarbrücken
Montag bis Freitag: 22.100 Exemplare* 
Samstag: 24.400 Exemplare*

Innenstadtbereich 
66111 / 66117 / 66119 Teil / 66121 Teil / 
66123

Alt-Saarbrücken 1.100

St. Johann 1.700

Eschberg 400

St. Arnual 600

Frankreich (Grenzgebiet) 200

Saarbrücken West  
66113 / 66115 / 66126 / 66127 / 66128

Malstatt 1.200

Burbach, Gersweiler, Ottenhausen, 
Klarenthal, Altenkessel 1.600

Saarbrücken-Ost 
66129 bis 66133

Bischmisheim, Brebach, Fechingen, 
Bübingen, Ensheim, Eschringen, 
Güdingen, Schafbrücke, Scheidt, 
Scheidterberg 2.800

66271 Kleinblittersdorf 900

A bonnenten         pro   T eilausgabe        

Regionalverband Saarbrücken (110)

ORT� ABONNENTEN

66280 Sulzbach 1.000

66125 Dudweiler inkl. Jägersfreude 1.200

66299 Friedrichsthal 600

66287 Quierschied 1.000

66333 Völklingen 1.800

66352 Großrosseln 500

66346 Püttlingen 1.500

66292 Riegelsberg 1.200

66265 Heusweiler 1.400

Einzelverkauf /  
Direktbelieferung 1.400
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Saarland west (K230)

ORT� ABONNENTEN

SAarlouis (210)
Montag bis Freitag: 14.300 Exemplare* 
Samstag: 15.600 Exemplare*

66740 Saarlouis 2.400

66787 Wadgassen 1.200

66798 Wallerfangen 700

66802 Überherrn 900

66773 Schwalbach 1.100

66806 Ensdorf 400

66359 Bous 500

66793 Saarwellingen 1.000

66763 Dillingen 1.100

66780 Rehlingen 1.200

66809 Nalbach 700

66822 Lebach 1.300

66839 Schmelz 1.000

Einzelverkauf /  
Direktverteilung 800

Merzig (300)
Montag bis Freitag: 7.500 Exemplare* 
Samstag: 8.000 Exemplare*

66663 Merzig 2.100

66701 Beckingen 1.000

66693 Mettlach 800

66706 Perl 500

66679 Losheim 1.200

66687 Wadern 1.000

66709 Weiskirchen 500

Einzelverkauf /  
Direktverteilung 400

A bonnenten         pro   T eilausgabe          Saarland ost (K850)

ORT� ABONNENTEN

St. Wendel (400)
Montag bis Freitag: 7.600 Exemplare* 
Samstag: 8.100 Exemplare*

66606 St. Wendel 2.100

66646 Marpingen 900

66636 Tholey 1.000

66649 Oberthal 600

66640 Namborn 600

66629 Freisen 500

66620 Nonnweiler 600

66625 Nohfelden 800

Einzelverkauf /  
Direktbelieferung 500

Neunkirchen (500)
Montag bis Freitag: 9.400 Exemplare* 
Samstag: 10.200 Exemplare*

66538 bis 66540 Neunkirchen 2.400

66564 Ottweiler 1.000

66583 Spiesen-Elversberg 900

66578 Schiffweiler 1.100

66571 Eppelborn 1.200

66557 Illingen 1.400

66589 Merchweiler 800

Einzelverkauf / Direktbelieferung 600

Saarland ost (K850)

ORT� ABONNENTEN

Homburg (610)
Montag bis Freitag: 4.900 Exemplare* 
Samstag: 5.200 Exemplare*

66424 Homburg 2.500

66450 Bexbach 1.100

66459 Kirkel 900

Einzelverkauf /  
Direktbelieferung 400

St. Ingbert (620)
Montag bis Freitag: 6.600 Exemplare* 
Samstag: 7.200 Exemplare*

66386 St. Ingbert 3.200

66440 Blieskastel 1.400

66399 Mandelbachtal 1.000

66131 Ensheim 100

66453 Gersheim 500

Einzelverkauf /  
Direktbelieferung 400

Pfälzischer Merkur (800)
Montag bis Freitag: 3.900 Exemplare* 
Samstag: 4.100 Exemplare* 
Abweichende Lieferadresse beachten  
(weitere Informationen auf Seite 36)

PM Saarausgabe 1.300

PM Pfalzausgabe 2.200

Einzelverkauf /  
Direktbelieferung 400

KO M BIN AT I O N E N

MONTAG BIS FREITAG ABONNENTEN

SZ / PM 76.300*

SZ 72.400*

K100 22.100*

K230 21.800*

K850 32.400*

Samstag

SZ / PM 82.800*

SZ 78.700*

K100 24.400*

K230 23.600*

K850 34.800*

Alle Preise in Euro zzgl. MwSt. Techn. Online-Angaben unter https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben und auf den Seiten 43 und 44.

Legende: Dunkelblau = Direktpreise | Hellblau = Grundpreise

* �Auflagenzahlen inkl. Einzelverkauf.  
Bei Teilbelegungen kann Einzelverkauf nicht belegt werden.

DIGITALE BEILAGE
Ihre Print-Beilage wird immer zusätzlich ausgespielt:
• �SZ-ePaper, SZ-ePaper-App und digitale  

Beilage auf saarbruecker-zeitung.de

• Laufzeit: 7 Tage

Reichweite: 35.972 ePaper-Nutzer im Monat  
(Quelle: Google Analytics 09/2025)

saarbruecker-zeitung.de

SZ-ePaper

SZ-ePaper-
App

ePaper-Ausgabe Direkt-
preise

Grund-
preise

Gesamtausgabe 839,00 € 987,00 €
Saarlandausgabe 715,00 € 841,00 €
Regionalverband  
Saarbrücken

314,00 € 369,00 €

Saarlouis / Dillingen 253,00 € 298,00 €
Merzig-Wadern 193,00 € 227,00 €
St. Wendel 193,00 € 227,00 €
Neunkirchen 193,00 € 227,00 €
Homburg 193,00 € 227,00 €
St. Ingbert 180,00 € 212,00 €
Pfälzischer Merkur 127,00 € 149,00 €
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Sonderbeilagen

Themenspecials
Auswahl unserer Sonderbeilagen:

Januar	 • ��Wir stellen uns vor (PR-Beilage)
	 • Babybeilage
	 • ��Bauen & Wohnen
	 • ��Berufung Pflege

Februar	 • ��Hallo Saarland - typisch saarländisch
	 • ��Umwelt und Nachhaltigkeit
	 • ��Bauen & Wohnen

März	 • ��Azubi-Atlas
	 • ��Gesundheitsmagazin
	 • ��Start in den Frühling
	 • ��Bauen & Wohnen
	 • ��Wegbegleiter / Abschied
	 • ��Messe: Vocatium 2026 Saarbrücken 
	 • ��Die Region entdecken
	 • ��Online Only: Ostern

April	 • Die Spezialisten (PR-Beilage)
	 • Bauen & Wohnen	

Mai	 • �Tag der Pflege
	 • ��Bauen & Wohnen
	 • ��Rückblick Saison SV Elversberg
	 • ��Special Olympics Saarland 
	 • ��Online Only: Grillsaison

Juni	 • Familie 
	 • �Die Region entdecken 
	 • �Bauen & Wohnen
	 • �Rätselbeilage

Juli	 • ��Hidden Champions
	 • �Bauen & Wohnen

August	 • ��Messe: Zukunft zum Anfassen 
	 • �Erfolgsgeschichten (PR-Beilage)
	 • �Bauen & Wohnen
	 • �SV Elversberg - Start in die neue Saison
	 • �Online Only: Unser schönes Saarland

September	 • ��Gesundheitsmagazin
	 • �Azubi-Atlas
	 • �Bauen & Wohnen
	 • �Messe: Abi, was dann 
	 • �Tag der Schiene

Oktober	 • ��Die Spezialisten (PR-Beilage)
	 • �Wegbegleiter / Abschied
	 • �Lisdorfer Berg
	 • �Bauen & Wohnen

November	 • ��Top-Arbeitgeber 
	 • �Hallo Saarland - typisch saarländisch
	 • �Duales Studium
	 • �Bauen & Wohnen
	 • �Vorfreude
	 • �Wirtschaftsmagazin Saarbrücken
	 • �Klinikführer / Krankenhausgesetz

Dezember	 • Rätselbeilage
	 • �Bauen & Wohnen
	 • �Weihnachtsbeilage
	 • �Online Only: Adventskalender

www.azubi-saarland.de

Jobs mit Zukunft
Welche Branchen bieten  die besten Perspektiven?
Seite 8

Das Praktikum
Deine ersten Schritte  in die Berufswelt

Seite 59

Jobs mit Puls
Gesundheitsberufe –  Deine Chance zu helfen
Seite 25

Powered by

AZUBI
AtlAs

Ausgabe 02 | 2025

Themenbeilage 24. Oktober 2025

Ratgeber im Trauerfall

Wegbegleiter

DieDieRegion
entdecken

Themenbeilage | 4. Oktober 2025

Rätselbeilage

Sommer 2025
Themenbeilage / 19. Juli 2025

24 Seiten Rätselspaß für Jung & Alt

Buchstabensalat Urlaubs-Checkliste

R L E K C A J N E G E R SE E G U Z N A E D A B U II G R E I S E P A S S C ES H E H M H S E R E Y K WE C L L E C E T I S D S SU S L T D U I S R E N A UN U I A I B F R E O A C AT D R S K N E E R I H K LE S B C A E S U S T D S AR O N H M E S B T I N I NL N E E E B E O E E E S OA N N T N L T E H B L R SG E N E T A S H I E A E RE N O S E S H K L S D K EN C S H N D I A F H N A PH R K E S N R M E A A E BU E A A I U T E S M S N CH M M N R W T R E P N S AC E M D H T D A T O E M LE B T U H N E N N O S E NM U E C K E N S C H U T Z

Außer dem grün unterlegten sind hier 32 weitere Dinge versteckt, die Sie beim Packen Ihres 

Urlaubskoffer nicht vergessen sollten. Die Wörter sind waagrecht, senkrecht oder diagonal, 

vorwärts oder rückwärts geschrieben und können sich überschneiden. Die übrig bleibenden 

Buchstaben ergeben ein Zitat von Kurt Tucholsky.

Sudoku  
schwerDie Zahlen von 1 bis 9 sind so einzutragen, dass sie in jedem Neunerblock, jeder Reihe und jeder Spalte genau ein Mal vorkommen.

2
5

5 6 4
3 8

8 9 3 4
4 1

9
7 8

6 8
7

5 7 2 6

Würfelrätsel 
Zu den drei sichtbaren Buchstaben eines jeden Würfels müssen Sie noch drei weitere erraten, sodass Sie sechs-buchstabige Wörter von nachstehender Bedeutung erhal-ten. Die unsichtbaren Buchstaben ergeben dann, richtig geordnet, in der Reihenfolge der Würfel gelesen, ein Zitat von Franca Magnani.

1 den Hof machen, 2 alter Kampfschutz, 3 in Eisstückchen regnen, 4 Aktenhefter, 5 hinab, zu Boden, 6 einüben, stu-dieren, 7 böser Geist der Hölle, 8 Haufen, 9 kleiner Kerl (Mz.), 10 botanisch: Lauch

1 2 3

8 9 10

4 5 6 7

Sommer am Faden

Zahlenfi gur
Sehen Sie sich die Grafi k genau an. Welche Zahl ersetzt das Fragezei-chen? 3, 6 oder 8?

Finden Sie den richtigen Anfang, und die neun Buchstaben der Rategitter er-
geben jeweils einen sommerlichen Begriff, der schlangenförmig zu lesen ist.

Sand und Kies sind 
wichtige Baumateri-
alien. Sie werden 
mit großen Baggern 
abgebaut, die sich 
tiefer und tiefer in die 
Erde graben. Wenn sie dabei auf Grundwasser sto-ßen, füllt sich das Loch allmählich mit Wasser – der Vorgang wird auch Nassabgrabung oder Nassabbau genannt. Mit der Zeit kann aus einem solchen Bag-gerloch ein künstlicher See entstehen. Die meisten von uns waren schon einmal in einem Baggersee ba-den, denn oft werden die künstlich entstandenen Se-en in die Natur integriert und in Naherholungsgebiete umgewandelt. In Österreich wird alternativ von Schot-tergrube oder Schotterteich gesprochen. Schorten/DEIKE

tiefer und tiefer in die 
Erde graben. Wenn sie dabei auf Grundwasser sto-

Wörter unter der Lupe
Baggersee

FAKTENCHECKMedizinseiten 
auf dem Prüfstand

GESUNDER DARMWichtig für Verdauung,Immunsystem undseelische Balance

GESUNDER DARMWichtig für Verdauung,Immunsystem undseelische Balance

FAKTENCHECKMedizinseiten  
auf dem Prüfstand

NATURVERBUNDEN LEBENWie die Kneipp-Therapie unser Wohlbefinden fördert

Themenbeilage
17. Oktober 2025

... im Saarland und
der Westpfalz

 DIE
SPEZIALISTEN

Themenbeilage 26. August 2025

ERFOLGS-Geschichten

TagderPflege

Internationaler Tag der Pflegenden am 12. Mai

Themenbeilage vom 12. Mai 2025
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Sonderwerbeformen

SONDERWERBEFORMEN

WERBEFORM KURZBESCHREIBUNG MINDEST- 
GRÖSSE

MAXIMAL- 
GRÖSSE VORTEILE

 Titelkopf-Anzeigen
Einfach/Doppel

Eine bzw. zwei rechteckige Anzeigen 
im Titelkopf, rechts und links neben 
der Überschrift eines Buches

Festformat:  
40 mm breit, 30 mm hoch

Bekanntheitssteigernd,  
imageaufbauend,  
hoher Wiedererkennungswert

 Anzeige auf der 
Titelseite

Anzeige auf der Titelseite Festformat:  
105 x 80 mm auf der Titelseite

Aufmerksamkeitswerbung,  
Imageverbesserung,  
hohe Marktdurchdringung

 Signal Ad Anzeige am Fuß der Titelseite  
im Festgrößenformat

Festformat:  
25 x 40 mm auf der Titelseite

Verbesserung der Bekanntheit, 
Generierung von Markenimage, hoher 
Wiedererkennungswert

 Blatthohe Anzeige 
auf Textseiten

Anzeige auf Textseiten  
in Festgrößenformaten

Festformate:
2 Textspalten (105 mm)/ 480 mm hoch
3 Textspalten (160 mm)/ 480 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 480 mm hoch 
(=1/1-Seite)

Kaufstimulierend, hohe 
Aufmerksamkeitswirkung,  
für umfangreichere Werbebotschaften 
und Angebote

 Blattbreite Anzeigen
auf Textseiten

Anzeige auf Textseiten  
in Festgrößenformaten

Festformate:
6 Textspalten (325 mm)/ 100 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 120 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 160 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 215 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 240 mm hoch
6 Textspalten (325 mm)/ 480 mm hoch 
(=1/1-Seite)

Für größere Werbebotschaften  
und Angebote, kaufstimulierend, 
hohe Aufmerksamkeitswirkung

 Eckfeld-Anzeigen
auf Textseiten

Variable Anzeige  
auf einer Textseite

3 Textspalten 
(160 mm) /  
143 mm hoch oder  
2 Textspalten 
(105 mm)/ 
215 mm hoch

4 Textspalten  
(215 mm)/  
300 mm hoch

Für rücklauforientierte Werbung, 
optisch reizvolle Platzierung, gerade 
Umblätterecken stechen ins Auge

 Panorama-Anzeige
auf Textseiten

Anzeige erstreckt sich über zwei Seiten 
inklusive des Mittelstegs, kann sogar 
komplett zwei Seiten umfassen.  
Platzierungsaufschlag 30 %

13 Textspalten  
(675 mm breit) /  
50 mm hoch

13 Textspalten  
(675 mm breit)/ 
380 mm hoch  
(oder blatthoch)

Anzeige mitten im Blickfeld des 
Lesers, hohe Verweildauer durch 
redaktionelles Umfeld, hoher 
Aufmerksamkeitsgrad

 Börsenstreifen Anzeigenstreifen oberhalb der 
Börsenkurse

6 Textspalten (325 mm) / 30 mm hoch Exklusive Alleinplatzierung, 
image- und bekanntheitssteigernd 
durch tägliche Präsenz,  
hoher Aufmerksamkeitswert

 Half Cover
(auf Anfrage)

Eine Seite und eine halbe Seite über den 
Bund eines Buches gelegt. (Seiten 
liegen wie Umschlag um das Buch)

Um Titelseite:  
Vorderseite:  
151 x 392 mm,  
Rückseite:
151 x 480 mm

SZ-Innenteil
Vorderseite: 
151 x 480 mm, 
Rückseite:
151 x 480 mm

Exklusive Platzierung,  
hoher Beachtungsgrad

Satzspiegel:  
480 mm hoch, 326 mm breit 
1 Seite = 3.360 mm

Anzeigenspalten:  
Breite 44 mm, Anzahl 7 

Umrechnungsfaktor: 
1,167 

Textspalten:  
Breite 50 mm, Anzahl 6

Doppelkopf, Titelanzeige, Signal Ad

D O N N E R S T A G , 6 . N O V E M B E R 2 0 2 5 W W W. S A A R B R U E C K E R - Z E I T U N G . D EG E G R Ü N D E T 1 7 6 1

Produktion dieser Seite:
M. Görtz, U. Brenner, G. Dauelsberg

FOTOOBEN: CHRISTIAN CHARISIUS/DPA

WETTER KONTAKT LESER-REPORTER GEWINNZAHLEN
DO FR SA

13 / 5 13 / 5 11 / 5

Tagsüber scheint teilweise die Son-
ne. Der Himmel ist wolkig bis stark
bewölkt. Die Temperaturen machen
bei 13 Grad halt und der Wind weht
nur leicht aus Südost.

Werden Sie
unser Leser-Reporter
und schicken Sie uns

Ihre Tipps

als Sprachnachricht an:
(0681) 5959800

aus demAusland:
(0049681) 5959800

per E-Mail:
leser-reporter@sz-sb.de

www.saarbruecker-zeitung.de/abo

Abo-Service: (06 81) 502 502
E-Mail: abo-service@sz-sb.de
Fax: (06 81) 502 55 05

Privatanzeigen: (06 81) 502 503
E-Mail: privatanzeige@sz-sb.de

Fax: (06 81) 502 509

Redaktion: (06 81) 502 504

Flippermuseum Wiebelskirchen
bereitet sich auf Groß-Turnier vor

Lokales > Seite C 5

SCHNELLESZ

POLITIK

Regierung legt Plan zum
Bürokratieabbau vor
AmMittwoch kam in Berlin das so-
genannte Entlastungskabinett zu-
sammen und beschloss acht Maß-
nahmen zum Bürokratieabbau. Ein
Ökonom bezweifelte deren Durch-
schlagskraft. >SeiteA 5

WIRTSCHAFT

Einzelhandel skeptisch
vor Weihnachtsgeschäft
Laut einerUmfragewollen dieMen-
schen weniger Geld für Geschenke
ausgeben als im Vorjahr. Der Han-
delsverbandhingegengehtbeimsta-
tionärenHandelvonstabilenEinnah-
menaus–Online-Händlerdürfenmit
einemPlus rechnen. >SeiteA 6

SAARLAND/REGION

Brandstifter von
St. Wendel schuldunfähig
Ein65-Jährigerhat gestanden,Mitte
April in St.Wendel einen Brandan-
schlag auf einenarabischenLebens-
mittelladen verübt zu haben. Das
Landgericht Saarbrücken sprach
ihn wegen Schuldunfähigkeit frei
und ordnete seine Unterbringung
in einer Entzugsklinik an. >SeiteB2

PANORAMA

Anklage nach tödlichen
Polizeischüssen erhoben
DurchmehrerePolizeischüssewur-
deder21-jährigeLorenz inderNacht
zumOstersonntag getötet. Nun hat
die Staatsanwaltschaft Oldenburg
Anklage wegen fahrlässiger Tötung
gegen einen 27-jährigen Polizisten
erhoben. > SeiteD 6

SPORT

Bayern-Sieg beeindruckt
ganz Europa
Der FC Bayern München hat seine
beeindruckende Siegesserie auch
gegen den Champions-League-Ti-
telverteidiger Paris Saint-Germain
fortgesetzt. Beim 2:1-Sieg in Paris
gelang den Bayern der 14. Sieg im
14. Pflichtspiel. > SeiteD 2

Nagelsmann benennt
Team für Quali-Finale

Sport > Seite D 1

IKK-Südwest-Chef warnt
vor Kostensteigerungen

DerChefder inSaarbrückenansässi-
genKrankenkasse IKKSüdwest,Prof.
Jörg Loth, geht davon aus, dass die
Krankenkassenbeiträge imkommen-
den Jahr stärker steigen als offiziell
prognostiziert. Eine aktuelle Schät-
zung hält er für geschönt. >SeiteB2

Ein Stück Europa
im Klassenzimmer

Das Theaterkollektiv „Rimini Proto-
koll“ zeigt im Rahmen des deutsch-
französischen Festivals Loostik das
Stück„SchulbesuchEuropa“. Ineiner
ArtPlanspieldiskutierenJugendliche
überDemokratie,Solidaritätundeu-
ropäischeWerte. >SeiteB5

A
N
ZE
IG
ESZ-WHATSAPP-CHANNEL

20 JAHREHÖCHSTEMICHELIN-WERTUNG

Drei-Sterne-Koch Bau
verrät sein Erfolgsrezept
Er ist einer der besten KöcheDeutschlands und
behauptet seit fast 20 Jahrenmit seinemRestaurant
Victor’s Fine Dining auf Schloss Berg in Perl-Nennig
dreiMichelin-Sterne. In der SZ verrät Christian Bau
jetzt sein Erfolgsrezept. > Seite B 4 FOTO: DIETZE/DPA

Grafik des Tages: Chefinnen in Europa
So hochwar der Frauenanteil in Führungspositionen

*EU Höchst- bzw. Tiefstwert

Schweden*............................................................................................ 44,4%

Polen ..................................................................................................... 41,8%

Frankreich.............................................................................................. 39,5%

Österreich .............................................................................................. 36,2%

EU-27 ..................................................................................................... 35,2%

Spanien ................................................................................................. 34,4%

Niederlande .......................................................................................... 30,2%

Deutschland............................................................................................ 29,1%

Italien ...................................................................................................... 27,9%

Zypern* .................................................................................................. 25,3%

GRAFIK: TypoServ/QUELLE: Destatis

Innenministerium
verbietet Verein
„Muslim Interaktiv“
BERLIN (Reuters) Die islamistische
Vereinigung „Muslim Interaktiv“ ist
ab sofort in Deutschland verboten.
DerVerein richte sich gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung und die
Völkerverständigung, teiltedasBun-
desinnenministerium amMittwoch
mit. „Muslim Interaktiv“ lehne das
Demokratie- und Rechtsstaatsprin-
zipab,bestreitedasExistenzrecht Is-
raels undmissachteMenschenrech-
te,wassich inderForderungnachder
Errichtung eines Kalifats zeige.
ThemendesTagesSeiteA2
StandpunktSeiteA4

Erstmals zwei Glücksfeen
bei Ziehung der Lottozahlen
SAARBRÜCKEN (dpa)BeiderLive-Zie-
hung der Zahlen zum Mittwochs-
lotto haben am Mittwochabend in
Saarbrücken zum ersten Mal in der
70-jährigen Lotto-Geschichte zwei
GlücksbringerinneneinesolcheZie-
hung gemeinsammoderiert. Neben
der Radiomoderatorin Miriam Au-
drey Hannah war auch Franziska
Reichenbacher dabei.
Reichenbacher, die seit 1998 als

Lottofee bekannt ist, sagte: „Zwei
Glücksbringerinnen bei einer Zie-
hung – das gab es noch nie!“ Anlass
der Moderation im Doppelpack sei

das Jubiläum70JahreLotto 6 aus 49,
teilte Saartotomit. Für sie sei es„ein
echter Gänsehautmoment“, sagte
Hannah vor dem Auftritt.

OVGSaarlouis stellt
hoheHürden für
Uni-Erweiterung auf
SAARLOUIS (cis) Das saarländische
Oberverwaltungsgericht (OVG) hat
den Bebauungsplan für die Cam-
pus-Erweiterung der Saar-Univer-
sität für unwirksam erklärt. Dieser
weist nach dem am Mittwoch ver-
öffentlichten, 129-seitigenBeschluss
der Saarlouiser Richter „mehrere
schwerwiegende Mängel“ auf. Die
OVG-Entscheidung hatte sich nach
dessen Ende Januar ergangener Eil-
entscheidung abgezeichnet, mit der
der2. SenatseinerzeiteinerKlageder
Umweltschutzorganisation BUND
Saar gegen die Rodungspläne statt-
gegebenhatte. Inseiner schriftlichen
Urteilsbegründung geht das OVG
nun allerdings noch einmal sehr viel
weiter: Bemängelt werden nicht nur
natur-undartenschutzrechtlicheVer-
stöße,sondernauchdiefehlendePrü-
fungalternativerStandorteaufausge-
wiesenenBauflächen.Uni-Präsident
Ludger Santen schlussfolgert, „dass
wir nun einVerfahren brauchen, das
vonvornebishintenden rechtlichen
Ansprüchen genügenmuss“.
Saarland SeiteB 1

Mittwochslotto:

8 – 20 – 28 – 33 – 37 – 49

Superzahl: 6

Super 6: 4 9 4 1 3 2

Spiel 77: 6 5 4 0 3 6 6

(ohne Gewähr)

Die Lottofeen Franziska Reichenba-
cher undMiriamAudrey Hannah (v.l.)

FOTO: PETER SEYDEL/LOTTO RHEINLAND-PFALZ

Politik undWirtschaft für Zölle
zum Schutz der Saar-Stahlindustrie

VON JÖRGWINGERTSZAHN

BERLIN/SAARBRÜCKEN Hohe Erwar-
tungen im Saarland an den Stahl-
gipfel imKanzleramt: Der Stahl-Ver-
band-Saar legte am Mittwoch ein
Grundsatzpapier mit politischen
Forderungen vor, „damit der Indus-
triestandortDeutschlandinternatio-
nal wieder wettbewerbsfähig wird“.
Dazugehörtenein„wirksamereuro-
päischer Außenhandelsschutz vor
hoch subventioniertem Billig-Stahl
aus Asien und Russland“, internati-
onal wettbewerbsfähige Preise und
die Entwicklung grüner Leitmärkte.

Die Forderung nach Zöllen hat zahl-
reicheUnterstützer imLand:Das for-
dern auch Saar-Ministerpräsidentin
Anke Rehlinger (SPD), die IG Metall
unddiesaarländischeIndustrie-und
Handelskammer(IHK).Bundeskanz-
lerFriedrichMerz (CDU)berätheute
mit Vertretern der Branche und aus
Bundesländern, wie die kriselnde
Stahlindustriegestütztwerdenkann.
„Wenn die Spielregeln für alle

gleich wären, hätten unsere Unter-
nehmenkeinerleiProbleme, imwelt-
weiten Wettbewerb mitzuhalten“,
sagte Antje Otto, Geschäftsführerin
des Stahl-Verbands-Saar. Durch die
klimaneutrale Transformation der
gesamten Volkswirtschaft, durch
Massen-Importevonsubventionier-
tenStählenausAsien,durch interna-
tionalnichtwettbewerbsfähigeEner-
giekosten,überbordendeBürokratie
und sehr hohe Arbeitskosten sei ein
Standortnachteil entstanden, „der
die Stahlunternehmen in Deutsch-

landimMomentvorexistenzielleHe-
rausforderungen stellt“, sagte Otto.
Rehlinger forderte ihrerseits imGe-

sprächmit der SZ Zölle auf Stahl aus
Asien zum Schutz der heimischen
Stahl-Industrie.„Das ist nichtmeine
liebste aller Maßnahmen, ich sehe
aber die Notwendigkeit, handelspo-
litische Schutzmechanismen gegen
Dumping-Preise und staatlich sub-

ventionierte Überkapazitäten ein-
zurichten“, sagte Rehlinger.
IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Köh-

linger verlangte, dass die Bundesre-
gierung„sich inEuropa ernsthaft für
wirksamenHandelsschutz“einsetzt.
„Handelsschutz istdieunabdingbare
Voraussetzung,ohnegehtnichts.Bei
unssteckenUnternehmeninderKri-
se, weil die Tonne Stahl in China zu
Dumping-Preisen angeboten wird“,
sagte Köhlinger. Zudem habe China
enormeÜberkapazitäten.
DieSaar-IHKschloss sichdenFor-

derungenan.„DamitdieseTransfor-
mationwirtschaftlichtragfähigbleibt,
brauchtesendlich fairenWettbewerb
auf Energie-, Handels- undBeschaf-
fungsmärkten. Berlin und Brüssel
müssen jetzt liefernundihrerVerant-
wortunggerechtwerden“, sagte IHK-
HauptgeschäftsführerFrankThomé.
Die Saar-Stahl-Industrie beschäftigt
derzeit rund 14 000Mitarbeiter.
Saarland SeitenB 1 undB3

Beim Stahlgipfel im Kanz-
leramt sollen heute Lösun-
gen für die kriselnde
Branche gefunden werden.
Aus dem Saarland kommt
eine klare Vorgabe.

DieDeutscheBahnwill erstmals
in ihremSchienennetz klima-
freundlich erzeugten Stahl verbau-
en. Der Konzern hat nach eigenen
Angaben für ein Pilotprojekt einen
Liefervertrag für rund 1000Ton-
nen Schienen aus grünemStahl
mit Saarstahl abgeschlossen.

Bahnkauft grünenStahl
bei Saarstahl

INFO

saarbruecker-zeitung.de/abo

SZ-DIREKTKONTAKT
FÜR IHRE ANLIEGEN:

und vielesmehr direkt
online und ohneWartezeit:

• Zustellung
• Lieferanschrift
• Rechnungsanschrift
• Bankverbindung

Saarbrücker Rat beschließt
umstrittene Bettensteuer

Lokalteil Regionalverband > Seite C 1

Nummer 257 / G 6024

Ausgabe Regionalverband
EinzelpreisDeutschland 2,50€

numéro de CPPAP: 0326 U 87718

Frankreich 2,65 € / Luxemburg 2,65 €

4 194976 002505

4 0 1 4 5

blatthohe Anzeige

FREITAG, 14. NOVEMBER 2025

RGV

C2

Produktion dieser Seite:
Frank Kohler
Markus Saeftel

FRIEDRICHSTHAL, QUIERSCHIED, SULZBACH

Burnout – und was dagegen hilft
QUIERSCHIED (red) „Burnout – Se-
gen oder Fluch?“ heißt an diesem
Freitag, 14. November, ein Informa-
tionsabend mit der Diplom-Psycho-
login Ferah Aksoy-Burkert und dem
ehemaligen Burnout-Betroffenen
Udo Grewenig. Das Treffen in der
Quierschieder Begegnungsstätte
„Treffpunkt:Mensch“, Marienstra-
ße 7, beginnt um 18.30 Uhr. Dann
geht es darum, wie sich aus einer

Krise im Zuge eines Burnouts auch
etwas Neues entwickeln lässt. Der
ehemalige Betroffene Udo Grewenig
erzählt offen von seinemWeg durch
den Burnout – von der tiefen Er-
schöpfung und über Wendepunkte
bis hin zur Rückkehr zu neuer Stär-
ke. Im Gespräch mit Ferah Aksoy-
Burkert geht es um die Ursachen für
die Erschöpfung in der Leistungs-
gesellschaft und im Privatleben.

Außerdem kommen die Signale für
einen Burnout zur Sprache und die
Möglichkeiten, sich seelisch wieder
zu stabilisieren.

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist
nicht erforderlich.

Quierschied verstärkt Schutz vor Hochwasser

VONDIETER STEINMANN

QUIERSCHIED Solche Bilder und
Filmaufnahmen, wie sie nach dem
Starkregen vom 3. Juli 2009 von der
Gemeinde Quierschied aus in ganz
Deutschland übertragen wurden,
möchte in der Gemeinde Quier-
schied in Zukunft niemand mehr
sehen. An jenem Tag mussten nicht
nur viele Bürger in Quierschied und
in den Ortsteilen Fischbach und
Göttelborn erleben, wie ihr Hab
und Gut in nur wenigen Minuten
davonschwamm. Unter anderem
wurde im Zentrum Quierschieds
auch das Rathaus mit dem Kultur-
saal derart in Mitleidenschaft gezo-
gen, dass es in der Folge abgerissen
werden musste.

Besonders betroffen waren da-
mals auch das Freibad in Quier-
schied und der gesamte angren-
zende Bereich, der wegen seiner
niedrigen Ortslage in einer dicken
braunen Schlammschicht unter-
ging. Die Schäden gingen „in die
Millionen“, wie die damalige Bür-
germeisterin Karin Lawall sagte. Die
Aufräum- und Säuberungsarbeiten

nahmenWochen in Anspruch. Auch
heute noch ist der Bereich um das
beliebte Quierschieder Freibad be-
sonders gefährdet. Zuletzt mussten
während des Pfingsthochwassers
im vergangenen Jahr die Anwohner
imSiedlungsgebietrundumdasBad
erneut zittern, kamen am Ende aber
glimpflich davon. Weil sich im Zuge
des beschleunigten Klimawandels
die Hochwasser- und Starkregener-
eignisse in Zukunft häufen dürften,
hat die Gemeinde beschlossen, in

den Straßen um das Freibad um-
fangreiche Sanierungsmaßnahmen
vornehmen zu lassen. Dabei wer-
den in jeweils fünf Bauabschnitten
in den Straßen „Am Schwimmbad“,
„Grubenweg“, „Wilhelmstraße“,
„Schienenweg“ und „Herrengrund“
neue, im Querschnitt größere Ab-
wasserkanäle verlegt. Nach Mit-
teilung der Gemeinde soll damit
„eine Überlastung der Kanäle, die
bei Starkregenereignissen zu Rück-
stau und damit verbundenen Über-

flutungen von Straßen und Wohn-
häusern führen, künftig vermieden
werden“. Gegebenenfalls wird auch
die Abflussrichtung geändert, um
„den Abfluss der Niederschlags-
mengen und Hausabwässer zu op-
timieren“, wie es von der Gemeinde
aus heißt.

Ähnliche Maßnahmen wurden in
den vergangenen Jahren bereits an
anderen prekären Orten im gesam-
ten Gemeindegebiet umgesetzt. Mit
Erfolg, meint die Verwaltung, denn

„die bisherigen Maßnahmen haben
sich beim Pfingsthochwasser im
letzten Jahr bereits bewährt“, wie
Quierschieds Bürgermeister Lutz
Maurer nach dem letzten Starkre-
gen berichten konnte. Neben der
Installation größerer Abwasserka-
näle wurde auch die Neigung von
Gehsteigen so geändert, dass das
Wasser nicht mehr in Richtung der
Wohnhäuser läuft. Außerdem soll
eine regelmäßige Reinigung der Ab-
flüsse in die Kanalisation für einen
besseren Schutz sorgen.

Die ab kommenden Montag an-
laufenden, äußerst umfangreichen
Sanierungsmaß-
nahmen rund
um das Freibad
werden für die
Anwohner nicht
ohne Verkehrs-
beeinträchtigun-
gen einhergehen.
Die Baumaß-
nahmen werden
voraussichtlich für ein Jahr zu Be-
hinderungen durch Umleitungen,
Sperrungen oder Einbahnstraßen-
regelungen führen. Davon betrof-
fen ist im ersten Bauabschnitt die
Straße „Am Schwimmbad“, begin-
nend im Freibadgelände in Höhe
des Volleyballfeldes. Der Abschnitt
erstreckt sich bis in die Kreuzung
der Straßen „Herrengrund“ und
„Am Schwimmbad“. Nach Angaben
der Gemeinde wird die Straße „Am
Schwimmbad“ gesperrt, wobei die
Anwohner weiter zu ihren Häusern
und Wohnungen kommen.

Außerdem wird der Parkplatz in
der Humes für die gesamte Dau-
er der Arbeiten gesperrt bleiben.
Grundsätzlich soll im betroffenen

Bereich und der Umgebung jeweils
eine Einbahnstraßenregelung gel-
ten. Die Kosten für die Baumaß-
nahmen belaufen sich auf rund 1,5
Millionen Euro und werden von den
Gemeindewerken getragen.

Die Gemeindeverwaltung weist
daraufhin, dass genauere und ak-
tuelle Angaben zu den Verkehrs-
beeinträchtigungen jeweils zeitnah
sowohl auf der Internetseite der Ge-
meinde als auch im Quierschieder
Anzeiger veröffentlich werden.

Außerdem habe die Gemeinde
„weiterführende Informationen
rund um das Thema Hochwasser-

und Starkregen-
vorsorge“ auf der
Internetseite der
Gemeinde zu-
sammengestellt.

Um ein Hoch-
wasser- und
Starkregenvor-
sorgekonzept zu
erstellen, lädt die

Verwaltung in den nächsten Tagen
zu weiteren Workshops ein. Dort
können die Bürgerinnen und Bür-
ger der Gemeinde ihre Erfahrungen
austauschen und gegebenenfalls
auf Gefahrenstellen hinweisen, die
der Verwaltung noch nicht bekannt
sind. Die Teilnahme und die Mit-
arbeit der Bürger sind ausdrücklich
erwünscht.

Allgemeinde Informationen zum
Hochwasserschutz und zu den Terminen
der Workshops gibt es unter www.quier-
schied.de/starkregen

Die Gemeindewerke Quierschied sind
so erreichbar: Mail an s.borner-weber@
quierschied.de, Tel. (06897) 961-178.

Nach dem verheerenden
Starkregen im Jahr 2009
hat die Gemeinde Quier-
schied in den vergange-
nen Jahren bereits zahlrei-
che Maßnahmen zum
Schutz vor Überflutungen
unternommen. Im Bereich
des Freibads legt sie jetzt
noch einmal nach.

Wenn plötzlich wir Kriegsflüchtlinge wären
VON PETRA PABST

SULZBACHWas wäre, wenn der Krieg
nicht fern, sondern hier wäre – mit-
ten in Europa? Wenn Deutsche flie-
hen müssten, ihre Heimat verlören,
auf Aufnahme in einem fremden
Land hofften müssten? Diese be-
klemmende Frage stand im Mit-
telpunkt des Theaterabends „Krieg.
Stell dir vor, er wäre hier.“, zu dem
die Rosa-Luxemburg-Stiftung in
Kooperation mit der Peter Imandt
Gesellschaft ins Salzbrunnenhaus
eingeladen hatte.

Rund zwei Dutzend Besucherin-
nen und Besucher ließen sich auf
das Gedankenexperiment ein und
erlebten am Dienstagabend ein
intensives, stilles, aber zutiefst be-
wegendes Ein-Personen-Stück mit
der Saarbrücker Schauspielerin Eva
Kammigan. Das Theaterstück ba-
siert auf dem gleichnamigen Buch
der dänischen Autorin Janne Teller,
das bereits vor über zwanzig Jahren
erschien – und heute erschrecken-
derweise aktueller ist als je zuvor.
Die Autorin kehrt in einem fiktiven
Szenario die gewohnte Perspektive
um: Nicht Menschen aus Syrien, Af-
ghanistan oder der Ukraine fliehen
– sondern Europäer. Deutschland
liegt in Trümmern, die Demokra-
tie ist gescheitert, faschistische
Regime herrschen. Wer kann, flieht
nach Nordafrika.

Kammigan schlüpfte in die Rol-
le des 14-jährigen Protagonisten,
der mit seiner Familie nach Ägyp-
ten flieht. Das Haus ist zerbombt,

Verwandte sind tot oder verletzt,
der Winter bricht herein. In einem
ägyptischen Zeltlager beginnt für
die Familie ein Überlebenskampf
mit Demütigungen. Die Sprache,
die Religion, das Leben – alles
ist fremd. Die Sehnsucht nach
der Heimat wächst, doch als der
Krieg endet, sind die Geflüchte-
ten in Deutschland nicht mehr er-
wünscht.

Mit eindrucksvoller Präsenz
nahm Eva Kammigan das Publi-
kum mitten in die Geschichte hi-

nein. Die Stühle waren beidseitig
um die bespielte Mitte angeordnet
– kein klassisches Bühnenbild, kein
Verstecken, keine Kulissen, keine
Distanz. Nur zwei Stühle, zwischen
denen die Darstellerin immer wie-
der die Seiten wechselt. Der Raum
wurde zum Lager, die Zuschauer
zu Zeugen. Man spürte: Flucht ist
keine Statistik – hier ist sie existen-
ziell, menschlich und schmerzhaft.
Kammigan spielte mit klarer Spra-
che, ruhiger Präsenz und Momen-
ten des Schweigens. „Die Vorstel-

lung, das eigene Leben könnte sich
in ein Flüchtlingsdasein verwan-
deln, kommt der von einem Leben
auf dem Mars gleich“, hatte Janne
Teller einst geschrieben. Genau die-
se Fremdheit machte das Stück so
erschütternd greifbar.

Kammigan verzichtete auf große
Gesten, setzte auf Sprache, Stille
und Blickkontakt – und erreichte
gerade dadurch eine fast körperlich
spürbare Intensität. Ihre Interpre-
tation verwandelte die abstrakte
Idee in erschreckend erlebbare
Realität. Sie zeigte, dass hinter den
anonymen Zahlen Gesichter sind
und gab den Geflüchteten hierzu-
lande eine Stimme. Ihr Spiel mach-
te bewusst, wie dünn die Linie ist
zwischen Sicherheit und Flucht,
zwischen Heimat und Fremde.

Die Zuschauerinnen und Zu-
schauer waren sichtlich bewegt.
Einer von ihnen war Wolfgang
Willems, auf dessen Initiative die
Aufführung zustande gekommen
war. „Als 2022 die Ukraine überfal-
len wurde, war ich selbst gerade in
der Schweiz im Urlaub und fragte
mich plötzlich, wie es wäre, wenn
ich jetzt hier um Asyl bitten müss-
te“, berichtete er. Kammigan führt
das Stück regelmäßig an Schulen
vor Jugendlichen auf. Die Reaktio-
nen fielen seien ganz unterschied-
lich: „Manche – vor allem jene mit
eigener Fluchterfahrung – schwei-
gen. Andere erzählen plötzlich ihre
Geschichte.“ Eine Schülerin habe
ihr von der Flucht mit ihrem Vater
berichtet, als sie gerade vier Jahre

alt war. Nach wochenlanger Flucht
habe sie Stück für Stück ihr Gepäck
zurücklassen müssen – zuletzt
ihren geliebten Teddybären, das
letzte Andenken an den Großvater.
„Kein Tag vergehe, an dem sie nicht
um ihn trauere“, erzählte Kammi-
gan sichtlich bewegt.

In der anschließenden Publi-
kumsrunde ging es lebhaft zu. Die
Diskussion driftete stellenweise
sehr ins Politische ab – Themen
wie Aufrüstung und die Weltpolitik
bestimmten das Gespräch. Verun-
sicherung durch Bedrohungsmel-
dungen, Feindbilder, geschürte
Ängste und wirtschaftliche Schief-
lagen wurden angeführt. Eine Zu-
schauerin brachte das eigentliche
Anliegen des Abends auf den Punkt:
„Es geht hier nicht um große Poli-
tik. Die können wir nicht ändern. Es
geht um Fluchtgeschichten und um
Empathie und Mitgefühl. Ein Nach-
denken darüber, was es bedeutet,
alles zu verlieren, entwurzelt zu
sein – und darauf angewiesen, dass
jemand die Hand reicht.“

Das Gedankenexperiment, das
Janne Teller vor mehr als zwei Jahr-
zehnten entwarf, hat nichts von
seiner Kraft verloren. Im Gegenteil:
angesichts von Kriegen und wach-
senden Fluchtbewegungen wirkt
es erschreckend real. Der Theater-
abend hinterließ Betroffenheit und
Nachdenklichkeit – und die stille
Hoffnung, dass solche Perspektiv-
wechsel helfen können, Verständ-
nis zu entwickeln und Menschlich-
keit zu bewahren.

Eva Kammigan spielte eindrucksvoll das Stück „Krieg. Stell dir vor, er wäre hier.“ im Sulzbacher Salzbrunnenhaus.

Mit eindrucksvoller Präsenz nahmEva Kammigan (rechts) das Publikummitten
in die Geschichte hinein und setzte beim ihrem Spiel vor allem auf Sprache,
Stille und Blickkontakt. FOTO: PETRA PABST

Grüngut:
Sammelstelle an
zwei Tagen offen
QUIERSCHIED/SULZBACH (red) Ab
Samstag, 15. November, gelten an
der gemeinsamen Grüngutsammel-
stelle der Gemeinde Quierschied
und der Stadt Sulzbach/Saar die
Winter-Öffnungszeiten. Bürger
können ihren Grünschnitt dann
immer mittwochs von 12 bis 15
Uhr und samstags von 9 bis 13 Uhr
anliefern. Der letzte Öffnungstag in
diesem Jahr ist am Samstag, 20. De-
zember. Der Öffnungszeitraum im
Frühjahr ist witterungsabhängig
und wird rechtzeitig bekanntge-
geben. Die Anlieferung kostet mit
einem Auto/Kombi pauschal drei
Euro, mit einem Pkw/Kombi mit
Anhänger 4 Euro und mit einem
Fahrzeug größer als 3,5 Tonnen 20
Euro. Jahreskarten für die Anliefe-
rung mit einem Pkw/Kombi sind
für 25 Euro im Bürgerbüro (Rat-
hausinfo) des Quierschieder Rat-
hauses und bei der Stadtkasse des
Sulzbacher Rathaus erhältlich.Die
Zufahrt zur Sammelstelle erfolgt
unmittelbar nach der Einmündung
der L126 in die L127. Sie befindet
sich zwischen dem Bahnhof Brefeld
und dem Fischbach.

KORREKTUR

Die Grüngutsammelstelle der Stadt
Friedrichsthal und der Gemeinde
Spiesen-Elversberg ist samstags am
6. und 13. Dezember sowie am 10.
Januar und 31. Januar nicht von 7.30
Uhr bis 17 Uhr geöffnet, sondern je-
weils bis 15 Uhr.

Umdas Freibad künftig vor Hochwasser zu schützen, beginnt eine Baumaßnahme der Gemeindewerke Quierschied auf
demGelände. ARCHIVFOTO: ELMARMÜLLER

Das Freibad inQuier-
schied undder gesamte
angrenzendeBereich
waren 2009 sehr stark

vomHochwasser
betroffen.

ACHTUNG, dringend ges.!!! Modische
Damen- u. Herrenbekleidung, Ta-
schen, Schuhe, Outdoorkleidung, Se-
cond-Hand-Boutique, Dudweilerstr.8,
66111 Sbr.-City, ☏ 0681/9385848
www.modern-secondhand.de Ich biete Gartenarbeit aller Art sowie
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alle 5 Jahre fachgerecht reinigen.
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Produktion dieser Seite:
Clarisse Backes
Lucas Hochstein

SAARLAND&REGION
Die Produktion bei Ford biegt auf die
Zielgerade, unsere Serie blickt zurück
auf den Anfang vom Ende. Seite B 4

KULTUR
In ihrer aktuellen Ausstellung zeigt
eine Luxemburger Künstlerin ihren
Hang zur Dunkelheit. Seite B 6

Wie ein gutes Projekt
Schaden nimmt

Endlich ein Fahrradparkhaus
und schon wieder ist es nicht
allen recht? Doch, doch: Der

geplante Veloturm ist überfällig. Die
Rad-Infrastruktur im Saarland und
der Landeshauptstadt ist immer
noch völlig unzureichend. Das
fehlende Radparkhaus ist da nur ein
Beispiel. Insoweit ist die Maßnah-
me gut und richtig. Typisch für den
immensen Nachholbedarf an Zwei-
radstrukturen im Autofahrerland
Saar ist hingegen die leidige Genese
des Projekts: Erst passiert jahrelang
gar nichts, weil niemand die Sache
ernstlich verfolgt. Dann laufen die
Planungen nach dem Hü-und-Hott-
Prinzip, ohne dass etwa transparent
würde, warum der Fahrradturm lan-
ge Zeit erst für 250, dann nur noch
für 144 Räder ausgelegt sein soll. Am
Ende soll nun alles plötzlich Hals
über Kopf laufen, weil ansonsten
der Bund als Hauptfinanzier (trägt
90 Prozent der Kosten) aussteigt.

So stehen nun viele offene Fragen
im Raum, die in Zeiten schwinden-
den politischen Vertrauens umso
schwerer wiegen. Die heikelste:
Wieso wird der mit 3,5 Millionen
Euro veranschlagte Veloturm nicht
billiger, wenn plötzlich 100 Räder
weniger unterzubringen sind? Statt
den Vorwurf möglicher Förder-,
sprich Steuergelderverschwendung
gar nicht erst aufkommen zu lassen,
antwortet die Stadt nur auswei-
chend. Und weitere Fragen stellen
sich. Etwa: Macht ein vollautomati-
sches Einstellsystem an einem neur-
algischen Ort wie dem Hauptbahn-
hof Sinn? Sprich: Ist der Veloturm
gegen Vandalismus immun? Jede
Betriebsstörung brächte das Projekt
in Verruf. Auch dazu hört man bis-
lang nichts.

So droht ein verdienstvolles Pro-
jekt durch zu viel intransparentes
Hin und Her Schaden zu nehmen.
Was leider nur zu gut ins allgemeine
saarländische Bild fahrradpoliti-
scher Flickschusterei passt.

REGIONALERLEITARTIKEL

Der Glasfaserausbau im ländlichen
Saarland schreitet weiter voran
SAARBRÜCKEN (kip) Die Deutsche
Glasfaser hat den eigenwirtschaftli-
chen Ausbau im Beckinger Gemein-
degebiet abgeschlossen. Beckingen
ist damit die erste Gemeinde im
Saarland, die komplett am Glasfaser-
netz der Deutschen Glasfaser hängt
und damit für seine Bürger schnells-
tes Internet zur Verfügung stellt. Das
Unternehmen teilt mit, dass damit
„nach rund zweieinhalb Jahren
Bauzeit […] mehr als 7000 Haushal-
ten ein Glasfaser-Hausanschluss zur
Verfügung gestellt werden konnte“.

Der Glasfaseranschluss sei nun
für einen Großteil der Bürgerinnen
und Bürger buchbar. Zunächst nur
bei der Deutschen Glasfaser. Nach
zwei Jahren könnten die Kunden
andere Anbieter wählen. Bürger,
die sich bisher noch nicht für ei-
nen Anschluss entschieden haben,
könnten dies weiterhin tun. Die
entsprechenden Leerrohre für die
Kabel verlaufen vor jedem Haus.
„Wir haben jeden Bürgersteig im
Ort geöffnet“, erklärt ein Sprecher
der Glasfaser.

Bürgermeister Thomas Collmann
(SPD) zeigt sich erfreut über den

Erfolg des Projekts: „Trotz einiger
Verzögerungen in der Bauzeit und
teils kommunikativer Herausforde-
rungen können wir insgesamt auf
ein sehr zufriedenstellendes Ergeb-
nis blicken.“ Er betont:„ImVergleich
zu ähnlichen Projekten in anderen
Kommunen konnten die Komplika-
tionen auf ein Minimum begrenzt
werden.“ Andernorts kam es immer
wieder zu Ärger mit den Bautrupps,
die die Glasfaserkabel verbauen (wir
berichteten mehrfach).

Im Saarland insgesamt schreitet
der Glasfaserausbau voran. „In-
zwischen hat Deutsche Glasfaser
im Saarland mehr als 100 000 HPs
(Homes Passed, potenziell versorg-
bare Haushalte, d. Red.) realisiert.
In etwa die gleiche Anzahl befindet
sich aktuell im Bau“, erklärt Anja
Genetsch, zuständig für Kommu-
nale Kooperationen bei Deutsche
Glasfaser. 300 000 Anschlüsse will
die Deutsche Glasfaser im Saarland
bis 2030 legen. Insgesamt soll das
Investment rund eine halbe Milliar-
de Euro betragen. Eines der größten
Infrastrukturprojekte, die das Saar-
land jemals gesehen hat, betonen

die Verantwortlichen. Weit mehr als
100 Millionen Euro habe die Deut-
sche Glasfaser bisher investiert.

Ebenso im Ausbau im Saarland
tätig ist die Deutsche Telekom. Sie
will bis Ende 2025 über 103 000
Haushalte Zugang verschaffen, al-
lein 35 000 davon in Saarbrücken.
Auch das Unternehmen Glasfaser-
Plus ist im Saarland tätig, ein zu
50 Prozent von der Deutschen Te-
lekom und zu 50 Prozent vom aus-
tralischen Investor IFM Investors
gehaltenes Gemeinschaftsunter-
nehmen. Es konzentriert sich auf
ländliche Räume, hat zum Beispiel
Spiesen-Elversberg mit allen 8048
Haushalten vollständig versorgt.
Auch die VSE NET baut aus, vor al-
lem in Gebieten, die andere Anbie-
ter als weniger attraktiv einstufen.
OXG Glasfaser plant hingegen über
45 700 Anschlüsse in Saarbrücken.
Das Unternehmen energis baut vor
allem in Eppelborn, Wadern und
weiteren Gemeinden aus.

Luxus-Fahrradparkhaus für Saarbrücken?

VON CHRISTOPH SCHREINER

SAARBRÜCKEN Seit fünf Jahren kur-
sieren in der Landeshauptstadt Pläne
für ein Fahrradparkhaus am Haupt-
bahnhof. 2020 beauftragte die Bahn
das Saarbrücker Architektenbüro
„baubar“ um Carsten Dietz und Igor
Torres mit einer ersten Konzeptstu-
die, die dann wieder in der Schubla-
de verschwand. Vor zwei Jahren kam
dann die Landeshauptstadt aus der
Deckung: Bundesförderkulissen hat-
ten sich aufgetan. Auch wollte man
nicht die allerletzte Großstadt ohne
Radparkhaus sein. Spötter sagen, in-
zwischen sei man es wohl.

Drei Standorte wurden erwogen,
zwei wieder verworfen und ein Ab-
stimmungsprozess in Gang gesetzt
– Gespräche mit allen Involvierten
von der Bahn über Fachämter und
die Polizei bis zum Gestaltungsbei-
rat und den in das Projekt einge-
bundenen Architekten. Nachdem
das Bundesverkehrsministerium im
Juli 3,1 Millionen Euro brutto (bzw.
2,6 Millionen netto) aus dem För-
derprogramm „Fahrradparkhäuser
an Bahnhöfen“ freigab, beauftragte
die Stadt erneut das Büro „baubar“.
Nachdem der Bezirksrat Mitte und
der Stadtrat das Projekt final ab-
gesegnet haben, muss es nun auf
einmal ganz schnell gehen, weil die
Gelder bis 2027 verbaut sein müssen.

Nach den „baubar“-Plänen soll
der „Veloturm“ zur Hauptpost hin
am äußersten linken Rand des von
Rotkastanien gesäumten Bahn-
hofsvorplatzes platziert werden.
Auf einer Grundfläche von rund 70
Quadratmetern, für die laut Carsten
Dietz nur zwei – und nicht, wie ge-
rüchteweise kolportiert, bis zu neun
– der 41 Rotkastanien weichen müs-
sen, sind zwei rund 12,5 Meter hohe
„Türme“ geplant. Nach dem Pater-
nosterprinzip funktionierend, sollen
sie laut Stadt 144 Räder aufnehmen
können.

Dass es statt der ursprünglich an-
visierten 250 Fahrradabstellplätze
nun gut 100 weniger sein sollen, ist
ein Stein des Anstoßes. Hieße dies
doch, dass jeder einzelne Fahrrad-
parkplatz umgerechnet 24 000 Euro
kosten würde, wie nicht nur das Ma-
gazin „Focus“ ausrechnete. Damit
macht man sich angreifbar. „Focus“
titelte denn auch dieserTage, in Saar-
brücken entstehe das„teuerste Fahr-
radparkhaus Deutschlands“. Dahin-
gestellt, ob dies zutreffend ist (eine
Internetrecherche erbringt keinen
klaren Befund): Die Kosten-Nutzen-
relation mutet abenteuerlich an.

Auf SZ-Anfrage meint Architekt
Dietz, dass bei gleicher Höhe, wohl
aber einem dann breiteren, 16 statt
12 Zugänge bietenden Quader maxi-
mal 224 Fahrräder in der zweigeteil-
ten Turmkonstruktion unterzubrin-
gen wären. Pi mal Daumen würde
jeder Veloabstellplatz damit „nur“
13 800 Euro kosten. Sollte die Stadt
es bei 144 Plätzen belassen, fragt
sich, weshalb der Turm genauso teu-
er kommen soll wie ein für 250 Plät-
ze kalkulierter. Böse Zungen unken:
weil die Fördergelder nun mal da
sind.Wie stellt sich die Landeshaupt-

stadt dazu? Da der Turm „in keinem
nennenswerten Maß aus den Bäu-
men herausragen“ solle, seien nun
„mindestens 144 Fahrradabstell-
plätze“ möglich, teilt man auf SZ-An-
frage mit. „Die tatsächliche Anzahl“
werde erst im Ausschreibungsver-
fahren „durch die Möglichkeiten der
Hersteller festgelegt“. Gleiches gelte
für die „tatsächlichen Kosten“. Auch
was die Nutzungskosten für Radler

angeht, schweigt sich die Stadt aus.
Ein Euro pro Tag sollte da eigentlich
das Maximum sein.

Ein am Universitätsklinikum Kiel
gebautes, am Ende 15 Millionen
Euro teures Parkhaus für 1340 Fahr-
räder geißelte der Bund der Steuer-
zahler vor Jahresfrist unter der
Überschrift „11 000 Euro pro Fahr-
rad-Stellplatz!“ als Luxusparkhaus.
In Saarbrücken könnte man gleiches
monieren, auch Fördergelder sind
letztlich Steuergelder. Und teurer als
Kiel würde es auch.

In der Stadtpolitik wird das Projekt
nahezu unisono begrüßt: SPD, Grü-
ne und die CDU mit ihrem OB Uwe
Conradt sind begeistert von der „voll
automatisierten Fahrradabstellanla-
ge“. Mit eingefädelt hatten das Pro-
jekt auf Bundesebene Josefine Ortleb
(SPD) und Oliver Luksic (FDP), der
seinerzeit als Staatssekretär im Bun-
desverkehrsministerium direkt an
der Quelle saß. Auch der ADFC (All-
gemeine Deutsche Fahrrad-Club)
sieht in dem Veloturm einen „wich-
tigen Baustein der Verkehrswende“.
Allerdings gibt der ADFC etwa zu
bedenken, dass solche voll automa-
tisierten Anlagen störanfällig sind.
Als Radfahrer-Lobby weist man auf
einen weiteren essenziellen Punkt
hin: die dringend verbesserungs-
würdige „Erreichbarkeit des Bahn-
hofs für den Radverkehr – aus allen
Richtungen“, so der ADFC. Wer je,
egal aus welcher Richtung, per Rad
zum Bahnhof fuhr, kann es bestäti-
gen.

Saarbrückens OB Conradt rühmt
zurecht, dass durch einen sicheren
Aufbewahrungsort wie denVeloturm
Pendlern der Umstieg aufs Rad leich-
ter gemacht wird. Allerdings bei nur

144 Plätzen eben nur für eine über-
schaubare Anzahl an Pendlern. Und
wohl auch nur, wenn gewährleistet
sein wird, was der ADFC vor einem
knappen Jahr zurecht aufgelistet hat:
Sichergestellt sein muss demnach,
dass der Turm als Tages- oder selbst
als Jahresticket einfach zu buchen ist,
dass er rund um die Uhr nutzbar ist
und sich bei Störungen 24/7 schnell
Hilfe ordern lässt. Hinter vorgehalte-
ner Hand ist zu hören, dass der Bund
seinen Förderbescheid angeblich an
die Bedingung geknüpft habe, dass
in Saarbrücken ein innovatives Rad-
parkhaus entsteht. Automatisierte
Aufbewahrungsstellen gibt es auch
andernorts. Aber womöglich keines,
das ohne jedwedes Personal aus-
kommt.

Vor zwei Monaten kam eine WDR-
Recherche zu Fahrradparkhäusern
in Bonn und Leverkusen zu dem
Ergebnis, dass die dortigen Projekte
bislang „als Rohrkrepierer“ endeten,
da die Plätze nur durchschnittlich elf
Tage im Jahr gebucht worden seien.
Am Preis lag es nicht: In Bonn zahlt
man pro Tag nur einen Euro. Aller-
dings steht keines der vier Bonner
Zweiradparkhäuser am Bahnhof –
ein klarer Nachteil gegenüber Saar-
brücken.

Gerhard Lucas vom ADFC räumt
ein, dass man mit der nun beschlos-
senen Reduzierung der Radpark-
plätze am Bahnhof nicht glücklich
ist. Ein Sich-Orientieren an der aktu-
ellen Baumhöhe sei kein Grund, den
Turm nun kleiner bauen zu wollen,
gibt Lucas zu bedenken: „Die Bäume
werden ja selbst höher wachsen. Also
lieber gleich den Turm zwei Etagen
höher bauen.“

Da im Veloturm nur Standardrä-
der untergebracht werden können,
plant die Landeshauptstadt derweil
als „begleitende Maßnahme“ zu-
sätzliche 14 „Cargoboxen“ für Las-
tenräder (und Velos mit Anhänger)
auf dem Bahnhofsvorplatz. Sie sollen
dort die in die Jahre gekommenen
blauen Radboxen ersetzen. Siche-
re und vor allem überdachte Rad-
parkplätze fehlen in Saarbrücken
wie überall im Saarland. In Haupt-
bahnhofnähe gibt es dafür bald drei
Autoparkhäuser: Eines unter der
Post, eines neben dem Bahnhof am
Bormannspfad und bald eines der
Landesbank keine 300 Meter ent-
fernt. In keinem sind Veloparkplätze
vorgesehen.

Spötter vermuten schon
länger, dass Saarbrücken
die letzte deutsche Groß-
stadt ohne Fahrradpark-
haus ist. Kaum soll es nun
endlich kommen, sorgt
das Projekt „Veloturm“
schon für Kritik. Warum?

So (oder so ähnlich) soll der geplante Veloturm vor dem Saarbrücker Hauptbahnhof aussehen. FOTO: BAUBAR SAARBRÜCKEN

DieKosten-
Nutzenrelationmutet
abenteuerlich an.

Anzeige

Mit Ihrer SZ
Rubbel-Adventskalender
gewinnen!
Sichern Sie sich die Chance auf zusätzliches

Weihnachtsgeld in Form von Rubbellosen.

Heute verlosen wir sieben

SAARTOTO Rubbel-Adventskalender

im Wert von je 26,50 Euro. Jedes der

24 Rubbellose bietet die Chance auf

Gewinne bis zu 3.000 Euro.

Alles was Sie tun müssen, ist bis heute,

24 Uhr, bei der Gewinn-Hotline anrufen.

Aus allen Teilnehmern ermitteln

wir jeweils 7 Tagesgewinner.

Viel Glück!

*50 Cent pro Anruf aus dem deutschen Festnetz
und Mobilfunk. Teilnahme erst ab 18 Jahren
möglich; ausgeschlossen sind Mitarbeiter des Verlags
oder verbundener Unternehmen. Das Los entscheidet und die
Gewinner werden kurzfristig benachrichtigt. Keine sonstigen
Kostenübernahmen. Im Übrigen finden Sie unsere Teilnahme-
bedingungen und Datenschutzhinweise auch unter
https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/services/gewinnspiele

Gewinn-

Hotline*
0137/

822 82–33

Börsenstreifen (6 T/30 mm)

VON JACQUELINEMELCHER

KARLSRUHE (dpa) Nach der Pleite
von Wirecard hofften zehntausende
Aktionäre zumindest auf etwas Geld
aus der Insolvenzmasse des Skan-
dal-Konzerns. Nach einem Urteil des
Bundesgerichtshofs (BGH) wird da-
raus absehbar nichts. Der neunte Zi-
vilsenat entschied in Karlsruhe, dass
geschädigte Aktionäre im Insolvenz-
verfahren keine einfachen Gläubiger
sind – und ihre Ansprüche auf Scha-
denersatzdaherhinterdenForderun-
genandererGläubigerzurücktreten.
In dem konkreten Fall hatte die

Vermögensverwaltung Union Invest-
ment von Wirecard Schadenersatz
gefordert. Sie warf dem Konzern vor,
über Jahre ein nicht existentes Ge-
schäftsmodell vorgetäuscht und sei-
ne finanzielle Lage falsch dargestellt
zu haben. Hätten Anleger die Wahr-

heit gewusst, hätten sie keine Aktien
gekauft, argumentierte die Invest-
mentfirma. Sie hätten deswegen An-
spruch auf Ersatz des entstandenen
Vermögensschadens.
Union Investment hatte daher

Ansprüche in Höhe von knapp
zehnMillionenEurozurWirecard-In-
solvenztabelle angemeldet. Doch In-
solvenzverwalter Michael Jaffé wollte
die Forderungen nicht annehmen. Er
hielt die Forderungen anderer Gläu-
biger für vorrangig. Denn: Wirecard
schuldet etwa kreditgebenden Ban-
kenundehemaligenAngestellten viel

Geld. Hätten die Ansprüche der Ak-
tionäredenselbenRang,bekämendie
übrigenGläubigersehrvielweniger.
NachdemsieamLandgerichtMün-

chen zunächst abgewiesen wurde,
hattedieKlagevonUnionInvestment
auf Feststellung ihrer Forderungen
zuletzt Erfolg. DasOberlandesgericht
München entschied im September

2024 in einem Zwischenurteil, dass
Aktionäre ihre Ansprüche auf Scha-
denersatz als einfache Insolvenzfor-
derungengeltendmachenkönnen.
Diese Entscheidung hob der BGH

nun auf und stellte das vorherige Ur-
teil des Landgerichts wieder her. Die
KlagevonUnionInvestment istdamit
abgewiesen, ihre Ansprüche müssen
nicht in die Insolvenztabelle. Zwar
könntenAktionäre,diedurchbewusst
falscheAngabenzumKaufvonAktien
veranlasstwurden, grundsätzlich von
der Gesellschaft Erstattung verlan-
gen,erklärtederBGH.

Die Schadenersatzansprüche seien
aber engmit der StellungderGeschä-
digten als Aktionäre verknüpft und
daher nach der Insolvenzordnung
erst nach den Forderungen einfacher
Gläubiger zu berücksichtigen. Ob die
Aktionäre als nachrangige Insolvenz-
gläubiger oder sogar erst nach einer
Schlussverteilung aus einem mög-
licherweise bleibenden Überschuss
zu bedienen sind, ließ der BGHoffen.
DieWirecard-Aktionäregingeninbei-
denFällenvermutlich leeraus.
Denn:LautBGHhabenetwa50 000

Wirecard-Aktionäre Schadenersatz
inHöhe von rund 8,5Milliarden Euro
zur Insolvenztabelleangemeldet. Ins-
gesamt fordern die Wirecard-Gläu-
biger 15,4 Milliarden Euro. Die In-
solvenzmasse beträgt aber nur rund
650 Millionen Euro. Voraussichtlich
werden die Gläubiger also auch ohne
Beteiligung der Aktionäre nur einen
sehr kleinen Teil ihrer Forderungen
bekommen – geschweige denn, dass
danachGeldübrigbliebe.
Auch Insolvenzverwalter Jaffé be-

kräftigtenachderUrteilsverkündung,
dass ein Übererlös für Aktionäre in
dem Wirecard-Insolvenzverfahren
nichtzuerwartensei.Erbegrüße,dass
der BGH nach jahrelangem Rechts-

streit Klarheit geschaffen habe. Das
Gericht habe seine Auffassung, dass
die Insolvenzmasse den Insolvenz-
gläubigern zusteht, vollumfänglich
bestätigt.
Mit seiner Entscheidung habe der

BGHklargestellt, dass Aktionäre auch
mit ihren Schadensersatzforderun-
gendenEigenkapitalgeberngleichge-
stelltwerden–dieineinemInsolvenz-
verfahren in der Regel leer ausgehen
–, sagt Rechtsanwalt Michael Rozijn
vonderKanzleiSchultze&Braun.Das
Urteil stärke damit die Position der
Gläubiger einer Gesellschaft im Ver-
hältnis zu ihren Gesellschaftern als
Eigenkapitalgeber.
Wäre die Entscheidung des BGH

anders ausgefallen, wären Insolvenz-
verfahren wohl komplizierter und
aufwendiger geworden, ergänzt In-
solvenzverwalterin Elske Fehl-Weile-
der vonderselbenKanzlei. Außerdem
hättedieBeteiligungderAktionärean
der Insolvenzmasse eine geringere
Quote für die übrigen Insolvenzgläu-
bigerbedeutet.Diekönnennachdem
BGH-Urteilnunaufatmen.
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J 1 Euro in Dollar 1,1619
Veränderung zum Vortag: +0,37%

L Gold (€/Unze) 3606,33
Veränderung zum Vortag: –0,42%

L DAX 24041,62
Veränderung zum Vortag: –1,39%

J Bilfinger SE 99,30
Veränderung zum Vortag: +9,30%

J MDAX 29610,57
Veränderung zum Vortag: +0,12%

L TecDAX 3548,58
Veränderung zum Vortag: –0,77%

L Euro Stoxx 50 5742,79
Veränderung zum Vortag: –0,77%

SDAX

MDAX DEUTSCHEAKTIEN

Schluss in%
Dividende 13.11. z.Vortag

1&1 0,05 21,80 +0,23
adesso SE 0,75 94,70 –0,21
Adtran Netw. 0,52 21,50 0,00
Alzchem Grp. 1,80 136,00 +3,03
Amadeus Fire 4,03 50,60 –0,39
Atoss Softw. 2,13 109,80 +0,18
Befesa 0,64 27,86 +1,09
Bor. Dortmund 0,06v 3,34 +0,15
Cancom SE 1,00 24,95 +3,96
CEWE Stift. 2,85 98,30 +2,93
Dermapharm 0,90 33,65 –1,03
Deutz 0,17 7,91 –0,63
Douglas - 12,80 +1,11
Drägerwerk Vz 2,03 70,20 +2,63
Dt. Beteilig. 1,25 23,85 –0,42
Dt. EuroShop 2,65 18,76 –0,95
Dt. PfandbB 0,15 4,05 –4,35
Dürr 0,70 21,05 +4,21
Eckert&Zieg. SE 0,17 16,85 +8,36
Elmos Semic.SE 1,00 91,10 +0,66
Energiekontor 0,50 34,30 +3,31
Evotec SE - 5,45 +1,34
Formycon - 21,00 –2,78
Fr. Vorwerk Gr.SE 0,30 87,50 +1,39
GFT Tech.SE 0,50 17,50 –0,57
Grand City - 10,68 –2,55
Grenke 0,40 14,14 –4,46
Hamborner Reit 0,48 4,76 –0,52
Heidelb. Druck. - 2,11 +9,75
Hornbach Hldg. 2,40 85,80 +0,23
Hypoport SE - 111,40 –1,07
Indus Hldg. 1,20 24,50 –1,21
Jenoptik 0,38 20,14 –4,28
Jost W. SE 1,50 52,90 +8,18
Klöckner&Co.SE 0,20 5,40 +0,93
Kontron 0,60 23,72 +1,80
KSB SE Vz 26,76 976,00 –0,20
KWS Saat SE 1,25v 65,80 0,00

LPKF Laser SE - 5,65 –1,40
MBB SE 3,33 182,20 –3,50
Medios - 14,92 +0,27
MLP SE 0,36 6,50 +1,72
Mutares 2,00 27,40 +3,40
Nagarro 1,00 45,00 +2,55
Norma G. SE 0,40 13,08 –0,15
Patrizia SE 0,35 7,41 +2,77
PNE 0,08 10,74 +6,55
ProCredit 0,59 7,70 –2,28
ProS.Sat.1 SE 0,05 4,95 +0,32
PVA TePla - 20,84 –3,70
SAF Holland SE 0,85 14,34 –0,69
Salzgitter 0,20 29,84 –1,32
Schaeffler 0,25 6,60 –1,57
Schott Pharma 0,16 18,86 –0,42
Secunet Sec. 2,73 179,00 –0,56
SFC Energy - 14,32 –1,65
Siltronic 0,20 43,68 –0,55
Sixt SE St. 2,70 72,25 –5,25
SMA Solar - 28,62 –6,23
Springer Nat. 0,13 21,00 –0,47
Stabilus SE 1,15 20,10 0,00
Sto SE 3,31 119,00 +2,59
Stratec 0,60 21,25 –2,07
Südzucker 0,20 9,68 –0,67
Suss M. Tec SE 0,30 33,28 –1,36
thyssenk.nuc. - 8,37 –1,99
Verve Group SE - 2,08 +2,36
Vossloh 1,10 69,80 –0,29
Wacker N. SE 0,60 18,16 –0,33
Wüst.&Württ 0,65 13,96 –0,29

Schluss in%
Dividende 13.11. z.Vortag

Aixtron SE 0,15 17,74 –8,58
Aroundtown - 3,20 –0,37
Aurubis 1,50 110,40 –1,43
Auto1 Grp. SE - 25,72 –3,89
Bechtle 0,70 34,88 +0,52
Bilfinger SE 2,40 99,30 +9,30
Carl Zeiss Med. 0,60 43,62 +0,05
CTS Eventim 1,66 80,60 –0,12
Del. Hero SE - 18,00 –2,49
Dt. Lufthansa 0,30 7,77 –1,04
Dt. Wohnen SE 0,04 21,55 +0,23
DWS Group 2,20 54,30 –0,46
Evonik 1,17 14,10 +1,51
Fielmann 1,15 44,10 +0,34
flatexDeg. 0,04 32,24 +0,25
Fraport - 77,50 +2,79
freenet 1,97 28,08 +0,57
Fuchs SE Vz. 1,17 39,82 +0,56
Gerresheimer 0,04 24,86 +1,80
Hella 0,95 80,10 –0,87
HelloFresh SE - 5,86 –0,37
Hensoldt 0,50 84,15 +1,63
Hochtief 5,23 284,60 –1,66
Hugo Boss 1,40 37,33 +0,21

Ionos Gr. SE - 26,70 +3,29
Jungheinrich 0,80 32,08 +1,71
K+S 0,15 11,83 +2,07
Kion Group 0,82 62,70 –1,26
Knorr-Bremse 1,75 84,70 –1,91
Krones 2,60 127,80 –0,62
Lanxess 0,10 17,97 +2,92
LEG Immo. SE 2,70 64,55 –1,30
Nemetschek SE 0,55 92,85 –0,54
Nordex SE - 26,74 –4,64
Porsche 2,31 46,89 +0,41
Puma SE 0,61 16,78 –0,59
Rational 15,00 639,50 –3,11
Redcare Ph. - 63,25 –1,79
Renk Group 0,42 67,33 +7,20
RTL Group 2,50 33,35 –1,19
Sartorius Vz. 0,74 229,20 –1,50
Ströer SE 2,30 34,85 +1,16
TAG Immo. 0,40 14,31 +1,42
Talanx 2,70 114,00 +3,35
TeamViewer SE - 5,97 +1,02
thyssenkrupp 0,15 9,47 +1,67
Traton SE 1,70 29,00 0,00
TUI - 7,78 +1,70
Utd. Internet 1,90 24,60 –2,23
Wacker Chemie 2,50 66,10 +3,69

Schluss in%
Dividende 13.11. z.Vortag

AB Inbev (BE) 0,15v 55,56 –0,79
Adyen (NL) - 1449 –0,10
Ahold Delh. (NL) 0,51 36,14 –0,28
Air Liquide (FR) 3,30 173,78 +0,66
Argenx (NL) - 779,60 –1,07
ASML Hold. (NL) 1,60 875,70 –1,81
AXA (FR) 2,15 38,91 +0,65
BBVA (ES) 0,32 19,03 +0,29
Bco Santander (ES) 0,12 9,55 0,00
BNP (FR) 2,59 69,40 0,00
Danone (FR) 2,15 79,70 +0,43
Enel (IT) 0,26 8,97 +0,39
Eni (IT) 0,26v 16,43 +0,13
EssilorLux. (FR) 3,95 320,60 –0,06
Ferrari (NL) 2,99 363,10 +0,86
Hermes Int. (FR) 22,53 2210 +0,45

Iberdrola (ES) 0,01 18,07 +0,72
Inditex (ES) 0,84 49,62 –0,88
ING Groep (NL) 0,35 22,83 –0,11
Intesa Sanp. (IT) 0,19v 6,00 +1,04

L’Oréal (FR) 7,12 359,30 +0,20
LVMH (FR) 5,50v 633,30 –1,72
Nordea Bk AB (FI) 0,94 15,12 +1,51
Prosus (NL) - 63,10 +2,19
Safran (FR) 2,90 310,30 –0,06

Sanofi S.A. (FR) 3,93 90,46 +0,98
Schneider El. (FR) 3,90 234,50 –2,27
St. Gobain (FR) 2,20 83,96 +0,02
TotalEnerg. (FR) 0,85v 56,13 +1,43
UniCredit (IT) 1,43v 67,50 –0,63

Vinci (FR) 1,05 120,70 +0,71
Wolters Kluwer (NL) -v 93,12 –1,92

Schluss in%
Dividende 13.11. z.Vortag

11 88 0 Sol. - 0,64 +4,10
2invest - 12,00 –2,44
A.S. Création - 8,05 0,00
Baader Bank 0,13 6,35 0,00
Bastei Lübbe 0,36 8,74 –2,46

BayWa vNA - 2,96 –18,68
BMW Vz. 4,32 81,45 +0,18
Brain Biot. - 2,35 –2,08
Branicks Grp. - 1,96 +1,87
Ceconomy - 4,39 –0,68

Cenit - 6,90 +1,17
Covestro - 59,18 –0,57
Dt. Rohstoff 2,00 47,80 –0,93
Dt.Kons. R. - 1,84 –2,39
ElringKling. 0,15 4,20 +0,12

FamiCord - 5,25 0,00
First Sensor 0,47 56,60 0,00
Fortec El. 0,85 11,25 –2,17
Friwo - 4,94 +2,07
Fuchs SE 1,16 31,10 +0,48

Hamb. Hafen 0,10 21,20 +0,47
Hapag-Lloyd 8,20 113,60 –2,99
Henkel St. 2,02 67,00 +0,30
Hornbach Hldg. 2,40 86,40 –0,69
Init Innov. 0,80 46,20 +3,13

Intershop Comm. - 1,00 –1,96
KHD 0,34 – 0,00
Leifheit 1,20 15,00 –0,33
Ludwig Beck - 12,00 +5,26
Masterflex 0,27 13,05 +4,40

MeVis Medical 0,95 24,40 0,00
MOBOTIX - 0,89 +8,54
Mühlbauer 1,50 38,00 –1,04
Multitude 0,44 6,91 +2,52
MVV Energie 1,25 30,60 –1,61

mwb fairtr. 0,30 9,10 0,00
Nexus 0,23 71,00 0,00
Nürnb. Bet. 0,14 120,00 +0,84
OVB Hldg. 1,00 19,20 0,00
Paion AG - 0,01 –14,08

Panamax - 1,90 0,00
Pfeiffer Vac. 7,32 155,60 –0,13
Pfisterer SE - 69,70 +3,87
plenum konv. 0,33 6,15 0,00
PSI Soft. SE - 44,70 –0,22

q.beyond - 0,75 +7,78
R. Stahl - 14,90 0,00
Rhön-Klinikum 0,10 12,10 +0,83
Sartorius St. 0,73 182,40 +3,05
SMT Scharf 0,21 6,25 +0,81

Surteco Grp. 0,30 12,65 +0,80
technotrans 0,53 32,90 –1,50
TKMS - 70,50 –1,40
Uniper SE - 28,65 +0,70
Verbio SE -v 17,27 –4,85

VIB Verm. 0,04 10,85 0,00
Villeroy&B. 0,90 15,85 –0,63
VW St. 6,30 101,10 +1,20
Zeal Netw. 2,40 49,00 0,00

ANLEIHEN
Zins Anleihe Kurs Rend.%

0,500 Bund v. 16/26 99,67 1,861
0,000 Bund v. 16/26 98,57 1,942
0,250 Bund v. 17/27 97,91 1,961
6,500 Bund v. 97/27 107,16 1,977
0,500 Bund v. 17/27 97,47 1,983
0,000 Bund v. 20/27 96,16 1,973
Emissionen SaarLB
0,130 Hyp.Pfb.R.143 80,05 3,052
0,350 Hyp.Pfb.R.145 86,35 2,888

REGIONALEAKTIEN
Schluss in%

Dividende 13.11. z.Vortag
Orbis 0,10 5,95 –1,65
Pyrum In. - 28,10 –2,09
Schloß Wachenh. 0,60v 15,50 0,00
WASGAU 0,12 8,95 +0,56

DEVISEN
1 Euro entspricht Geld Brief
Australien / austr. Dollar 1,7785 1,7795
Kanada / kanad. Dollar 1,6321 1,6327
Schweiz / schweiz. Franken0,9222 0,9225
Dänemark / dän. Kronen 7,4675 7,4678
Großbrit. / brit. Pfund 0,8819 0,8821
Japan / japan. Yen 179,80 179,83
Norwegen / norw. Kronen 11,6590 11,6620
Schweden / schw. Kronen 10,9325 10,9355
Türkei / türk. Lira 49,2297 49,2327
USA / US-Dollar 1,1651 1,1653

ROHSTOFFE
in Euro, Spannenmit–, Vortag in Klammern

Rohöl Brent, London ($) 63,20 (62,68)
Gold (kg) 112438,0 - 118678,0
Gold (250g) 27827,0 - 29812,0
Feinsilber (kg) 1345,50 - 1895,91
Platinbarren (100 g) 3760,00 - 5703,08
Messing MS 58 I 842,00 - 856,00
ACI Kupfern. (100kg) 1093,66 (1087,79)
Alu. 99,7% (100kg) 274,00 (273,00)
Zink, London ($/t) 3180,00 (3179,50)

GEWINNER&VERLIERER
des Tages 13.11. Veränd.
Bilfinger SE 99,30 +9,30
Renk Group 67,33 +7,20
Merck 121,45 +4,97
Wacker Chemie 66,10 +3,69
Talanx 114,00 +3,35
Siemens 227,00 –9,35
Aixtron SE 17,74 –8,58
Siemens En. 101,05 –5,87
Nordex SE 26,74 –4,64
Auto1 Grp. SE 25,72 –3,89

Stand der Daten: 13.11. 18.23 Uhr ME(S)Z

Kurse in EURO oder CHF. DAX, MDAX und SDAX
auf Xetra-Basis (Schluss 17:30 Uhr), weitere
Werte FrankfurterBörseoder Zürich (•=Kurseder
Schweizer Börse in Franken). Div.=letzt gezahlte
Dividende inLandeswährung (v=Vorschlag), insti-
tutsabhängig von der Zahlungsweise entweder
als Jahres-, Halbjahres- oder Quartalsdividende.
Edelmetalle/Münzen = Degussa Goldhandel
(Endkundenpreise), Preise sind institutsabhän-
gig, Kupfer=cunova.com.Nikkei =©NihonKeizai
Shimbun, Inc. *= Kurse vom Vortag oder letztver-
fügbar. Fondskurse kursiv, wenn nicht in €.

Angaben ohne Gewähr.
Quelle

DAX schwach – Siemens-Familie enttäuscht
Der deutsche Aktienmarkt hat amDonnerstag schwach geschlossen. Es
warder letzteheftigeTagderBerichtssaison,vondieserSeitewirdesnun
ruhiger. Siemens enttäuschte mit der Vorlage der Quartalszahlen. Das
SchwergewichtausMünchenkostetedenIndexPunkte,dieserschloss1,4
Prozent tiefer bei 24042 Zählern. Eine leichter tendierende Wall Street
belastete im späten Handel zusätzlich. Das Jahr neigt sich, aus Investo-
rensicht, nun schnell dem Ende entgegen. Das Fenster für Börsengänge
schließt sich,möglicherweise gibt es noch hier oder da eine strategische
Übernahme.AnsonstendürftendieÜberlegungen,wiedie2026erFavo-
riten heißen, weit fortgeschritten sein. Siemens (-9,3%) hat die teils ho-
henErwartungennichterfüllt.DieAnalysenvonRBCattestierenSiemens
einen durchwachsenen Ausblick für das Geschäftsjahr 2026. Dennoch
impliziere die Prognose eine Kürzung der Konsenserwartungen für den
Gewinn jeAktie um7Prozent imMittel. (Quelle:DowJones)

13.11.2025 Div. Schluss in% 12Monate MK
in € Kurs z. Vortag Tief Vergleich Hoch Mrd. €

Adidas /e 2,00 163,40 WW -0,85 152,65 _P_________ 263,80 29,41
Airbus SE /e 3,00 210,30 WW -0,80 129,82 _________P_ 216,85 166,62
Allianz SE /e 15,40 363,40 0,66 WW 281,80 ________P__380,30 140,33
BASF SE /e 2,25 44,11 0,85 WW 37,40 ____P______ 55,06 39,37
Bayer /e 0,11 29,94 3,01 WWWW 18,38 __________P 29,96 29,41
Beiersdorf 1,00 92,08 WWW -1,67 87,02 _P_________ 137,70 22,34
BMW St. /e 4,30 88,80 W -0,29 62,96 _________P_ 91,72 49,83
Brenntag SE 2,10 49,82 1,28 WW 45,71 __P________ 68,72 7,19
Commerzbank 0,65 34,70 W -0,52 13,90 ________P__ 38,40 39,12
Continental 1,89 64,18 WW -0,77 42,19 _________P_ 68,00 12,84
Daimler Truck 1,90 35,75 WW -0,56 30,78 ___P_______ 45,33 28,31
Dt. Bank /e 0,68 32,95 WW -1,21 15,30 __________P 33,57 62,94
Dt. Börse /e 4,00 208,50 W -0,38 203,90 _P_________ 294,30 39,26
Dt. Post /e 1,85 44,56 WW -1,37 30,96 _________P_ 45,74 53,47
Dt. Telekom /e 0,90 27,27 W -0,15 26,00 _P_________ 35,91 135,98
E.ON SE 0,55 15,19 WWW -1,75 10,44 ________P__ 16,55 40,12
Fres. M.C. 1,44 41,00 WW -1,51 39,43 _P_________ 54,02 12,03
Fresenius SE 1,00 49,03 WW -1,49 31,60 _________P_ 50,74 22,45
GEA Group 1,15 59,00 WW -1,34 44,40 _______P___ 66,80 9,61
Hann. Rück SE 9,00 261,00 1,16 WW 237,30 ____P______ 292,60 31,48
Heidelb. Mat. 3,30 213,80 WW -0,79 115,60 __________P 217,40 38,15
Henkel Vz. 2,04 72,44 W -0,44 65,54 ___P_______ 88,50 12,91
Infineon Tech. /e 0,35 35,89 WW -0,94 23,17 ________P__ 39,43 46,86
Mercedes Benz /e 4,30 59,79 0,59 WW 45,60 ________P__ 63,17 57,57
Merck 2,20 121,45 4,97 WWWWWW 100,70 ____P______ 154,65 15,70
MTU Aero 2,20 365,80 0,19 W 249,60 ________P__ 399,50 19,69
Münch. Rück /e 20,00 556,00 1,46 WW 468,70 ______P____ 615,80 72,64
Porsche Ho. SE 1,91 37,73 1,21 WW 30,46 _______P___ 40,37 5,78
Qiagen 0,25 38,70 0,85 WW 34,24 ___P_______ 47,36 8,60
Rheinmetall /e 8,10 1751 0,32 W 565,60 ________P__ 2008 76,25
RWE 1,10 45,73 WWW -2,41 27,76 _________P_ 46,95 34,02
SAP SE /e 2,35 218,10 W -0,14 209,70 _P_________ 283,50 267,94
Scout24 SE 1,32 89,70 0,50 W 82,95 __P________ 122,80 6,73
Siemens /e 5,20 227,00 WWWWWWWWWW -9,35 162,38 _______P___ 252,65 181,60
Siemens En. /e - 101,05 WWWWWWW -5,87 41,81 ________P__ 113,95 87,01
Siemens Heal. 0,95 43,32 WWWW -3,35 41,21 _P_________ 58,48 48,86
Symrise 1,20 73,38 W -0,19 70,94 _P_________ 107,20 10,26
Vonovia SE 1,22 26,29 0,88 WW 24,03 ___P_______ 32,08 21,97
VW Vz /e 6,36 98,98 0,39 W 78,86 ______P____ 114,20 20,41
Zalando SE - 23,72 0,72 WW 22,12 _P_________ 40,08 6,26

DAX /e = auch im Euro Stoxx 50

GELD&KAPITAL
Spannenmit –, Vortag in Klammern

Basiszins n. § 247 (BGB) 1,27% (01.07.25)
Hauptrefi. 2,15% (11.06.25)
Euribor 1 Monat 1,88%
Euribor 3 Monate 2,06%
Dispositionskreditzinsen 2,03% – 15,00%
Hypothekenzinsen 10J eff. 3,27% – 4,83%
Hypothekenzinsen 5J eff. 3,12% – 5,76%
Bund-Future 128,91 (129,33)
REX 125,37 (125,21)
Umlaufrendite 2,58% (2,59%)

National
DAX 24041,62 –1,39
MDAX 29610,57 +0,12
TecDAX 3548,58 –0,77
C-Dax 2020,15 –1,27
SDAX 16209,14 +0,23
Prime All Share 9254,66 –1,24
Tec All Share 3696,19 –0,37
Late DAX 24063,56 –1,40
Late MDAX 29733,34 +0,67
Late TECDAX 3548,46 –0,96

International
Euro Stoxx 50 5742,79 –0,77
Stoxx Europe 50 4849,91 –0,66
CAC 40 (Paris) 8232,49 –0,11
S&P UK (London) 1988,60 –1,11
SMI (Zürich) 12740,91 –0,41
Dow Jones (New York) 47840,48 –0,86
Nasdaq (New York) 25133,32 –1,50
S&P (New York) 4656,95 +0,57
Hang Seng (Hongkonk) 27058,97 +0,55
Nikkei (Tokio) 51281,83 +0,43

INDIZESNATIONAL& INTERNATIONAL

AUSLANDSAKTIEN
Schluss in%

Dividende 13.11. z.Vortag

Abercr.&Fitch (US) 0,20 60,22 –1,92
Adobe (US) 0,01 287,70 –1,13
Air France-KLM (FR) - 9,64 +0,17
Alphabet A (US) 0,21v 240,35 –2,87
Altria Group (US) 1,06 49,65 –2,09
Amazon.com (US) - 205,60 –2,67
AMD (US) - 217,80 –1,38
Amer.Express (US) 0,82 317,65 –0,73
Amgen (US) 2,38v 294,00 +1,38
Apple Inc. (US) 0,26 234,35 –0,91
ArcelorMittal (LU) 0,28 34,88 –0,14
AT&T (US) 0,28 22,22 +1,88
Beyond Meat (US) - 0,88 –7,52
Boeing (US) 2,06 166,54 –0,82
BP PLC (GB) 0,08 5,21 –2,14
Canon (JP) 80,00v 24,88 +0,93
Carrefour (FR) 1,15 13,49 +1,43
Chevron (US) 1,71v 133,56 +1,23
Cisco (US) 0,41 66,30 +3,92
Citigroup (US) 0,60 88,60 +0,42
Coca-Cola (US) 0,51v 61,37 –0,74
Colgate-P. (US) 0,52 67,93 –0,96
Disney Co. (US) 0,50 91,12 –9,48
DuPont Nem. (US) 0,20v 35,20 +1,00
eBay (US) 0,29v 74,50 –0,77
Engie (FR) 1,48 22,01 +1,57
Ericsson B (SE) 1,42 8,62 +0,02
Exxon Mobil (US) 1,03v 102,06 –0,16
Flutter Ent. (IE) 0,67 198,00 –1,44
Ford (US) 0,15 11,48 –0,28
Fujitsu (JP) 15,00v 23,84 +2,85
GE Aerospace (US) 0,36 260,00 –3,17
Geberit NA• (CH) 12,80 637,40 –1,36
General Motors (US) 0,15v 61,77 –1,01
Goldman S. (US) 4,00v 716,80 –0,24
GSK PLC (GB) 0,16 20,50 –0,63
Harley-Davidson (US) 0,18 21,50 –1,15
Hitachi (JP) 23,00 30,00 +4,28
Home Depot (US) 2,30 320,90 +1,25
Honda (JP) 35,00v 8,79 +2,19
Howmet (US) 0,12 176,70 –1,64
HP Inc. (US) 0,29 21,70 +0,37
IBM (US) 1,68 265,70 –2,53
Intel (US) 0,13 31,09 –4,68
Jinko Solar (KY) 1,30 22,75 –2,99
Johns.&Joh. (US) 1,30v 167,50 –0,69
JP Morgan (US) 1,50 268,20 –3,21
Kering (FR) 4,00 315,35 +0,41
Kone Corp. (FI) 1,80 58,80 +0,10
Linde PLC (IE) 1,50 367,20 –1,50
Lockheed M. (US) 3,45v 393,75 –0,39
McDonald’s (US) 1,86v 264,05 –0,56
Medtronic (IE) 0,71 82,80 +0,11
Merck & Co. (US) 0,81 80,40 +1,64
Meta Platf. (US) 0,53 520,70 –0,82
Michelin (FR) 1,38 29,05 –0,07
Microsoft (US) 0,91v 436,55 –1,02
Nestlé N• (CH) 3,05 81,09 –0,69
Netflix (US) - 1002 +0,24
Nike (US) 0,40 56,19 +0,70
Novartis N• (CH) 3,50 105,74 +0,99
Nvidia (US) 0,01 159,92 –4,09
Oracle (US) 0,50 187,68 –4,50
Orange (FR) 0,30v 14,29 +0,56
PayPal (US) 0,14v 56,81 –1,97
Pepsi (US) 1,42 124,58 –0,18
Pfizer (US) 0,43 22,47 +0,99
Proct.&Gamb. (US) 1,06 127,06 –0,30
Renault (FR) 2,20 36,76 +0,19
Roche Hld.GS• (CH) 9,70 289,90 –0,17
Royal KPN (NL) 0,07 3,97 +0,71
Samsung Elec. (KR) - 1485 +1,02
Shell (GB) - 32,71 –0,14
Softbank (JP) 22,00v 111,18 –9,14
Sony (JP) 12,50v 25,54 –2,33
Tesla (US) - 344,10 –7,39
Texas Instr. (US) 1,42 140,66 +0,27
VISA Inc. (US) 0,67 290,50 –1,17
Vodafone (GB) -v 1,05 –2,15
Walmart (US) 0,24v 88,97 –0,09
Xerox Hold. (US) 0,03v 2,52 –1,18

Rücknahmepreise 13.11. in% z.V.

Aberd. A.M. Degi Europa 0,34 0,00
AGI Adifonds A 152,8 +0,03
AGI Adiverba A 256,1 +0,45
AGI All Stratfds Ba A 113,2 +0,12
AGI Biotechnologie A 226,8 –0,01
AGI Concentra A 148,6 +0,03
AGI CONVEST 21 VL 112,9 –0,10
AGI Eur Renten AE 50,64 +0,26
AGI Euro Rentenfonds AT 95,98 +0,24
AGI Europazins A 49,79 +0,10
AGI F AFood Secu. A 78,02 –0,24
AGI Fonds Japan A 86,38 +0,55
AGI Global Eq.Divid A 170,6 –0,32
AGI Informationst. A 717,8 –0,50
AGI Interglobal A 458,3 –0,40
AGI InternRent A 40,95 –0,17
AGI Kapital Plus A 65,96 +0,14
AGI Lux A.Ad.InGlA 94,31 –0,21
AGI Lux AGIF B St E IE 18,68 +0,36
AGI Lux Emerging Eurp Eq A* 58,76 0,00
AGI Lux Europe SmCap Eq A 223,9 +0,69
AGI Lux European Eq Div AT 387,3 –0,01
AGI Lux Oriental Income AT 459,4 +0,72
AGI Lux Trsy ShrtTrm+ € A 96,07 +0,01
AGI Nebw. Deutschl.A 244,2 +1,59
AGI Nürnb. Eurold. A 193,6 +0,48
AGI Rohstofffonds A 108,5 +2,34
AGI Stratfds Stab A € 61,75 +0,11
AGI US Large Cap Gr. A 222,0 –0,38
AGI Verm. Deutschl. A 264,5 +0,28
AGI VermMgmt Wachst A€ 185,7 +0,49
AGI Vermögensm.ReSt A2 92,41 +0,05
AGI Wachstum Eurol A 136,9 +0,34
AGI Wachstum Europa A 155,0 –0,12
Commerz hausInvest 43,85 0,00
Deka AriDeka CF 99,37 +0,06
Deka BasisStrat Flex CF 129,0 –0,01
Deka Div.Strateg.CF A 222,8 –0,03
Deka Europ.Bal. CF 56,23 +0,09
Deka Europ.Bal. TF 110,9 +0,08
Deka EuropaBond TF 33,00 +0,09
Deka EuropaSelect CF 106,4 –0,03
Deka Fonds CF 153,8 +0,28
Deka Global Bal CF 108,2 +0,06
Deka GlobalChampions TF 367,8 –0,38
Deka Immo b Europa 48,39 –0,02
Deka Immo b Global 55,30 0,00
Deka LuxBasisStrat Re.TFA 98,73 0,00
Deka Lux Deka ESG Akt CF 324,7 –0,28
Deka LuxDeka ESGRent CFA 125,5 +0,05
Deka LuxDeka Indust 4.0CF 246,9 –0,56
Deka Lux Deka NachAkDe TF 122,0 –0,01
Deka Lux Deka NachAkEu TF 110,2 +0,28
Deka LuxDekaGlobAktLRPB(A) 263,7 +0,08
Deka Lux DekaLuxT-EmMkts 158,2 –0,18
Deka Lux DekaStruk.2Chan.+ 72,22 +0,58
Deka Lux DekaStruk.2Chance 63,38 +0,73
Deka Lux DekaStruk.2Wachs. 40,93 +0,27
Deka Lux DekaStruk.3Chan.+ 102,6 +0,59
Deka Lux DekaStruk.3Chance 79,91 +0,73
Deka Lux DekaStruk.3Wachs. 45,90 +0,24
Deka Lux DekaStruk.4Chan.+ 156,7 +0,58
Deka Lux DekaStruk.4Chance 106,3 +0,73
Deka Lux DekaStruk.4Wachs. 52,12 +0,25
Deka Lux DekaStruk.Chance 82,04 +0,72
Deka Lux DekaStruk.Wachst. 44,57 +0,25
Deka LuxNachhaltBaStrRe CF 105,7 0,00
Deka Multi Asset In.CFA 86,42 +0,01
Deka RentenStratGlob CF 80,20 +0,02
Deka Tresor 85,43 –0,01
Deka Verm. DBA ausgewogen 138,7 +0,38
Deka Verm. DBA konservativ 111,0 +0,12
Deka Verm. DBA moderat 123,6 +0,24
Deka Verm. DBA offensiv 271,4 +0,71

FONDS DekaVerm.DekaStruk.5Chance 227,2 +0,72
DekaVerm.DekaStruk.5Chance+361,4 +0,59
DekaVerm.DekaStruk.5Wachst. 115,2 +0,25
DJE FMM-Fonds 810,7 –0,08
DWS Akkumula 2322,1 –0,20
DWS Artif Intel ND 502,3 –0,04
DWS Baloise-Aktienf 94,32 +0,07
DWS Baloise-Rentenf 20,90 +0,14
DWS Deutschland 326,0 –0,12
DWS ESG Investa 251,5 –0,27
DWS Europ. Opp LD 486,7 +0,75
DWS Eurorenta 48,13 +0,12
DWS Eurovesta 173,7 –0,18
DWS Gb. grundb. europa RC 36,77 0,00
DWS Heal. C TypO 329,0 +1,23
DWS Top World 209,7 –0,32
DWS US Growth 610,6 –0,40
DWS Vermbf.I LD 339,3 –0,26
Fidelity In Euro Blue Chip* 30,38 +0,50
Fidelity In EuropeanGrowth* 21,53 +0,28
Frank.Temp. Growth. Inc.Ad* 32,14 +0,41
Frank.Temp. TEM Euroland A* 34,69 +1,28
Frank.Temp. TEMGr.(Eur) Aa* 24,86 +0,36
MEAG ERGO Vermög Flexi* 66,20 +0,42
MEAG ERGO Vermög Robust* 52,64 +0,34
MEAG EuroBalance* 74,34 +0,54
MEAG EuroErtrag* 70,20 +0,17
MEAG EuroFlex* 43,03 0,00
MEAG EuroInvest A* 132,1 +0,82
MEAG EuroKapital* 66,56 +0,57
MEAG GlobalBalance DF* 82,09 +0,31
MEAG VermAnlage Komfort* 67,23 +0,22
Metzler Glob Gr Sus* 408,0 +0,07
Metzler Ir EuropeanGrowthA* 259,7 +0,34
ODDO BHF Algo Global DRW-€*193,8 +0,33
ODDOBHFAlgo Sust LeadCRW*379,8 +0,55
ODDO BHF MoneyMark CR 74,43 0,00
ODDO BHF Polaris Mod DRw* 77,81 +0,10
ODDO BHF Substanz-Fonds* 1456,6 +0,36
ODDO BHF Sus G Eq* 281,6 +1,35
ODDO BHF Vermögens-Fonds* 921,0 +0,28
Union LuxUni.Eur.M&S.Caps* 63,90 +1,01
Union Lux UniAsia* 104,5 +0,42
Union Lux UniAsia Pac.net* 169,6 +0,47
Union Lux UniDyn.Europa A* 155,7 +0,48
Union Lux UniEuropa* 3257,4 +0,90
Union Lux UniEuropaRenta* 41,86 +0,05
Union Lux UniGlobal II A* 202,3 +0,29
Union Lux UniMarktf. A* 102,9 +0,14
Union Lux UniSec. BioPha.* 165,9 +1,27
Union LuxUniSec. High Tech.* 319,7 +0,25
Union UniDeutschl. XS* 165,3 +1,29
Union UniESG Aktien DeuA* 297,3 +1,56
Union UniEuroRenta* 60,83 +0,07
Union UniFonds* 78,64 +1,94
Union UniGlobal* 468,6 +0,29
Union UniKapital* 106,1 –0,03
Union UniNordamerika* 758,6 +0,07
Union UniRenta* 15,89 +0,06
Union UniStrat:Offensiv* 87,88 +0,43
UniRealEst UniImmo:Dt.* 93,54 0,00
UniRealEst UniImmo:Europa* 50,42 0,00
Universal ZinsPlus FondsUI* 162,5 +0,07
Westinv . InterSel. 48,08 0,00EURO STOXX 50

Wirecard-Aktionäre bangen um Entschädigung
Im Wirecard-Skandal haben
Aktionäre und Gläubiger
des früheren Börsen-Stars
Milliarden verloren. Für sie
sieht es nach einem BGH-Ur-
teil schlecht aus.

Der Schriftzug vonWirecard an der damaligen Firmenzentrale des Zahlungsdienstleisters bei München. FOTO: KNEFFEL/DPA

Ansprüchegeschädigter
Aktionäre tretenhinter
denForderungenande-
rerGläubigerzurück.

Anzeige

»SZ digital«Immer auf Kurs bleiben:
Mit »SZ digital« inklusive Premium-Tablet. Infos unter sz-digitalpaket.de
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Servicebüros

MBMS Beratung S.A.R.L. 
72B Wäistross
5445 Schengen / Luxemburg
Tel. +49 352 671 048 252
E-Mail: order@mbmsberatung.com

Mahlow MediaService GmbH
Am Heideberg 15 
56333 Winningen
Tel.: (0 26 06) 96 36-0
E-Mail: info@mahlow-media.de
www.mahlow-media.de

FRANKREICH/LUXEMBURG Für Reise- und Bäderanzeigen

Nielsen

I
Hansestadt Hamburg,  
Hansestadt Bremen,  
Schleswig-Holstein,  
Niedersachsen

pms:  
PrintMedien- 
Service GmbH

Goldbekplatz 3 
22303 Hamburg 
Tel.: (0 40) 63 90 84-0 
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II
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IIIa
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Nielsen

IIIb
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Wörthstraße 25 
81667 München 
Tel. (089) 173007-0 
E-Mail: bawue@medienpartner.net

www. 
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Nielsen

IV
Bayern Medien-Service-

Bayern 
Verlagsbüro von 
Schroetter e.k.

Industriestraße 23 
86919 Utting am Ammerseee 
Tel.: (0 88 06) 92 464-00 
E-Mail: kontakt@vonschroetter.de

www. 
vonschroetter.de

Nielsen

V, VI, 
VII

Berlin,  
Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg,  
Sachsen-Anhalt, 
Thüringen, Sachsen

Tageszeitungs-
Service Berlin 
Printmedien 
Marketing GmbH

Giesensdorfer Straße 29 
12207 Berlin (Lichterfelde) 
Tel.: (0 30) 77 30 0 6-0 
Fax: (0 30) 77 30 0 6-20 
E-Mail:  
kontakt@verlagsbuero-tsb.de

www. 
verlagsbuero-tsb.de

Servicebüros

Score Media Group  
GmbH & Co. KG
info@score-media.de 
www.score-media.de

Im E-Paper, online und gedruckt

Ihre Kampagne in mehr als 420 regionalen Tageszeitungsmarken

Score Media ist die nationale Vermarktungsplattform für  
regionale Tageszeitungsmarken. Von der (Media-)Planung über  
Ideenfindung und Kreation bis zur Einbuchung und zum  
digitalen Beleg versand: Sie erhalten alles aus einer Hand.

Kontaktieren Sie uns.   

Nationale Vermarktung: �Score Media Group GmbH & Co. KG 
Willstätter Straße 62, 40549 Düsseldorf
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Redirects (dt.: Drittanbieter) ausgeliefert 
werden. Als Ausnahme gilt, wenn eine 
Funktion wie z. B. Smart-Downloading 
(Eyeblaster) genutzt wird.

Display-Banner Mobile

• �Anlieferung der Werbemittel:  
3 Werktage vor Veröffentlichung

• �Gestaltung der Werbemittel:  
35,00 Euro netto pro Werbemittel

• �Dateiformate:  
HTML5, JPG, GIF, PNG

• �Maximale Dateigröße:  
150 KB pro Werbemittel 
(Auflösung: 72 dpi)

Digitale Beilagen

• �Anlieferung der Werbemittel:  
3 Werktage vor Veröffentlichung

• �Dateiformate: PDF

Vorschaltscreen

• �Anlieferung der Werbemittel:  
3 Werktage vor Veröffentlichung

• �Formatanpassung ePaper:  
35,00 Euro netto pro Werbemittel

• �Dateiformate: JPG, PNG
• �Maximale Dateigröße: 300 KB
• �Formte: 768 x 1024 Pixel,  

1024 x 768 Pixel, 320 x 480 Pixel  
und 480 x 320 Pixel 
(es werden vier Formate benötigt)

Native Ad + Teaser

• �Anlieferung und Beauftragung  
des Textes:  
Je nach Produkt 6 bis 10 Werktage, 
Zuschlag bei Expresslieferung  
(3 Werktage)

• �Bereitstellung des Textes: DOCX (Word) 
• �Bereitstellung von Fotos:  

JPG inkl. Copyright 
• �Teaser: Der zugehörige Teaser wird von 

der PR-Redaktion erstellt.

Podcast

• �Anlieferung Textgrundlage:  
14 Tage vor Veröffentlichung

• �Produktion des Spots:  
Inklusive (wird eingesprochen)

• �Dateiformat: DOCX (Word), PDF
• �Textlänge:  

200 - 400 Zeichen
• �Länge des Spots:  

max. 30 Sekunden

• ��Weitere Informationen: 
Video-Dateien werden nach 
Absprache angenommen. User 
dürfen nicht per Pop-Up 
gezwungen werden, ein Plugin 
zu installieren, um das 
Werbemittel sehen zu können.  
Werbemittel dürfen nicht als 
Windows-, Mac- oder Unix-Info-
boxen oder Fehler
meldungsboxen dargestellt 
werden oder auf andere Art zu 
Verwechslungen mit System
meldungen führen.

• ��Datenübertragung: 
anzeigen@sz-sb.de
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technische Angaben Print

Ausführliche technische Daten unter:  
https://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben
1. A ll g emeines     
	 �Satzspiegel  
326 x 480 mm Abdruckgröße bei Anzeigenspalten,  
Rheinisches Format (3.360 mm);  
325 x 480 mm Abdruckgröße bei Textspalten,  
Rheinisches Format (3.360 mm); 
232 x 326 mm Abdruckgröße, Tabloid (1.630 mm)

	 �Spaltenbreite und Spaltenanzahl  
a) Anzeigenteil: 44 mm/7 Spalten,  
b) Textteil: 50 mm/6 Spalten (325 mm) 

	 �Grundschrift  
Anzeigenteil: 7,5 Punkt (bei Fließsatzanzeigen behält sich der 
Verlag – auch bei Anlieferung fertiger Vorlagen – Neusatz in 
der entsprechenden Grundschrift vor)

	 �Druckverfahren Offsetdruck
	 �Druckform Computer-to-Plate (CTP)

2 . �D r u c k u nterla     g en
	 �Rasterweite 60 (+/– 2) Linien/cm 
Werden Raster mit höherer oder niedrigerer Rasterweite 
eingesetzt, so ist die Gradation anzupassen, da hier höhere  
oder niedrigere Tonwertzunahmen auftreten.

	 �Strichbreite (Schriften und Linien) 
Negative Striche: mind. 0,15 mm;  
Positive Striche: mind. 0,10 mm. 
Kleine Negativschriften mindestens in Halbfett  
serifenlos ausführen!

	 �Rasterpunktform Gemäßigter Kettenpunkt 
Der erste Punktschluss sollte bei 40 %,  
der zweite Punktschluss bei 60 % liegen.

	 �CMYK-Separation Daten sind im CMYK-Farbraum mit dem 
entsprechenden ICC-Profil für den Zeitungsdruck anzuliefern. 
ICC-Profil zum Druckverfahren: WAN-IFRAnewspaper26v5 
(max. Farbauftrag 220%) 
Download unter: https://wan-ifra.org/wpf/icc/ 
Tonwertzunahme-Berücksichtigung: 26 % (Mittelton bei 40 %).

	 �Farb-Konvertierungen: RGB-Daten ohne Profil wird der  
sRGB-Farbraum zugewiesen und dieser wird für das  
entsprechende Druckverfahren relativ farbmetrisch  
umgerechnet. Schmuckfarben werden in CMYK aufgelöst. 
CMYK-Daten ohne Profil (kein Output-Intent/keine Ausgabe
bedingung) werden inhaltlich 1:1 übernommen,  
ggf. farbtechnisch für den Zeitungsdruck angepasst.  
In allen Fällen, in denen eine Farb-Konvertierung notwendig ist, 
kann es zu Veränderungen der Farbwerte kommen.  
Bei Nichtberücksichtigung der o. a. Angaben werden die Daten 
automatisiert und standardisiert angepasst, Reklamationen 
sind dann ausgeschlossen.

technische angaben print

Bei der Saarbrücker Zeitung wird die im Zeitungsdruck gültige  
ISO 12647-3:2013 angewendet. Mit dieser Maßnahme schließen wir  
uns der Mehrzahl der Zeitungsverlage an und unterstützen damit die 
Standardisierungsbemühungen in der Branche.

Spalten 1 2 3 4 5 6 7

 Breite (mm) 
Textspalte 50 105 160 215 270 325 –

 Breite (mm) 
Anzeigenspalte 44 91 138 185 232 279 326

Seitenhöhe 480 mm, ganzseitige Panorama-Anzeige: 675 x 480 mm 

3. �A nforder       u n g en  an  Datenträ     g er  u nd  
Datena   u sta  u sc  h

	 �Datenanlieferung E-Mail: anzeigen@sz-sb.de
	 �Datenformate Es werden vorzugsweise PDF-Dateien mit 
inkludierten Schriften verarbeitet. Der Verlag behält sich vor, 
Dateien von veralteten oder nicht gebräuchlichen Programmen 
bzw. Versionen zu reklamieren.  
Hinweis: Aus Office-Dateien (Word, Excel) werden die Texte 
übernommen. Eingebundene Logos müssen die notwendige 
Auflösung haben, um produziert werden zu können. Fonts 
werden ersetzt.  
Der Kunde hat sicherzustellen, dass die von ihm zur Verfügung 
gestellten Schriften, Bilder und Logos frei von Rechten Dritter 
sind und Rechte Dritter nicht verletzen. Verletzt der Kunde diese 
Pflicht und wird der Verlag deshalb in Anspruch genommen, hat 
der Kunde den Verlag von diesen Ansprüchen einschließlich der 
dem Verlag aus der Inanspruchnahme erwachsenden Kosten 
freizustellen.

	 �Bildauflösung Bilddaten dürfen nicht in zu feiner Auflösung 
geliefert werden, weil sonst Rechen- und Verarbeitungszeiten 
unvertretbar hoch werden. Eine 4c-Bilddatei sollte nicht mehr als 
100 Kilobyte/cm2 enthalten. Eine höhere Auflösung führt zu 
keiner Qualitätsverbesserung im Druck. Für die tatsächliche 
Bildausgabegröße sollte die Bildeingabeauflösung von 200 dpi 
nicht unterschritten werden.

4. F ormate   

http://leserservice.saarbruecker-zeitung.de/Services/technische-angaben
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Allgemeine Geschäftsbedingungen

A llgemeine         G esc   h äftsbedingungen               für   A nzeigen       und   
F remdbeilagen            in  der   S aarbrücker          Z eitung      und  /oder     
dem   P fä lzischen        M erkur     und   für   O nline     - W erbemittel           
auf   unseren       digitalen        K anälen    

1 	� „Werbeauftrag“ im Sinn der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Ver-
trag über die Veröffentlichung einer oder mehrerer Anzeigen eines Werbungtreibenden oder 
sonstiger Inserenten in einer Druckschrift oder einem Online-Medium zum Zweck einer Ver-
breitung. Digitale Kanäle sind u. a. saarbruecker-zeitung.de, pfaelzischer-merkur.de, sol.de 
und volksfreund.de sowie die zum Verlag gehörenden Apps, Newsletter und Social Media 
Seiten. Werbeaufträge im digitalen Bereich sind insbesondere: Banner, Advertorials, Sub-
channel, Social Media Postings und Multimedia Content. Für jeden Werbeauftrag und für alle 
Folgeaufträge gelten die vorliegenden AGB sowie die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
aktuelle Preisliste des Anbieters (nachfolgend „Verlag“), deren Regelungen einen wesentli-
chen Vertragsbestandteil bilden. 

2	 �Die AGB gelten sinngemäß für Beilagenaufträge. Diese werden vom Verlag grundsätzlich 
erst nach Vorlage eines Musters angenommen. 

3 	�A ufträge für Anzeigen bzw. Werbung können persönlich, telefonisch, schriftlich, per E-Mail, 
Telefax oder per Internet aufgegeben werden. Der Verlag haftet nicht für Übermittlungsfeh-
ler. Bei der Aufgabe über das Internet kann der Auftraggeber während des Bestellvorgangs 
jederzeit und abschließend noch einmal durch Anklicken des „Zurück“- Buttons zu den vor-
herigen Eingabemasken zurückspringen und seine Angaben prüfen und ggf. korrigieren.  
Der Anzeigenauftrag kommt zustande durch die Buchung der Anzeige durch den Auftragge-
ber (Angebot) und Bestätigung der Buchung durch den Verlag in Textform (Annahme) oder 
durch Zusendung der Rechnung. Der Verlag sendet dem Auftraggeber in einer automatisch 
generierten E-Mail die Bestätigung über die Anzeigenbuchung mit dem Anzeigentext zu. 
Registrierte Kunden können ihre Anzeigen im LogIn-Bereich einsehen. Dort werden die An-
zeigen 13 Monate gespeichert.

4 	 �Bei Anzeigenaufträgen besteht kein Widerrufsrecht für Verbraucher. Gemäß § 312 g Abs. 2 
Nr. 1 BGB ist das Widerrufsrecht bei Verträgen über Leistungen ausgeschlossen, die nicht 
vorgefertigt sind und für deren Herstellung eine individuelle Auswahl durch den Verbraucher 
maßgeblich ist oder die auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten 
sind.

5 	� Rubrikenanzeigen werden grundsätzlich nur in der jeweiligen Rubrik abgedruckt. Sofern kei-
ne eindeutige Platzierung vereinbart ist, kann der Verlag die Rubrik vorgeben.

6 	 �Die in der Preisliste ausgewiesenen Anzeigen- und Erscheinungstermine sind für den Verlag 
unverbindlich. Dem Verlag steht es frei, die Anzeigen- und Erscheinungstermine (auch bei 
Sonderveröffentlichungen) kurzfristig dem Produktionsablauf entsprechend anzupassen.

7 	� Textteil-Anzeigen sind Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an den Text und nicht an 
anderen Anzeigen angrenzen. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht 
als Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit dem Wort „Anzeige“ deutlich 
kenntlich gemacht. Sofern keine eindeutige Platzierung vereinbart ist, kann der Verlag die 
Platzierung frei bestimmen. Nach Rücksprache mit dem Kunden kann der Verlag Online-An-
zeigen in einem anderen Ressort platzieren, sofern das gewünschte Ressort bereits belegt 
ist oder die gebuchte Ausspielungsmenge des Banners aufgrund der aktuellen digitalen 
Reichweite nicht erreicht werden kann. Sollte die digitale Ausspielung aufgrund technischer 
Störungen nicht möglich sein, steht es dem Kunden frei, seine Schaltung kostenlos zu einem 
anderen mit dem Verlag abgestimmten Zeitpunkt zu wiederholen. Ein Recht auf Rückerstat-
tung des Gesamt- bzw. eines Teilbetrages besteht nicht. EPaper-Seitenplatzierungen sind 
nicht verbindlich. Aufgrund der sogenannten Interstitialwerbung kann sich die Seitenreihen-
folge verschieben.

8 	 �Der Verlag kann Anzeigenaufträge nach sachgemäßem Ermessen ablehnen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn der Inhalt der Anzeigenaufträge gegen Gesetze oder behördliche Bestimmun-
gen verstößt, vom deutschen Werberat beanstandet wurde, wenn deren Veröffentlichung für 
den Verlag wegen des Inhalts, der Herkunft oder der technischen Form unzumutbar ist oder 
Beilagen durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der 
Zeitung erwecken oder Fremdanzeigen enthalten.

9 	� Die Schlusstermine für Anzeigenunterlagen (= Anzeigenschluss) sind den jeweils gültigen 
Seiten mit den Verlagsangaben und für die Rubriken den Branchenseiten der Preisliste des 
Verlags zu entnehmen. Für die rechtzeitige Lieferung fehlerfreier Druckdaten, Banner, Text- 
und Bildmaterial oder der Beilagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für erkennbar unge-
eignete oder nicht lesbare Druckdaten fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Verlag 
gewährleistet die für die belegte Ausgabe übliche Druckqualität im Rahmen der durch die 
Druckdaten gegebenen Möglichkeiten bzw. die digitale Ausspielung in der durch den Auf-
traggeber gelieferten Qualität. Die Pflicht zur Aufbewahrung von Druckdaten endet drei 
Monate nach Veröffentlichung der Anzeige.

10 	 �Reklamationen müssen vom Auftraggeber bei offensichtlichen Mängeln spätestens inner-
halb von zwei Wochen nach Eingang der Rechnung geltend gemacht werden. Nicht offen-
sichtliche Mängel muss der Auftraggeber spätestens ein Jahr nach Veröffentlichung der 
Anzeige reklamieren. Bei fehlerhaftem Abdruck einer Anzeige, trotz rechtzeitiger Lieferung 
einwandfreier Druckdaten und rechtzeitiger Reklamation, kann der Auftraggeber den Ab-
druck einer einwandfreien Ersatzanzeige verlangen. Der Anspruch auf Nacherfüllung ist 

ausgeschlossen, wenn dies für den Verlag mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden ist. 
Lässt der Verlag eine ihm gesetzte angemessene Frist verstreichen, verweigert er die 
Nacherfüllung, ist die Nacherfüllung dem Verlag nicht zumutbar oder schlägt sie fehl, so hat 
der Auftraggeber das Recht, vom Vertrag zurückzutreten oder Zahlungsminderung in dem 
Ausmaß geltend zu machen, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Gewähr-
leistungsansprüche von Kaufleuten verjähren zwölf Monate nach Veröffentlichung der ent-
sprechenden Anzeige. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Gewährleistungsfristen.

11 	� Der Verlag haftet für vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte Schäden, für Schäden aus 
schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schäden 
aufgrund mindestens leicht fahrlässiger Verletzung einer Pflicht, deren Erfüllung die ord-
nungsgemäße Durchführung des Werbeauftrags überhaupt erst ermöglicht, deren Verlet-
zung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet und auf deren Einhaltung der Auftragge-
ber regelmäßig vertraut. Die Schadensersatzpflicht ist – abgesehen von der Haftung für 
Vorsatz und schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit – auf 
den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Im Übrigen sind Scha-
denersatzansprüche gegen den Verlag unabhängig vom Rechtsgrund ausgeschlossen. So-
weit die Haftung des Verlages nach den vorstehenden Regelungen ausgeschlossen oder 
beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung der Mitarbeiter, Vertreter und Erfül-
lungsgehilfen. Unberührt bleibt die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. Schadener-
satzansprüche gegen den Verlag verjähren, mit Ausnahme von Ansprüchen aus unerlaubter 
oder vorsätzlicher Handlung, in zwölf Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Auftraggeber 
von den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt hat oder hätte erlangen müs-
sen. Beachtet der Auftraggeber die Empfehlungen des Verlages zur Erstellung und Übermitt-
lung von digitalen Druckunterlagen nicht, stehen ihm keine Ansprüche wegen fehlerhafter 
Anzeigenveröffentlichung zu. Dies gilt auch, wenn er sonstige Regelungen dieser AGB oder 
der Preisliste nicht beachtet. Der Kunde haftet dafür, dass übermittelte Daten frei von Viren 
sind. Dateien mit Viren kann der Verlag löschen, ohne dass der Kunde hieraus Ansprüche 
herleiten könnte. Der Verlag behält sich im Übrigen Ersatzansprüche für von Viren verur-
sachten Schäden vor.

12	� Korrekturabzug  werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. Der Auftraggeber trägt die 
Verantwortung für die Richtigkeit der zugesandten Korrekturabzug . Der Verlag berücksich-
tigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersendung des Korrekturabzug  
gesetzten Frist mitgeteilt werden. Sollte der Auftraggeber nach Übermittlung von drei Kor-
rekturabzügen weitere Änderungen verlangen, die nicht auf einer Abweichung des Korrektur-
abzugs vom Auftrag beruhen, wird der Verlag dem Auftraggeber für die Erstellung und Liefe-
rung jedes weiteren Korrekturabzuges einen Pauschalbetrag in Höhe von 12,00 € zzgl. 
Mehrwertsteuer in Rechnung stellen. Kosten für besondere, vom Auftraggeber veranlasste 
Leistungen sowie für von ihm gewünschte oder zu vertretende erhebliche Änderungen 
ursprünglich vereinbarter Ausführungen trägt im Übrigen der Auftraggeber.

13	� Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die nach Art der Anzeige 
übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Berechnung zugrunde gelegt.

14 	� Anzeigen-Rechnungen sind sofort nach Rechnungserhalt fällig und ohne Abzug zu bezahlen. 
Bei Zahlungsverzug werden sämtliche offenstehenden Rechnungen bzw. Nachberechnun-
gen zur sofortigen Zahlung fällig. Bei Stundung oder Zahlungsverzug werden Zinsen ent-
sprechend § 288 BGB berechnet. Mahn- und Inkassokosten, die durch Zahlungsverzug ent-
stehen, trägt der Auftraggeber. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere Ausführung 
eines laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstellen und Vorauszahlung verlangen. 
Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers ist der Verlag 
berechtigt, das Erscheinen weiterer Anzeigen, abweichend von einem ursprünglich verein-
barten Zahlungsziel, von der Vorauszahlung des Anzeigenentgelts und vom Ausgleich offe-
ner Rechnungsbeträge abhängig zu machen. Bei telefonischer Auftragsannahme werden 
Aufträge von Anzeigen-Kunden mittels Einzugsermächtigung abgewickelt. Fehlerhafte An-
zeigenrechnungen können innerhalb von sechs Monaten nach Rechnungsstellung korrigiert 
werden. Der Auftraggeber ist zur Aufrechnung mit Gegenansprüchen nur berechtigt, wenn 
seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt oder nicht bestritten sind. Zum Einzug Ihrer 
Forderung können Sie dem Verlag ein SEPA Basismandat erteilen. Der Einzug der Lastschrift 
erfolgt 5 Tage nach Rechnungsdatum. Die Frist für die Vorabankündigung (Pre-Notification) 
wird auf 5 Tage verkürzt. Der Käufer sichert zu, für die Deckung des Kontos zu sorgen. Kos-
ten, die aufgrund von Nichteinlösung oder Rückbuchung der Lastschrift entstehen, gehen zu 
Lasten des Rechnungsempfängers.

15 	� Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenbeleg. Je nach Art und Um-
fang des Anzeigenauftrages werden Anzeigenausschnitte, Belegseiten oder vollständige 
Belegnummern geliefert, nach Wahl des Verlages auch als PDF-Datei. Kann ein Beleg nicht 
mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des 
Verlages über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige. Gedruckte Belegexemplare 
können nur bis vier Wochen nach Erscheinen zur Verfügung gestellt werden. Für digitale 
Aufträge erfolgt kein Belegversand.

16 	� Zuschriften auf Chiffre-Anzeigen werden per Post weitergeleitet. Der Verlag behält sich vor, 
bei Stückzahlen ab zehn gewerblichen Zuschriften von einem Absender eine Weiterleitungs-
gebühr auf der Basis des jeweils gültigen Posttarifs zu berechnen. Der Auftraggeber kann 
den Verlag berechtigen, Zuschriften anstelle und im erklärten Einverständnis des Auftragge-
bers zu öffnen.

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN
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Allgemeine Geschäftsbedingungen

Z usätzlic       h e V erlagsangaben           

a 	� Unbeschadet der Regelung in Ziffer 10 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen haftet 
der Verlag nicht, wenn er bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeigen- und Beilagen-
texte die geschäftsübliche Sorgfalt anwendet. Er haftet auch nicht, wenn er von den 
Auftraggebern irregeführt oder getäuscht wird. Der Auftraggeber trägt in diesen Fällen 
allein die Verantwortung.

b 	 �Der Auftraggeber ist für den rechtlichen Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der Anzei-
ge verantwortlich und stellt sicher, dass die Inhalte, insbesondere Texte, Bilder und 
Grafiken, keine Rechte Dritter, insbesondere Urheberrechte oder sonstige Schutzrechte 
verletzen und alle auf Fotos abgebildeten Personen mit der Veröffentlichung in der 
Print- und Online- Ausgabe einverstanden sind. Er stellt den Verlag von allen Ansprü-
chen Dritter wegen der Veröffentlichung der Anzeige frei, einschließlich der angemes-
senen Kosten zur Rechtsverteidigung. Der Verlag ist nicht zur Prüfung verpflichtet, ob 
ein Anzeigenauftrag die Rechte Dritter beeinträchtigt. Ist der Verlag zum Abdruck einer 
Gegendarstellung verpflichtet, hat der Auftraggeber die Kosten nach der gültigen Anzei-
genpreisliste zu tragen.

c 	 �Wird infolge höherer Gewalt oder Störung des Arbeitsfriedens dem Verlag die Erfüllung 
eines Auftrags unmöglich, so darf der Verlag die Anzeige zum nächsten Erscheinungs-
termin in die Zeitung aufnehmen. Ein Anspruch auf Schadensersatz steht dem Auftrag-
geber in diesen Fällen nicht zu.

d 	� Bei fernmündlich aufgegebenen Bestellungen und Änderungen übernimmt der Verlag 
keine Haftung für die Richtigkeit der Wiedergabe. Abbestellungen bedürfen der schrift-
lichen Form.

e 	 Der Inserent räumt dem Verlag das Recht zur Korrektur offensichtlicher Schreibfehler ein.

f 	 �Bei blattbreiten Anzeigen bzw. Eckformaten kann ein Textanschluss nur bis zu einer 
Höhe von 380 mm ermöglicht werden. Höhere Anzeigenformate werden auf volle Satz-
spiegelhöhe (480 mm) berechnet. Im Anzeigenteil werden blattbreite Anzeigen bzw. 
Eckformate ab 410 mm Höhe ganzseitig berechnet.

g 	 �Für amtliche Anzeigen, die zu ermäßigten Preisen abgerechnet werden, wird keine 
Mittlervergütung bezahlt.

h 	 Der Ausschluss von inserierenden Mitbewerbern ist nicht möglich.

i 	 �Internet-Anzeigen: Der Verlag behält sich vor, Anzeigen auch in elektronischen Medien 
zu veröffentlichen. Bei Anzeigen, die im Internet veröffentlicht werden, ist der Verlag 
berechtigt, die Anzeigen technisch zu bearbeiten und optisch zu verändern. Bei Ausfall 
der technischen Verfügbarkeit des elektronischen Mediums/der elektronischen Medien 
oder fälschlicher Darstellung übernimmt der Verlag keine Haftung, sofern die Ursache 
für den Ausfall oder die fälschliche Darstellung nicht im Verursachungsbereich des 
Verlages liegen.

j	 �Unbeschadet der Regelung in Ziffer 7 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen behält 
sich der Verlag vor, alle mit Anschluss an redaktionelle Texte veröffentlichten Anzeigen 
mit dem Wort „Anzeige“ zu kennzeichnen.

k 	� Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die Rechnung sofort, möglichst 
aber 14 Tage nach Veröffentlichung der Anzeige übersandt. Der Auftraggeber stimmt 
einer Übersendung als PDF-Datei an die E-Mail-Adresse zu, die im Rahmen der Auftrags
abwicklung genutzt oder zu diesem Zweck mitgeteilt wurde. Die Rechnung ist innerhalb 
der aus der Preisliste ersichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufenden Frist zu 
bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine andere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung 
vereinbart ist. 

l 	� Todesanzeigen und Nachrufe werden auch unter https://saarbruecker-zeitung.trauer.
de/ und im Portal www.trauer.de bundesweit veröffentlicht und können dort recher-
chiert werden. Der Auftraggeber kann dem widersprechen, wenn er keine Online-Veröf-
fentlichung wünscht. Es gelten zusätzlich die Datenschutzhinweise der VRS Medien 
GmbH & Co. KG (https://www.trauer.de/Statisches/Datenschutz.aspx).	 
Der Auftraggeber versichert, dass alle in der Anzeige genannten Personen mit der Ver-
öffentlichung ihrer personenbezogenen Daten einschließlich der in der Anzeige enthal-
tenen Bilder einverstanden sind und stellt den Verlag von allen diesbezüglichen Ansprü-
chen frei.

17 	� Für die Gewährung eines Rabattzusammenschlusses für Tochtergesellschaften ist der 
schriftliche Nachweis einer mehr als 50%igen Kapitalbeteiligung erforderlich. Der Verlag 
gewährt Rabattzusammenschlüsse nur bei privatwirtschaftlich organisierten Unternehmen.

18 	�I st der Werbeauftrag nach den geltenden deutschen gesetzlichen Bestimmungen nicht 
mehrwertsteuerpflichtig, erfolgt die Rechnungsstellung ohne Mehrwertsteuerberechnung. 
Der Verlag ist zur Nachberechnung der Mehrwertsteuer berechtigt, wenn die Finanzverwal-
tung die Steuerpflicht der Anzeige bejaht.

19 	 �Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen 
gegenüber den Werbungtreibenden an die Preise des Verlages zu halten. Die vom Verlag 
gewährte Vermittlungsprovision errechnet sich aus dem Kunden-Netto, also nach dem Ab-
zug von Rabatt, ggf. Boni und Mängelnachlass. Die Vermittlungsprovision wird nicht auf 
Privatpreise gewährt und fällt nur bei Vermittlung von Aufträgen Dritter an. Sie wird nur an 
vom Verlag anerkannte Werbeagenturen vergütet und dies nur unter der Voraussetzung, 
dass der Auftrag unmittelbar von der Werbeagentur erteilt wird, der die Beschaffung der 
fertigen und druckreifen Druckunterlagen obliegt und eine Gewerbeanmeldung als Werbe-
agentur vorlegt. Dem Verlag steht es frei, Aufträge von Werbeagenturen abzulehnen, wenn 
Zweifel an der berufsmäßigen Ausübung der Agenturtätigkeit oder der Bonität der Werbe-
agentur bestehen. Anzeigenaufträge durch Werbeagenturen werden in deren Namen und auf 
deren Rechnung erteilt. Soweit Werbeagenturen Aufträge erteilen, kommt daher der Vertrag 
im Zweifel mit der Werbeagentur zustande. Soll ein Werbungtreibender Auftraggeber wer-

den, muss dies gesondert und unter namentlicher Nennung des Werbungtreibenden verein-
bart werden. Der Verlag ist berechtigt, von der Werbeagentur einen Mandatsnachweis zu 
verlangen.

20 	 �Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, dass er über Änderungen dieser AGB auf 
der Homepage (saarbruecker-zeitung.de) unterrichtet werden kann. Die Änderung gilt als 
vom Auftraggeber genehmigt, wenn er nicht innerhalb von vier Wochen ab Bekanntgabe oder 
ggf. Zugang der Unterrichtung der Änderung widerspricht. Widerspricht der Auftraggeber 
können laufende Verträge vom Verlag fristgerecht gekündigt werden. Es gilt deutsches 
Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und unter Ausschluss von Kollisionsrecht. Erfül-
lungsort ist Saarbrücken; Gerichtsstand für Klagen gegen Kaufleute, juristische Personen 
des öffentlichen Rechts ist Saarbrücken.

21 	 �VERBRAUCHERSCHLICHTUNG 
Die Europäische Kommission stellt eine von ihr betriebene Plattform zur außergerichtlichen 
Online-Streitbeilegung (OS) bereit. Die Plattform finden Sie im Internet unter http://ec.euro-
pa.eu/consumers/odr/. Wir sind nicht bereit und nicht verpflichtet, an Streitbeilegungsver-
fahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen

22 	� Der Verlag speichert, verarbeitet und nutzt die im Zusammenhang mit der Geschäftsbezie-
hung erhaltenen personenbezogenen Daten nur nach Maßgabe der unter https://www.saar-
bruecker-zeitung.de/info/datenschutz/ abrufbaren Datenschutzerklärung.
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